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EU und Währungsunion 

Vor 25 Jahren wurde eine „misslungene Währungs¬ 
union“ beschlossen. Vor zehn Jahren wurden Bul¬ 
garien und Rumänien in die EU aufgenommen. 

Seiten 3 und 7 


Gegen G20 in Hamburg 

Der Protest gegen den G20-Gipfel Anfang Juli in 
Hamburg formiert sich. Doch haben sich auch un¬ 
terschiedliche Lager gebildet. 

Seite 5 
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Powerplay 

Trump-Regierung schafft Fakten - und Proteste 



M an kann Donald Trump we¬ 
der Zögerlichkeit noch In¬ 
konsequenz unterstellen. In¬ 
nerhalb weniger Tage Unterzeichnete 
er über zwölf Dekrete (executive Or¬ 
ders), welche seine zentralen Wahl¬ 
kampfversprechen umsetzen sollen. 
Unter anderem geht es um die Ab¬ 
schaffung von „Obamacare‘,‘die Mau¬ 
er zu Mexiko, den Ausstieg aus TPP, 
den Weiterbau der durch Sioux-Ge¬ 
biet verlaufenden Keystone-XL- und 
der Dakota-Access-Rohöl-Pipeline 
aus dem kanadischen Alberta, den 
Abbau von Umweltauflagen bei Inf¬ 
rastrukturprojekten und die Erschwe¬ 
rung von Abtreibungen. Dazu kommt 
ein genereller Einstellungsstopp bei 
Bundesbehörden und Ministerien. 
Ausgenommen natürlich das Militär. 

Für landesweite Proteste sorgte 
allerdings das von Trump verhängte 
90-tägige Einreiseverbot für Men¬ 
schen mit einem Pass aus sieben als 
muslimisch gekennzeichneten Län¬ 
dern: Irak, Iran, Jemen, Libyen, So¬ 
malia, Sudan und Syrien. Es geht nach 
Darstellung der Regierung darum, 
„radikal-islamistische Terroristen von 
den Vereinigten Staaten fernzuhal¬ 
ten“. Das erscheint selbst auf den ers¬ 
ten Blick unsinnig, denn wie sogar das 
konservative Cato-Institut feststellt, 
hat bislang niemand aus diesen Staa¬ 
ten mit einem Anschlag Menschen in 
den USA umgebracht. Dagegen sind 
die (neben den USA) weltweit größ¬ 
ten Terror- und Terroristenproduzen¬ 
ten, Saudi-Arabien, Ägypten, Katar 
und die Vereinigten Arabischen Emi¬ 
rate (VAE), außen vor. Die Liste war 
übrigens noch von der Regierung Ob- 
ama erstellt worden. Trump zitiert sie 
in seinem Erlass nur. 

„US-Präsident regiert mit Vor¬ 
schlaghammer“, ereifert sich die deut¬ 
sche Illustrierte „Focus“. „Das radika¬ 
le Einreiseverbot geht an die Grund¬ 
festen der USA‘ wettert der „Spiegel“. 
Es ist schon bemerkenswert, wie kon¬ 
sequent die Atlantiker, die früher jede 
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Kritik am brutalen Kriegskurs der US- 
Politik als Antiamerikanismus brand¬ 
markten, ihren Anti-Trump-Kurs for¬ 
cieren. Natürlich ist dabei auch immer 
eine gehörige Portion Eigenreklame 
dabei. Regierungssprecher Steffen 
Seibert kann Sätze sagen wie: Die 
Kanzlerin sei „überzeugt, dass auch 
der notwendige entschlossene Kampf 
gegen den Terrorismus es nicht recht¬ 
fertigt, Menschen einer bestimm¬ 
ten Herkunft oder eines bestimmten 
Glaubens unter Generalverdacht zu 
stellen“. 

Damit sich die Flüchtlingskin¬ 
der küssende Kanzlerin ihre Hände 
in Unschuld waschen kann, zahlt sie 
dem türkischen Türsteher vor EU- 
Europa drei Milliarden Euro, damit 
er die rund drei Millionen Flüchtlin¬ 
ge in seinem Land nicht nach Euro¬ 
pa lässt. Zusätzlich lässt sie die „Bal¬ 
kanroute“ durch Länder wie Ungarn 
dichtmachen. Die Mauer, die Trump 
an der Grenze zu Mexiko errichten 
will, ein Vorhaben, für das schon sein 


Vorgänger Bill Clinton viel Beifall 
bekam, gibt es hier längst: Das Mit¬ 
telmeer. Seit 2014 sind dort mehr als 
10 000 Menschen ertrunken. Das dürf¬ 
te eine der höchsten Opferzahlen sein, 
die je eine Grenzabsicherung gefor¬ 
dert hat. Aber es ist natürlich immer 
gut, auf den Splitter im Auge des ande¬ 
ren zeigen zu können, wenn man gera¬ 
de dabei ist, nicht nur eine Forderung 
der AfD nach der nächsten zu erfül¬ 
len, sondern auch und gerade beklagt, 
dass die Trump-Regierung möglicher¬ 
weise die Verständigung mit Russland 
sucht und vielleicht auch von den bru¬ 
talen Interventionskriegen, dem west¬ 
lichen Terrorismus im Nahen Osten 
abrückt, der das Flüchtlingselend ja 
erst geschaffen hat. Weswegen Frau 
von der Leyen und andere nun ersatz¬ 
weise die Europäer an die Front schi¬ 
cken wollen. Da fragt es sich schon, 
wer die größeren Zyniker sind. 

Der Aktionismus Trumps dürf¬ 
te andere Ursachen haben. Das Wa¬ 
shingtoner Establishment hat sich mit 


seiner Wahlschlappe keineswegs abge¬ 
funden. Seit Ronald Reagan hat das 
Auswechseln des Frontmannes kei¬ 
nen Bruch mit der neoliberalen wirt¬ 
schaftspolitischen Grundausrichtung 
bedeutet. Das ist mit Trump anders. 
Trumps Präsidentschaft ist daher al¬ 
les andere als stabil, um nicht zu sagen 
hochgradig gefährdet. 

Trump versucht dagegen, seine 
Basis, seine Wählerinnen und Wähler, 
zu mobilisieren. Nicht nur über Twit- 
ter, sondern vor allem mit der Bot¬ 
schaft: Ich mache nicht nur Sprüche, 
ich werde liefern. Da die Parteioberen 
der Demokraten die linke Alternati¬ 
ve Sanders von vornherein blockiert 
hatten, blieb nur der populistische, 
fremdenfeindliche Milliardär. Für die 
meisten keine angenehme Wahl, aber 
die einzige Alternative. Trump scheint 
entschlossen, mit diesem schwanken¬ 
den Votum gegen das vereinte etab¬ 
lierte Machtkartell durchzuhalten. Ob 
es ihm gelingt, ist eine offene Frage. 

Klaus Wagener 


Nicht am Vorabend des Faschismus 

7. PV-Tagung diskutiert Rechtsentwicklung - Strategie soll näher bestimmt werden 


„Natürlich bekämpfen wir die AfD, 
aber das reicht bei weitem nicht.“ So 
schloss der Parteivorsitzende Patrik 
Köbele sein Referat zur Rechtsent¬ 
wicklung auf der 7. Vorstandstagung 
der DKP. Er machte deutlich, dass die 
DKP die Entwicklung nach Rechts für 
einen „umfassenderen Prozess“ halte. 
Sie könne nicht mit einer Fokussie¬ 
rung des Kampfes auf die AfD ge¬ 
stoppt werden. Köbele wiederholte 
die Einschätzung, dass wir eben nicht 
„am Vorabend des Faschismus stehen. 
Natürlich behält sich die herrschende 
Klasse in Deutschland diese Karte 
immer vor, aber eine Notwendigkeit 
dazu gibt es derzeit für sie nicht.“ - 
Dafür sei die Linke zu schwach, die 
Arbeiterklasse und die Arbeiterbewe¬ 
gung zu stark eingebunden. Statt des¬ 
sen gebe es, sagte Köbele, eine „Ten¬ 
denz zu einer autoritären Variante der 
Herrschaftsausübung“. 

In mehreren Beiträgen in der Dis¬ 
kussion wurde auf die sozialen Ur¬ 


sachen der Entwicklung nach rechts 
hingewiesen. Die Arbeitsbedingungen 
der Lohnabhängigen und ihre Rechte 
in Betrieb und Gesellschaft seien sys¬ 
tematisch verschlechtert worden. Die 
damit erzeugte Unsicherheit der Men¬ 
schen führe zur größeren Akzeptanz 
rechter Scheinlösungen. Köbele hat¬ 
te betont, dass die Rechtsentwicklung 
„von Staatsorganen betrieben“ werde. 
Zum ersten Mal in der Geschichte der 
Bundesrepublik sei es gelungen, An¬ 
sätze von Massenbewegung mit rassis¬ 
tischen und nationalistischen Inhalten 
und einem fließenden Übergang zum 
offenen Faschismus auf die Straße zu 
bringen. Mit diesen richtig umzuge¬ 
hen und sie zu bekämpfen, sei keine 
einfache Frage, formulierten Teilneh¬ 
mer der Diskussion. Ausschließlich 
die große Einheit auf bürgerlicher, 
moralischer Basis gegen die AfD for¬ 
mieren zu wollen sei dabei der eine, 
„rechtsopportunistische“ Fehler. Der 
andere sei die Überbetonung des blin¬ 


den Straßenkampfes, ein „linksoppor¬ 
tunistischer“ Fehler. 

Beim nächsten Parteitag, der vo¬ 
raussichtlich für den 3./4. März 2018 
nach Frankfurt einberufen wird, soll 
nach den Vorstellungen des Sekre¬ 
tariats das Ringen um eine Strategie 
zum Eingreifen der Partei in die aktu¬ 
ellen Klassenkämpfe im Mittelpunkt 
stehen, sagte Köbele. Ein Anlass da¬ 
für sei die aktuelle Diskussion in der 
Partei über die antimonopolistische 
Strategie. 

„Wir sehen in dieser Diskussion 
ein Zeichen dafür, dass in der DKP - 
wie übrigens in anderen Schwester¬ 
parteien Europas auch - ein Ringen 
darum stattfindet, welchen Weg die 
Partei einschlagen soll, um die Arbei¬ 
terklasse perspektivisch zu einer he- 
gemonialen Kraft zu formieren“, for¬ 
mulierte Köbele. „Die sich real vor 
unseren Augen abspielenden Klas¬ 
senkämpfe schreien danach, dass wir 
als Kommunistische Partei eine ad¬ 


äquate Orientierung entwickeln, die 
darauf abzielt, die anhaltende Offen¬ 
sive der deutschen Monopolbourgeoi¬ 
sie abzuwehren.“ Bei alledem sei sich 
das Sekretariat einig, dass es entspre¬ 
chend der Programmatik der DKP 
um eine Strategieentwicklung auf der 
Grundlage der Theorie des staatsmo¬ 
nopolistischen Kapitalismus gehe. Die 
strategische Grundlinie, wie sie unser 
Programm entwickelt, sei richtig. Die 
Partei müsse jetzt mit ganzer, gemein¬ 
samer Kraft darum ringen, die derzei¬ 
tige Kampfetappe, in der wir uns be¬ 
finden, möglichst genau zu bestimmen. 

Den Charakter der EU als neoli¬ 
berales und imperialistisches Projekt 
behandelte das Referat von UZ-Chef¬ 
redakteur Lucas Zeise, der damit zur 
genaueren Bestimmung der Kamp¬ 
fetappe einen Beitrag leisten wollte. 
Köbele kündigte an, der kommenden 
PV-Tagung den Entwurf eines inhaltli¬ 
chen Antrags an den 22. Parteitag vor¬ 
zulegen. Lucas Zeise 


Thema der Woche 


Ehrung für Herbert Mies 

„Mit der Intensivierung ihres Kampfes, der 
auch unserer ist, erweisen die deutschen 
Kommunisten ihrem verstorbenen früheren 
Anführer die beste Ehre“ - das schrieb der 
Generalsekretär der Sandinisten aus Nicara¬ 
gua nach dem Tod von Herbert Mies. Familie, 
Freunde und Genossen trauern um den frü¬ 
heren DKP-Vorsitzenden. 

UZ dokumentiert Trauerreden und Beileids¬ 
schreiben. 

Seiten 12 und 13 


Arbeiter, 
Journalist, 
68er und 
Kommunist 

Die DKP trauert um Rolf „Rolli“ Prie- 
mer, der am 29. Januar gestorben ist. 
Priemer stand als Mitbegründer und 
Vorsitzender der Sozialistischen Deut¬ 
schen Arbeiterjugend (SDAJ) für den 
Teil der 68er-Bewegung, der seine Wur¬ 
zeln in der Arbeiterklasse hatte. Als 
Journalist und Politiker der Kommu¬ 
nistischen Partei Deutschlands (KPD) 
und der DKP arbeitete er bis zu seinem 
Tod für ein sozialistisches Deutschland. 

Der DKP-Vorsitzende Patrik Kö¬ 
bele erinnerte am Montag daran: „Wa¬ 
ren es allein die ,antiautoritären‘ Stu¬ 



denten, die den Umbruch von 1968 
erkämpften? Rollis Leben zeigt, dass 
1968 - wie in allen starken fortschritt¬ 
lichen Bewegungen unserer Zeit - die 
Arbeiterklasse, besonders die Arbei¬ 
terjugend, eine entscheidende Rolle 
gespielt hat. Als Mitglied der verbote¬ 
nen KPD arbeitete Rolli Priemer dar¬ 
an mit, die Kontakte der Kommunisten 
in den Gewerkschaften zu knüpfen, die 
nötig waren für die Bewegung, die den 
Adenauer-Mief auslüftete. Als Vorsit¬ 
zender der SDAJ sorgte Rolli dafür, 
dass die jungen 68er aus der Arbeiter¬ 
klasse, die Lehrlingsbewegung, ihre ei¬ 
gene Organisation aufbauen konnten. 
Als Sprecher, stellvertretender Vorsit¬ 
zender und UZ-Chefredakteur half 
Rolli mit, dass unsere Partei die Kon¬ 
terrevolution von 1989 und die ideo¬ 
logische Krise, in die wir gerieten, als 
kommunistische Partei überlebte. Mit 
Rolli verlieren wir einen Genossen, der 
als Politiker wie als Journalist die Ar¬ 
beiterklasse und die Arbeiterjugend als 
die Kraft der Erneuerung ansah.“ 

Priemer wurde am 15. November 
1940 in Bremen geboren. 1960 trat er 
der damals bereits verbotenen KPD 
bei. Er engagierte sich für die Bil¬ 
dung und den Zusammenschluss von 
Jugendclubs der Arbeiterjugend, der 
die Lehrlingsbewegung und die Grün¬ 
dung der SDAJ vorbereitete. Nach der 
Gründung der SDAJ im Mai 1968 war 
er bis 1974 Vorsitzender der Organisa¬ 
tion. 

In der Auseinandersetzung mit den 
„Erneuerern“ in den Jahren 1989 und 
1990 gehörte Priemer zu denen, die da¬ 
ran arbeiteten, die DKP als kommunis¬ 
tische Partei zu erhalten. Bis 1996 war 
er einer der Sprecher der DKP, von 
1996 bis 2008 stellvertretender Vorsit¬ 
zender. Gleichzeitig, von 1996 bis 2007, 
war er Chefredakteur dieser Zeitung. 

UZ 
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Fernbusmonopol 
folgt Deregulierung 


Leerstand und Wohnungsnot 

An der Rheinschiene explodieren die Mieten - NRW-Regierung rührt sich nicht 



Der Hochhauskomplex „Auf dem Kölnberg“ im Kölner Stadtteil Meschenich wurde seit 2010 Stück für Stück von zwei 
Großinvestoren aufgekauft. 


Auf dem Fernbusmarkt in Deutsch¬ 
land ist ein neues Monopol entstan¬ 
den, das vom Monopolisten „Flixbus“ 
dominiert wird. Das Marktforschungs¬ 
institut Iges berichtete, das Unterneh¬ 
men komme bereits auf einen Markt¬ 
anteil von 90 Prozent, gemessen an den 
„Fahrplankilometern“. Gleichzeitig 
habe sich die Zahl der innerdeutschen 
Linien zu Jahresbeginn, verglichen mit 
der entsprechenden Vorjahreszeit, um 
23 Prozent auf 246 verringert. Das An¬ 
gebot sei damit sogar noch geringer als 
2015. 

Der Anfang 2013 liberalisierte 
Fernbusmarkt ist ein typisches Beispiel 
von Monopolbildung im Kapitalismus. 
Anfangs, als noch Goldgräberstim¬ 
mung herrschte, wollten viele Unter¬ 
nehmen am Gewinn versprechenden 
Geschäft teilhaben. Doch mit Billig¬ 
tickets ließen sich zwar Fahrgäste ge¬ 
winnen, aber die Kosten nicht decken, 
und so gaben in den letzten Monaten 
viele Unternehmen auf oder wurden 
vom Branchenprimus geschluckt. So 
reduzierte beispielsweise die Deutsche 
Bahn im letzten Jahr ihr Fernbusange¬ 
bot und Flixbus übernahm die Konkur¬ 
renten „Postbus“ und „Megabus“. 

Im Kampf um Marktanteile wurden 
notwendige Investitionen unterlassen. 
Der Fernbusmarkt habe „sich in den 
letzten Jahren schneller entwickelt als 
die dazugehörige Infrastruktur“, sagte 
der für Verbraucherschutz zuständi¬ 
ge ADAC-Geschäftsführer Alexander 
Möller. Er bezog sich dabei nicht auf 
den Zustand der Straßen in Deutsch¬ 
land, auf denen sich nun die zusätzli¬ 
chen Busse tummeln, sondern auf die 
Busbahnhöfe. 

Der Autoclub hatte zehn Fernbus- 
Bahnhöfe getestet, von denen sechs nur 
die Note „ausreichend“ oder schlech¬ 
ter bekamen. „Sehr gut“ war dagegen 
keiner. So fehlten an vielen Stationen 
elektronische Anzeigetafeln und Dä¬ 
cher über den Bahnsteigen. 

Bernd Müller 


Bahnchef Grube wird 
zurückgetreten 

Bahnchef Rüdiger Grube ist zurück¬ 
getreten. Verkehrsminister Alexan¬ 
der Dobrindt gab sich überrascht. Die 
Überraschung ist wenig glaubwürdig, 
da die Bahn zu 100 Prozent dem Bund 
gehört und Dobrindt der zuständige 
Minister ist. Erzählt wurde, Grube sei 
vor der entscheidenden Aufsichtsrats¬ 
sitzung eine Vertragsverlängerung um 
drei Jahre bis Ende 2020 zugesichert 
worden, er habe im Gegenzug auf eine 
Gehaltserhöhung und auf eine Abfin¬ 
dung im Falle eines vorzeitigen Ab¬ 
gangs verzichtet. In der Aufsichtsrats¬ 
sitzung habe man ihm dann aber doch 
nur zwei weitere Jahre als Vorstands¬ 
chef geben wollen. 

Teurer VW-Vorstand 

Christine Hohmann-Dennhardt 
(SPD), die bis zu ihrem Ausscheiden 
Ende Januar im VW-Vorstand für 
Recht und Integrität verantwortlich 
war, wird teuer. Die ehemalige Rich¬ 
terin am Bundesverfassungsgericht 
wird mehr als 12 Mio. Euro von VW 
erhalten, weil ihr neben dem Gehalt 
für 13 Monate Arbeit eine Abfindung 
in Höhe von knapp zwei Jahresgehäl¬ 
tern zusteht. 

Deutschland bei 
Leistungsbilanz vor China 

Deutschland hat im vergangenen Jahr 
nach Berechnungen des ifo-Instituts 
China als Land mit dem weltgrößten 
Überschuss der wirtschaftlichen Leis¬ 
tungsbilanz wieder abgelöst. Der deut¬ 
sche Überschuss belief sich nach vor¬ 
läufigen Berechnungen des Instituts 
auf 297 Mrd. Dollar. Es folgt China mit 
245 Mrd. Dollar. 

Gewünschte Inflationsrate 

Die Inflation in Deutschland ist nach 
Angaben des Statistischen Bundesam¬ 
tes im Januar auf 1,9 Prozent gestiegen 
und erreicht damit exakt den von der 
Europäischen Zentralbank für ganz 
Euroland gewünschten Wert. 


I m bevölkerungsreichsten Bundes¬ 
land Nordrhein-Westfalen wirken 
sich die Folgen der Zerschlagung des 
sozialen Wohnungsbaus in besonderem 
Maße aus. Das hat auch damit zu tun, 
dass der Anteil des Wohneigentums mit 
39,2 Prozent (bezogen auf die Haus¬ 
haltsvorstände) hier geringer ist als in 
anderen Bundesländern. Entsprechend 
höher ist der Anteil an Mietwohnun¬ 
gen, die im Zuge der verschärften Pri¬ 
vatisierung des Wohnungsmarktes in 
den letzten 20 Jahren zunehmend zum 
Spekulationsobjekt geworden sind. 

Private Kleinvermieter halten 3,148 
Millionen, die gewerblichen Woh¬ 
nungsbesitzer 1,868 Millionen Wohn¬ 
einheiten. Innerhalb der letzteren 
Gruppe sind 1,281 Millionen Wohnun¬ 
gen im Privatbesitz, nachdem Bund, 
Land und verschiedene Industriekon¬ 
zerne in den letzten zehn Jahren einen 
Großteil ihres Wohnbestandes ver¬ 
kauft haben. Bund und Land nutzten 
den Druck der - von ihnen selbst ver¬ 
antworteten - Sparpolitik als wohlfei¬ 
les Argument für die Veräußerungen. 
Konzerne verkauften mietpreisgünsti¬ 
ge Werkswohnungen für ihre (teils ehe¬ 
maligen) Mitarbeiter mit dem vorge¬ 
schobenen Argument, man wolle sich 
auf das Kerngeschäft konzentrieren. 
Im Ergebnis handelte es sich oft um 
Lohnsenkungen durch Wegfall überta¬ 
riflicher Entgeltbestandteile. 

Ein Teil der Wohnungen (445 000 
Einheiten) gelangte in die Hände von 
(internationalen) Finanzinvestoren. Die¬ 
se begannen sich für den deutschen Woh¬ 
nungsmarkt zu interessieren, weil sie grö¬ 
ßere Renditemöglichkeiten erkannten 
als in vergleichbaren europäischen Län¬ 
dern. Damit meinten sie vor allem die 
vergleichsweise niedrigen Mieten und 
die gute Bausubstanz. Ironischerweise 
verflüchtigen sich die beiden Investiti¬ 
onsgründe, sobald die Investoren plan¬ 


73 Millionen Menschen sind rentenver¬ 
sichert. Die Absenkung der Rente geht 
also uns alle an. Wollen wir Altersar¬ 
mut von Jüngeren, Jugendlichen und 
Älteren verhindern, müssen wir um 
höhere Einnahmen für die gesetzliche 
solidarische umlagefinanzierte Ren¬ 
te kämpfen. Denn sie hat kein Ausga¬ 
ben-, sondern ein Einnahmenproblem. 
Das ließe sich leicht lösen. Die Einnah¬ 
men können wesentlich erhöht werden, 
wenn 

★ die Einkommen der Beschäftigten 
erhöht 

★ die Arbeitslosigkeit durch Arbeits¬ 
zeitverkürzung bei vollem Lohn- und 
Personalausgleich reduziert und da¬ 
durch mehr kurze Vollzeitarbeitsplät¬ 
ze geschaffen würden 

★ prekäre Beschäftigungsverhältnisse 
in kurze Normalarbeitsplätze umge¬ 
wandelt und 

★ die Arbeitgeber paritätisch in die 
Finanzierung der Rente einbezogen 
würden. 

Eine Wertschöpfungsabgabe, die Ein¬ 
beziehung aller Beschäftigten sowie 
staatliche Leistungen durch Steuern 
zu finanzieren, würde zur weiteren 
Entspannung der Einnahmen beitra¬ 
gen. Mit andern Worten, es geht dar¬ 
um, unseren Anteil am Produktivitäts¬ 
fortschritt gemeinsam - jung bis alt - 
gegen Unternehmer und -innen, gegen 
die herrschende Klasse durchzusetzen. 
Oder marxistisch gesprochen, wären 
wir in der Lage, den Ausbeutungsgrad 
wieder zu verringern, hätten wir auch 
keine Altersarmut. 

Den Kampf müssen alle Generatio¬ 
nen gemeinsam führen, die Rentnerin- 
nen und Rentner, die derzeit arbeiten¬ 
de Generation und die Jugendlichen. 
Letztere besonders, denn die derzei¬ 
tige Politik raubt ihnen die finanziel¬ 
le Zukunft. Jede Rentenpolitik heute 
trifft die Rentner, aber Kinder und Ju¬ 
gendliche sind noch viel härter betrof¬ 


mäßig darangehen, die billig erworbenen 
Wohnungen teuer zu verkaufen. 

Dieses Geschäftsmodell erlitt mit 
Ausbruch der Krise Ende 2007 einen 
Dämpfer. Niemand wollte mehr Woh¬ 
nungen kaufen. Leidtragende waren 
letztlich die Mieter, die sich mit Miet¬ 
erhöhungen und dem Ausbleiben von 
werterhaltenden Maßnahmen kon¬ 
frontiert sahen. Mittlerweile lohnen 
sich Wohnungen wieder. Das gilt nicht 
nur für die Wohnungsspekulanten, son¬ 
dern auch für die großen privaten Woh¬ 
nungsbaugesellschaften, die ihre Ware 
dauerhaft behalten und aus ihr Pro¬ 
fit schlagen wollen. Der Dax-Konzern 
Vonovia erhöhte die Mieten für seine 
340 000 Wohnungen allein im ersten 
Halbjahr 2016 um 1,4 Prozent. Dem¬ 
entsprechend erhöhte man die Erwar¬ 
tung für das operative Ergebnis 2016 
um 20 Mio. Euro auf 760 Mio. Euro. Pro 


fen. Denn jede Absenkung der Renten 
pflanzt sich unvermindert, ja auswei- 
tend, über Generationen hinweg fort, 
wenn die Raubgesetze nicht rückgän¬ 
gig gemacht und durch menschen¬ 
freundlichere ersetzt werden. An der 
Absenkung der Renten würden Ge¬ 
nerationen von Aktionären der Kon¬ 
zerne und Versicherungsgesellschaften 
verdienen. Denn die Privatisierung der 
Rente, wie sie mit der Riesterrente be¬ 
gonnen wurde und jetzt mit der neuen 
sogenannten Betriebsrente fortgesetzt 
werden soll, ist organisiertes umfassen¬ 
des Wildern in der gesetzlichen solida¬ 
rischen Alters Vorsorge. Schon jetzt sind 
mehr als 2,7 Millionen Menschen über 
65 Jahre arm oder von Armut bedroht. 

Die Stabilisierung des Rentenni¬ 
veaus, wie es Frau Nahles in den Bun¬ 
destagswahlkampf einbringt, sieht die 
„Deutsche Rentenversicherung“, also 
jene Institution, die die Rente verwal¬ 
tet, skeptisch. Das würde „nicht die Ab¬ 
sicherungsprobleme spezifischer Grup¬ 
pen mit erhöhtem Altersarmutsrisiko“ 
lösen, heißt es in ihrer Stellungnahme. 
Knapp zwei Drittel der derzeitigen 
Grundsicherungsempfänger erhalten 
gar keine oder nur eine sehr geringe 
Rente. „Selbst eine ganz erhebliche 
Erhöhung des Rentenniveaus wür¬ 
de in diesen Fällen nicht dazu führen, 
dass die Betroffenen auf ein Einkom¬ 
men oberhalb des Grundsicherungsan¬ 
spruchs kämen.“ 

Ran an die Lohnentwicklung 

Die Zahl der von Altersarmut Betrof¬ 
fenen steigt. Was ist zu tun? Die Privati¬ 
sierung der Rente muss außer Kraft ge¬ 
setzt werden. Die Grundlage der Rente, 
die Löhne, müssen erhöht werden. Je 
höher das Einkommen, desto höher der 
individuelle Rentenanspruch und des¬ 
to höher der Rentenbeitrag von Unter¬ 
nehmern und Beschäftigten. Der DGB 
sagt in seiner Rentenkampagne: „Ran 


Wohnung heißt das 2235 Euro, die man 
aus den Mietern herausschlägt. 

Die Politik interessiert sich für diese 
Zustände kaum. In ihrer ersten Regie¬ 
rungserklärung verlor Hannelore Kraft 
über die Wohnungsfrage gerade einmal 
sechs Sätze. Das Problembewusstsein der 
Kommunen in der Wohnungsfrage nann¬ 
te eine Expertengruppe, die der Landtag 
eingerichtet hatte, unterentwickelt. Da¬ 
bei besteht ein riesiger Handlungsbedarf. 

Während es auf dem Lande und 
in den ehemaligen Industriegebieten 
beträchtliche Wohnungsleerstände 
gibt, explodieren auf der sogenannten 
Rhein-Schiene und in anderen Bal¬ 
lungsgebieten die Mieten, ohne dass 
genügend Wohnraum zur Verfügung 
stünde. Dort sind mehr als 50 Prozent 
der Bevölkerung berechtigt, eine öf¬ 
fentlich geförderte Wohnung zu bezie¬ 
hen. Es gibt nur keine, weil z.B. in Düs¬ 


an die Lohnentwicklung“. Ein wesent¬ 
licher Teil, der zu unterstützen ist. Die 
Rentenfrage muss in jedem Tarifkampf 
eine Rolle spielen und wir müssen sie 
einbringen. Beim Streik der Geldboten, 
der Busfahrer, der amazon-Beschäftig- 
ten, in den Tarifauseinandersetzungen 
der Textil- und Bekleidungsindustrie 
oder im Öffentlichen Dienst der Län¬ 
der, überall muss die Lohnforderung 
zusätzlich mit der Rentenfrage begrün¬ 
det werden. 

Auch die notwendige Defensivmaß¬ 
nahme „Mindestlohn“ schreit nach Er¬ 
höhung. 8,84 Euro reichen weder zum 
Leben noch zu einer den Lebensstan¬ 
dard sichernden Rente. Sogar Thürin¬ 
gens Arbeitsministerin Heike Werner 
fordert mindestens 11,68. Nur bei die¬ 
ser Summe würde die Rente nach 45 
Jahren Vollzeitarbeit über dem Niveau 
der Sozialhilfe liegen. 

Der Betrag muss erhöht werden 
und alle Ausnahmen vom Mindest¬ 
lohn abgeschafft werden, denn nur 45 
Prozent der Beschäftigten arbeiten in 
einem Betrieb mit Tarifvertrag. 

Prekäre Jobs bekämpfen 

Mehr Menschen brauchen Beschäf¬ 
tigung. 3,5 Millionen Menschen sind 
ohne Erwerbsarbeit, rechnet man über 
58-Jährige, Ein-Euro-Jobber oder in 
beruflicher Eingliederung Befindliche 
mit ein. Prekäre Beschäftigungsfor¬ 
men wie Leiharbeit, befristete Stellen, 
Werkverträge, Crowd- und Clickwor- 
king, unbezahlte oder niedrig bezahlte 
Praktika, Schein- und Soloselbststän¬ 
digkeit und ungewollte Teilzeit müssen 
abgeschafft werden. Für alle werden 
keine oder zu geringe Beiträge in die 
Rentenversicherung gezahlt, Beitrags¬ 
lücken entstehen. Für den Einzelnen 
führt das zur Armutsrente, für das Sys¬ 
tem zu Einnahmeproblemen. 

Um die Arbeitslosigkeit und pre¬ 
käre Beschäftigungsverhältnisse zu 


seldorf vornehmlich Luxuswohnungen 
gebaut werden. Auch angesichts des 
Flüchtlingszuzugs bräuchte allein die 
Landeshauptstadt 95 000 neue bezahl¬ 
bare Wohnungen bis 2040. Die Statis¬ 
tik fördert zutage, dass es in Düsseldorf 
342 000 Wohnungen gibt, aber 346 400 
Privathaushalte. Darüber wo die 4 400 
überzähligen Mietparteien nächtigen, 
schweigt sich die Statistik aus. 

Der Mieterbund, Mietervereine 
und Wohlfahrtsverbände fordern seit 
Jahren Abhilfe - ohne befriedigende 
Ergebnisse. In ihrem Sofortprogramm 
zur Landtagswahl fordert die DKP un¬ 
ter anderem den sofortigen Neubau von 
200 000 Sozialwohnungen, den Aufbau 
einer neuen Wohnungsgemeinnützig¬ 
keit und eine 50-Prozent-Quote für den 
sozialen Wohnungsbau bei allen Neu¬ 
bauten. Das wäre ein überfälliger An¬ 
fang. Adi Reiher 


bekämpfen brauchen wir kurze, gut 
bezahlte Vollzeit für alle, also drasti¬ 
sche Arbeitszeitverkürzung bei vollem 
Lohn- und Personalausgleich. Nur mit 
Personalausgleich gibt es mehr Be¬ 
schäftigung. Der Aufstand um die Min¬ 
destbesetzung an der Berliner Charite 
zeigt den Weg. 

Teilzeit nur für diejenigen, die es 
wirklich wollen. Wahlmodelle, bei de¬ 
nen sich Beschäftigte zwischen Geld 
oder Arbeitszeitverkürzung entschei¬ 
den sollen, also die einen mehr Geld 
erhalten, die anderen kürzer arbeiten, 
sind abzulehnen. Soll jemand auf die 
Lohnerhöhung verzichten, um kürzer 
arbeiten zu können, fehlt ihm sein und 
des Unternehmers Rentenbeitrag, und 
zwar nicht nur in der jeweils aktuellen 
Tarifrunde, sondern in allen zukünfti¬ 
gen. Jeder braucht in jeder Tarifrunde 
einen höheren Lohn und keine Null¬ 
lohnrunde, auch wenn sich seine Ar¬ 
beitszeit verkürzt. 

Den Beschäftigten in Deutschland 
werden Millionen unbezahlter Über¬ 
stunden abgepresst. Nach Berechnun¬ 
gen von Werner Rügemer streichen die 
privaten Kapitaleigentümer allein da¬ 
durch mindestens 80 Mrd. Euro im Jahr 
ein. Geld, das sowohl im individuellen 
Rentenbeitrag als auch im gemeinsa¬ 
men System fehlt. 

Höhere Löhne und mehr Arbeits¬ 
plätze würden einen Großteil des 
Einnahmeproblems der gesetzlichen 
Rentenversicherung verringern. Und 
sie können von den derzeit Beschäf¬ 
tigten - gemeinsam mit den Rent¬ 
nern - mit ihrer Kampfkraft gelöst 
werden. Unsere Aufgabe ist es, diesen 
Zusammenhang in jeden Tarifkampf, 
in jede gesetzliche Sozialabbaumaß¬ 
nahme einzubringen, um gegen die 
Zerstörung und die Delegitimierung 
der gesetzlichen Rente zu argumen¬ 
tieren. 

Anne Rieger 


Niedrige Löhne jetzt heißt Altersarmut später 

Die gesetzliche Rente hat ein Einnahmeproblem, das sich lösen ließe 
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Die misslungene Währungsunion 

Vor 25 Jahren wurde der Maastricht-Vertrag nach deutschen Vorstellungen beschlossen • Von Andreas Wehr 


A m 7. Februar 1992 wurde der Ver¬ 
trag von Maastricht unterzeich¬ 
net. Mit ihm wurden, nach der 
Einheitlichen Europäischen Akte von 
1985, zum zweiten Mal die Gründungs¬ 
verträge von Rom aus dem Jahr 1957 
verändert. Später gab es noch weitere 
Änderungsverträge: 1997 der Vertrag 
von Amsterdam, 2000 der von Nizza 
und schließlich 2007 der Lissabonner 
Vertrag. Doch der von Maastricht blieb 
der wichtigste, denn mit ihm wurde das 
europäische Vertragssystem völlig neu 
gestaltet. Es kam der Vertrag über die 
Europäische Union (EUV) zu den wei¬ 
ter bestehenden Gründungsverträgen 
hinzu. Seitdem wird von der Europäi¬ 
schen Union (EU) und nicht mehr von 
der Europäischen Gemeinschaft (EG) 
gesprochen. Die EU erhielt mit dem 
Vertrag von Maastricht aber nicht nur 
ihren heutigen Namen, sondern auch 
eine eigene Flagge. Das blaue Feld mit 
dem goldenen Sternenkranz übernahm 
man vom Europäischen Rat. 

Noch wichtiger waren aber die in¬ 
haltlichen Veränderungen. Der Vertrag 
enthielt weitgehende Bestimmungen 
über eine aufgewertete Gemeinsame 
Außen- und Sicherheitspolitik. Ganz 
neu war die Zusammenarbeit in den 
Bereichen Justiz und Inneres. Damit 
wurden die zuvor außerhalb des EG- 
Rahmens abgeschlossenen Schengener 
Abkommen über den freien Grenzver¬ 
kehr in Europa und über die Kontrol¬ 
le der Außengrenzen in den instituti¬ 
onellen Rahmen der EU eingefügt. 
Die neue Europäische Union stand 
seit dem Vertrag von Maastricht damit 
auf drei Säulen: Der Europäischen Ge¬ 
meinschaft, der Gemeinsamen Außen- 
und Sicherheitspolitik und der Zusam¬ 
menarbeit in den Bereichen Justiz und 
Inneres. 

Wille zur Integration 

Mit dem EU-Vertrag sollte zugleich 
der politische Wille zum Ausdruck ge¬ 
bracht werden, „die bisherige Zwölfer¬ 
gemeinschaft (EG) bis zum Ende der 
neunziger Jahre zu einer umfassend ge¬ 
einten Europäischen Union und damit 
zu einem vollintegrierten, dauerhaften 
und handlungsfähigen Verband ihrer 
Mitglieder weiterzuentwickeln“, wie 
es in einer Verlautbarung der Bundes¬ 
regierung hieß. Dafür wurden einige 
mehr oder weniger symbolische Inte¬ 
grationsschritte beschlossen. Man schuf 
die Unionsbürgerschaft, die etwa dazu 
berechtigt, diplomatischen und konsu¬ 
larischen Schutz in Drittländern auch 
von Botschaften anderer EU-Länder 
zu erhalten. Neu war das aktive und 
passive Wahlrecht für EG-Bürger bei 
Kommunal- und Europawahlen an je¬ 
dem Wohnort in der EU. 

Die wichtigste in Maastricht getrof¬ 
fene Entscheidung war jedoch die über 
den Fahrplan für eine Wirtschafts- und 
Währungsunion (WWU) mit dem Ziel 
einer gemeinsamen Währung. Die dazu 
entscheidenden Verhandlungen fanden 
1990 zeitgleich mit den Umwälzungen 
in der DDR und in den anderen Län¬ 
dern Osteuropas statt. Es spricht daher 
viel dafür, dass die französische Regie¬ 
rung als Preis für ihre Zustimmung zum 
Anschluss der DDR an die Bundesre¬ 
publik die zügige Verwirklichung der 
gemeinsamen Währung verlangte, um 
auf diese Weise das nun noch mächti¬ 
ger werdende Deutschland in Europa 
einzubinden. Doch auch die stark ex¬ 
portorientierte bundesdeutsche Indus¬ 
trie hatte immer ein Interesse an einer 
gemeinsamen europäischen Währung, 
konnten doch so die lästigen Wechsel¬ 
kursschwankungen beseitigt werden. 

Der deutschen Bundesregierung 
gelang es in den Verhandlungen über 
die Wirtschafts- und Währungsunion, 
deren Ausgestaltung zu bestimmen, so 
wurde die Europäische Zentralbank 
nach dem Vorbild der Bundesbank 
konzipiert und ihre Unabhängigkeit 
von der Politik vertraglich garantiert. 
Es wurden Konvergenzkriterien für die 
Aufnahme in die WWU festgelegt, mit 
denen die Stabilität der gemeinsamen 
Währung gesichert werden sollte. Die 


beiden wichtigsten waren eine Ober¬ 
grenze von drei Prozent der jährlichen 
Neuverschuldung und eine Gesamt¬ 
staatsschuld von höchstens 60 Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts. Sollte also 
mit der Einführung der gemeinsamen 
Währung die Domestizierung Deutsch¬ 
lands französisches Ziel gewesen sein, 
so ist es verfehlt worden. Die Stellung 
Deutschlands ist heute stärker denn je 
und dies gerade wegen des Euros, der 
den Siegeszug der deutschen Industrie 
in Europa und weltweit enorm begüns¬ 
tigt hat. So ist es heute Berlin, das die 
Bedingungen in der Euro-Zone und in 
der gesamten EU diktiert, die übrigen 
Länder - nicht zuletzt Frankreich - ha¬ 
ben zu folgen. 

Domestizierung 
Deutschlands verfehlt 

Der Vertrag von Maastricht trat am 
1. November 1993 und damit fast zwei 


Jahre nach seiner Unterzeichnung in 
Kraft. Grund für diese Verzögerung 
war die sogenannte Ratifizierungskri¬ 
se. In mehreren Ländern fanden Refe¬ 
renden über den Vertrag statt. In Dä¬ 
nemark wurde er im Juni 1992 knapp 
abgelehnt. Dem Land wurde darauf¬ 
hin ein Opt-out von der Sozial-, Au¬ 
ßen- und Währungspolitik gewährt, was 
bedeutet, dass es die in Maastricht in 
diesen Bereichen vereinbarten Rege¬ 
lungen nicht anwenden muss. Im Mai 
1993 stimmten in einer zweiten Volks¬ 
abstimmung die Dänen dem so geän¬ 
derten Vertrag zu. 

Vor allem aber in Frankreich kam 
es zu einer erbitterten Debatte über 
die vom Maastrichter Vertrag verlangte 
Aufgabe nationaler Souveränitätsrech¬ 
te und über die von einer gemeinsamen 
Währung zu erwartenden sozialen Be¬ 
lastungen. Sowohl die Kommunistische 
Partei als auch gaullistische Kräfte mo¬ 
bilisierten für ein Non. Das Ergebnis 
der Abstimmung im September 1992 
üel denkbar knapp aus. 51,05 stimmten 
mit Ja, 48,95 Prozent mit Nein. Diese 
Abstimmung hat Frankreich verändert. 
Eine Skepsis gegenüber der europäi¬ 
schen Integration ist seitdem dort le¬ 
bendig geblieben. Jahre später, bei der 
Abstimmung im Mai 2005 über den 
Vertrag über eine Verfassung für Eu¬ 
ropa, zeigte sich dieses Misstrauen er¬ 
neut. Dieser Vertrag wurde klar abge¬ 
lehnt. Es hieß daher, dass dieses Nein 
von „weit her“ kam. 

In Deutschland, wo bundeswei¬ 
te Referenden nicht vorgesehen sind, 
wurde gegen seine Annahme das Bun¬ 


desverfassungsgericht angerufen. Trotz 
mancher Kritik wurde der Vertrag am 
Ende von Karlsruhe gebilligt. Die Ent¬ 
scheidung des Gerichts ist dennoch bis 
heute von Relevanz, denn in den Leit¬ 
sätzen des Urteils wurde festgelegt, 
dass „der Ausdehnung der Aufgaben 
und Befugnisse der Europäischen Ge¬ 
meinschaften vom demokratischen 
Prinzip Grenzen gesetzt (sind). Dem 
Deutschen Bundestag müssen Aufga¬ 
ben und Befugnisse von substantiellem 
Gewicht verbleiben.“ Auf diese Aussa¬ 
ge sollte das Gericht in späteren euro- 
parechtlichen Entscheidungen immer 
wieder zurückkommen. 

Nach dem in Maastricht vereinbar¬ 
ten Fahrplan für die Wirtschafts- und 
Währungsunion war vorgesehen, die¬ 
se bis 1999 in drei Stufen zu verwirkli¬ 
chen. Es hätte daher ausreichend Zeit 
und Möglichkeiten gegeben, das Für 
und Wider einer gemeinsamen Wäh¬ 


rung zu prüfen und das gewagte Un¬ 
ternehmen zu verschieben oder sogar 
abzusagen. Warner gab es genug - von 
rechts wie von links. Doch die Proble¬ 
me wurden ignoriert. So wurde nicht 
untersucht, ob die WWU überhaupt 
ein optimaler Währungsraum sein 
könnte. Dabei wurde bereits damals 
ziemlich genau vorausgesagt, was pas¬ 
sieren werde, sollte am vorgesehenen 
Zeitplan festgehalten werden. In ei¬ 
nem Text aus dem Jahr 1996 heißt es: 
„Die vorzeitige Verwirklichung einer 
einheitlichen europäischen Geld- und 
Währungspolitik würde die realwirt- 
schaftlichen und machtpolitischen Di¬ 
vergenzen in der EU lediglich verde¬ 
cken. Um sie stattdessen auszugleichen, 
wären nicht allein die Weichwährungs¬ 
länder zur Stabilitätspolitik zu ver¬ 
pflichten; die Hartwährungsländer, ins¬ 
besondere die Bundesrepublik, müss¬ 
ten zu diesem Zweck einen Ausgleich 
ihrer Handels- und Leistungsbilanzen 
anstreben. Den enormen Überschüs¬ 
sen des deutschen Exportweltmeisters 
versuchen die schwächeren Länder 
durch Abwertungskonkurrenz, größere 
Staatsverschuldung u.ä. gegenzusteu¬ 
ern, um die Arbeitslosigkeit im eigenen 
Land niedrig zu halten. Dabei vertieft 
sich die Divergenz, statt Konvergenz 
zu fördern.“ (Gerda Zellentin, Die Eu¬ 
ropäische Währungsunion - Fortschritt 
oder Rückschritt für die Integration?, 
in: Joachim Schuster/Klaus-Peter Wei¬ 
ner (Hg.), Maastricht neu verhandeln, 
Köln 1996, S. 42) Die Warner fanden 
aber kein Gehör. Im Europäischen Rat 
in Dublin am 13./14. Dezember 1996 


war man sich einig darüber, die WWU 
am 1. Januar 1999 beginnen zu lassen. 
Zwar war als Voraussetzung der Wäh¬ 
rungsunion immer wieder die Schaf¬ 
fung einer politischen Union genannt 
worden, ohne dass jemals deüniert wur¬ 
de, was darunter genau zu verstehen ist. 
Tatsächlich ist das Gerede von der po¬ 
litischen Union bis heute weitgehend 
nur Rhetorik. 

Der „dumme“ Stabilitätspakt 

Mit dem Vertrag von Amsterdam wur¬ 
de auch der „Stabilitätspakt für die 
Wahrung der Haushaltsdisziplin in der 
dritten Stufe der WWU“ in Form zwei¬ 
er Verordnungen verabschiedet. Ziel 
des Paktes war es, die im Vertrag von 
Maastricht nur sehr vage formulier¬ 
ten Kriterien für die Einhaltung der 
Haushaltsdisziplin verbindlich fest¬ 
zulegen und vor allem mit Sanktions- 
möglichkeiten auszustatten. Die Mit¬ 


gliedstaaten verpflichteten sich damit, 
ausgeglichene oder gar Überschüsse 
ausweisende Haushalte anzustreben. 
Verbindlich festgelegt wurden konkre¬ 
te Strafmaßnahmen im Fall der Über¬ 
schreitung des in Maastricht festgeleg¬ 
ten Kriteriums der 3-Prozent-Marke 
jährlicher Neuverschuldung. Bei ei¬ 
nem Vorstoß dagegen sollte das De¬ 
fizitland eine unverzinsliche Zwangs¬ 
einlage von 0,2 Prozent des Bruttoin¬ 
landsprodukts in Brüssel hinterlegen. 
Diese Einlage sollte sich in eine Geld¬ 
buße verwandeln, wenn nicht inner¬ 
halb von zwei Jahren das Defizit be¬ 
seitigt wird. 

Nach Beginn der WWU wurden 
von der Kommission zwar zahlreiche 
Sanktionsverfahren eingeleitet. In kei¬ 
nem einzigen Fall kam es jedoch zur 
Festsetzung einer Zwangseinlage oder 
gar zur Verhängung einer Geldbuße. 
Schließlich sind Strafen gegenüber ei¬ 
nem Land mit einem bereits übermäßi¬ 
gen Defizit auch sinnwidrig, bedeuten 
sie doch, dass man einem eh schon an 
Blutarmut Leidenden weiteres Blut ab¬ 
zapft. Der Stabilitätspakt wurde denn 
auch zu Recht vom früheren Kommissi¬ 
onspräsidenten Romano Prodi einmal 
als „dummer Pakt“ bezeichnet. Aus sei¬ 
nem Scheitern hat man dennoch nicht 
gelernt. Der Stabilitätspakt wurde im 
Herbst 2011 noch einmal verschärft. 
Und der 2012 zusätzlich geschaffene 
Fiskalpakt gibt den Euroländern sogar 
das Recht, ein anderes Land vor dem 
Europäischen Gerichtshof verklagen 
zu können, sollte es wagen, die Defizit¬ 
grenzen zu überschreiten. 


25 Jahre nach Unterzeichnung des 
Vertrags von Maastricht kann Bilanz 
gezogen werden. Sie fällt für die An¬ 
hänger der Integration ernüchternd 
aus. Der Euro wurde zwar eingeführt, 
doch es ist danach genau das einge¬ 
treten, was die Kritiker vorausgesagt 
hatten: Die zwischen den Mitglieds¬ 
ländern bestehenden Disparitäten ha¬ 
ben sich nicht verringert, sondern ver¬ 
größert. In der weltweiten Finanzkrise 
hat sich gezeigt, dass die Wirtschafts¬ 
und Währungsunion nicht wetterfest 
ist. Griechenland, Irland, Portugal und 
Zypern waren gezwungen, Hilfen aus 
eilig geschaffenen europäischen Ret¬ 
tungsfonds anzunehmen. Der Preis 
dafür war hoch. Sie mussten sich den 
Diktaten aus Berlin und Brüssel beu¬ 
gen und ihre Entscheidungshoheit über 
Wirtschaft und Finanzen aufgeben. Ein 
Wiederaufschwung ihrer Volkswirt¬ 
schaften ist dennoch ausgeblieben. Vor 


allem in den Peripherieländern des Sü¬ 
dens hat die EU deshalb viel Vertrauen 
eingebüßt. 

Unterschiede größer statt 
kleiner geworden 

Die in Maastricht in das europäische Ver¬ 
tragswerk übernommene Zusammenar¬ 
beit in den Bereichen Justiz und Inneres 
ist Stückwerk geblieben. In der aktuel¬ 
len Flüchtlingskrise wurde das Schen¬ 
gensystem der offenen Binnengrenzen 
teilweise sogar außer Kraft gesetzt. Und 
eine gemeinsame Migrationspolitik gibt 
es bis heute nicht, da die Interessen der 
Mitgliedstaaten hier weit auseinander¬ 
hegen. Nicht viel besser steht es um die 
Gemeinsame Außen- und Sicherheitspo- 
litik. Zwar werden immer häufiger Solda¬ 
ten unter der blauen EU-Flagge an alle 
möglichen Orte der Welt geschickt, doch 
eine verbindliche europäische Außenpo¬ 
litik gibt es nur in Ansätzen. 

Über die in Maastricht konzipier¬ 
te Politische Union wird kaum noch 
gesprochen. Dieses Ziel verblasst im¬ 
mer mehr. Angesichts von Eurokri¬ 
se, Scheitern einer gemeinsamen Mi- 
grationspolitik und dem angekündig¬ 
ten Ausscheiden des zweitwichtigsten 
Mitgliedslandes Großbritannien wird 
die Europäische Union es daher schon 
als Erfolg verbuchen dürfen, wenn es 
sie in 25 Jahren überhaupt noch gibt. 

Andreas Wehr, bis 1998 Mitglied der 
SPD, heute der Partei „Die Linke“, war 
in vielen Funktion mit EU-Angelegen- 
heiten befasst. Er ist Mitbegründer des 
Marx-Engels-Zentrums in Berlin. 



Sechs Jahre nach Maastricht der Gipfel in Amsterdam im Juni 1997: Von den Hauptakteuren ist nur noch Helmut Kohl geblieben. Statt des gestorbenen Francois 
Mitterrand redet der französische Präsident Jacques Chirac (Bildmitte) auf Kohl ein. Die Briten sind bereits an den Rand und das Pfund im Währungskrieg aus dem 
Europäischen Währungssystem gedrängt.Tony Blair (halblinks im Gespräch mit Chiracs Premierminister Lionel Jospin) hat John Major abgelöst, der den Maastricht- 
Vertrag mitverhandelt hatte. Obwohl Blair als guter Neoliberaler ein EU-Fan ist, wird Britannien nicht am Euro teilnehmen. 





Freitag, 3. Februar 2017 


Politik 


unsere zeit m 


Ein klassischer Sozi, findet „Die Zeit“ 

Tolle Typen, schöne Worte: Martin Schulz beginnt seinen Wahlkampf 


Poroschenko bei Merkel 

Die deutsche Kanzlerin Angela Merkel 
hat sich erneut gegen Russland und eng 
an die Seite des ukrainischen Machtha¬ 
bers Petro Poroschenko gestellt. Einen 
Waffenstillstand gebe es nicht, die Si¬ 
cherheitslage an der Kontaktlinie zwi¬ 
schen „Kiewer Regierungstruppen und 
prorussischen Separatisten“ sei „be¬ 
sorgniserregend“, kritisierte Merkel am 
Montag vor einem Treffen mit dem uk¬ 
rainischen Poroschenko im Kanzleramt 
in Berlin. Poroschenko forderte eine 
Verschärfung der Sanktionen gegen 
Russland, falls in Verhandlungen keine 
Fortschritte erreicht werden könnten. 

Merkel plädierte für ein Festhal¬ 
ten an einer Verhandlungslösung auf 
Grundlage des Minsker Abkommens - 
„auch wenn das sich als sehr schwierig 
erweist.“ Außerdem lobte die Kanzlerin 
ausdrücklich die „Reformen“ in der Uk¬ 
raine. Das Land habe bisher „alle Mei¬ 
lensteine“ eines schwierigen Programms 
des Internationalen Währungsfonds er¬ 
füllt. In der Ukraine arbeiteten 1 200 
Unternehmen mit deutscher Kapitalbe¬ 
teiligung, die deutschen Exporte in die 
Ukraine seien in den ersten drei Quar¬ 
talen 2016 um fast 17 Prozent gestiegen. 

AfD radikalisiert sich 

Wie die Antifaschistische Aktion Burg 
(AAB) mitteilte, veranstaltete die AfD 
am 26. Januar in der Stadthalle von Burg 
(Sachsen-Anhalt) eine von dem AfD- 
Kreisverband Jerichower Land organi¬ 
sierte Veranstaltung zum Thema Islam 
mit dem Landtagsabgeordneten der 
Partei, Hans-Thomas Tillschneider. Von 
den rund 50 Gästen am Abend gehörte 
ein Großteil der regionalen Neonazisze¬ 
ne an. Auch Mitglieder der Partei „Die 
Rechte“ aus Magdeburg und Personen 
der „Identitären Bewegung“ sollen der 
AAB zufolge an der Veranstaltung teil¬ 
genommen haben. Tillschneider selbst 
bewegt sich im Umfeld neurechter Kräf¬ 
te, ist Stammgast in Götz Kubitscheks 
„Institut für Staatspolitik“. Bei einer Pe- 
gida-Rede schlug er Lutz Bachmann für 
das Bundesverdienstkreuz vor. Zudem 
warb er in der AfD für eine Zusammen¬ 
arbeit mit der „Identitären Bewegung“. 
Bereits für den 21. Februar und 7. März 
hat die AfD weitere Veranstaltungen in 
der Stadthalle von Burg angekündigt. 

Keine Aufarbeitung 

Am 28. Januar 1972 beschlossen die Mi¬ 
nisterpräsidenten der Länder gemein¬ 
sam mit dem damaligen Bundeskanzler 
Willy Brandt (SPD) den sogenannten 
Radikalenerlass. 3,5 Millionen Men¬ 
schen wurden anschließend durch den 
sogenannten Verfassungsschutz bespit¬ 
zelt und überprüft. Es gab 11 000 Be¬ 
rufsverbotsverfahren. Etwa 1 500 Men¬ 
schen wurde durch ein Berufsverbot die 
Existenzgrundlage entzogen. 

„Die SPD/Grüne-Landesregierung 
und der Landtag in NRW müssen sich 
endlich mit der Frage beschäftigen, wie 
die Opfer der Berufsverbote-Praxis 
in NRW rehabilitiert und entschädigt 
werden können. (...) Seit Jahren igno¬ 
rieren SPD und Grüne entsprechen¬ 
de Forderungen, unter anderem der 
Gewerkschaft Erziehung und Wissen¬ 
schaft (GEW)“, kritisierte Jasper Prigge, 
Innenpolitischer Sprecher der Linkspar¬ 
tei. Er fordert „konkrete Maßnahmen 
der Landesregierung in NRW, wie etwa 
eine Nachversicherung und Renten¬ 
fonds für Betroffene und eine persön¬ 
liche Entschuldigung der Ministerprä¬ 
sidentin annelore Kraft (SPD) für das 
Unrecht der Berufsverbote“. 

DFG-VK feiert 
125-jähriges Bestehen 

Die Deutsche Friedensgesellschaft - 
Vereinigte Kriegsdienstgegnerinnen 
(DFG-VK) feiert in diesem Jahr ihr 
125-jähriges Bestehen. „Für Regierun¬ 
gen waren wir schon immer unbequem 
und werden es auch in Zukunft sein“, 
erklärt Cornelia Mannewitz, Bundes¬ 
sprecherin des Verbandes anlässlich 
des Jubiläums. Während man sich früher 
vor allem bei der Beratung von Kriegs¬ 
dienstverweigerern engagiert habe, sei 
die DFG-VK aktuell „sehr aktiv gegen 
Militär-Werbung“. Aktuell verfügt der 
Verband über 3 500 Mitglieder. Das 
ganze Jahr über soll es zum „125-Jäh¬ 
rigen“ Aktionen und Veranstaltungen 
geben. 


M artin Schulz ist nun auch of¬ 
fiziell Kanzlerkandidat der 
SPD. Der 61-Jährige soll für 
die SPD in die Bundestagswahl zie¬ 
hen und natürlich Bundeskanzler wer¬ 
den. Zudem wird er Sigmar Gabriel als 
SPD-Vorsitzenden ablösen. Die Nomi¬ 
nierung des langjährigen EU-Politikers 
weckt Begeisterung bei vielen Jusos, 
Mitgliedern der SPD und Sympathi- 
santinnen wie Sympathisanten. Sie alle 
hoffen auf einen Aufbruch. 


So weit, so gut? Schulz gibt sich tat¬ 
sächlich anders als der bisherige Partei¬ 
vorsitzende und jetzige Außenminister. 
„Lasst uns anpacken und unser Land ge¬ 
rechter machen und das mutlose ,Wei- 
ter-so’ beenden“, sagte er in seiner ersten 
offiziellen Rede, die er am vergangenen 
Sonntag im Berliner Willy-Brandt-Haus 
der SPD hielt. Und er betont immer wie¬ 
der seine Herkunft sowie seine Nähe zu 
den „einfachen Leuten“. Ebenso seine 
EU-Kompetenz: Die SPD hofft, mit ihm 
als Kanzlerkandidaten und Vorsitzenden 
vor allem Arbeiterinnen und Arbeiter 
wieder besser zu erreichen. Und Schulz 
scheint diese Hoffnung zu erfüllen: 1000 


„Da werden Kräfte mobilisiert, von de¬ 
nen wir nicht geglaubt hätten, dass wir 
sie haben“ - Lothar Geisler berichtet 
beim Parteivorstand der DKP von den 
Erfahrungen, die seine Kreisorganisa¬ 
tion Recklinghausen in ihrer Vorberei¬ 
tung für den Bundestagswahlkampf 
macht. Es koste viel Zeit, die nötigen 
Unterstützerunterschriften zu sam¬ 
meln, ein Genosse plant für jede Unter¬ 
schrift anderthalb Stunden Diskussion 
ein. „Da stellt er dann fest, dass Leute 
sagen: Gib mir mal so ein paar Zettel.“ 

Bei ihrer Tagung am Wochenende 
trugen die Parteivorstandsmitglieder 
einen Zwischenstand aus ihren Bezir¬ 
ken zusammen. Die Bilanz: Die Un¬ 
terschriftensammlung ist angelaufen, 
aber ausreichend Unterschriften für 
die Landeslisten und Direktkandidaten 
zu sammeln wird für die DKP-Mitglie- 
der einiger Bezirke in den kommen¬ 
den Wochen und Monaten ein Kraft¬ 
akt werden. 

In Stuttgart sei es „ein Leichtes, bei 
den Montagsdemos gegen Stuttgart 
21 zu sammeln“, auch Mitglieder der 
Linkspartei helfen dabei mit, berichtet 
ein Parteivorstandsmitglied. Die DKP 
Hamburg plant Aktionstage, um beim 
Heimspiel von Sankt Pauli zu sammeln. 
Die DKP Bremen hat bei einer Kund¬ 
gebung gegen die NATO-Truppenver- 
legung nach Osteuropa gesammelt. Jür¬ 
gen Karbe berichtet aus Bremen: „Ich 
habe schon so viele Gespräche darüber 
geführt, was die DKP will und was sie 
macht - mit Leuten aus dem Friedens¬ 
forum, mit Mieteraktivisten -, die hätte 
ich ohne die Kandidatur nicht führen 
können.“ 


neue Mitglieder konnte die SPD bis zum 
vergangenen Sonntag bereits begrüßen. 
Und auch die Umfragewerte der Partei 
steigen wieder. Leicht. 

„Viele werden mich kennen. Ich 
bin ein Sohn einfacher Leute“, sagte 
Schulz. Martin Schulz ging vor dem 
Abitur von der Schule ab, absolvierte 
eine Ausbildung zum Buchhändler, hat¬ 
te als junger Mann Alkoholprobleme, 
die er überwand. Mit 19 Jahren trat er 
in die SPD ein und engagierte sich bei 


den Jusos, später bei der SPD. Von 1996 
bis 2010 war er Vorsitzender der SPD 
im Kreis Aachen. Im Jahr 1984 wurde 
Schulz für die SPD in den Würselener 
Stadtrat gewählt, dem er bis 1998 an¬ 
gehörte. 1987 wurde er Bürgermeis¬ 
ter von Würselen, damals der jüngste 
in NRW, und hat damit auch Verwal¬ 
tungserfahrung. Bürgermeister blieb er 
- obgleich seit 1994 Mitglied des Euro¬ 
paparlaments - bis 1998. Von 2004 bis 
zum Januar 2012 war er Vorsitzender 
der Sozialistischen Fraktion im Euro¬ 
paparlament, von 2012 bis Anfang 2017 
Präsident des Europaparlaments. Seit 
1999 ist er Mitglied des Parteivorstan- 


Die Diskussion zeigt: Die Vor¬ 
bereitung auf den Wahlkampf steht 
nicht gegen die Beteiligung an Bünd¬ 
nisaktionen, sondern sie macht es 
leichter, bei solchen Aktionen mit 
Freunden und Kollegen über die Po¬ 
sitionen der Partei zu diskutieren. 

„Wir haben einen ganz guten Vor¬ 
wahlkampf hingelegt“, stellte die stell¬ 
vertretende DKP-Vorsitzende Wera 
Richter fest. In allen Ländern außer 
in Rheinland-Pfalz und im Saarland 
haben die DKP-Mitglieder Landes¬ 
listen aufgestellt. Seit dem LLL-Wo¬ 
chenende liegen in allen Ländern die 
Formulare für die Unterschriften vor. 
Es habe sich aber auch gezeigt, wie 
schwer es vielen DKP-Gliederungen 
fällt, die organisatorischen und for¬ 
malen Anforderungen eines Wahl¬ 
kampfes zu erfüllen. Dies hänge auch 
damit zusammen, dass Erfahrungen 
verloren gegangen sei, weil die DKP 
in den letzten Jahren kaum zu Land¬ 
tags- und Bundestagswahlen angetre¬ 
ten ist. 

Der DKP-Vorsitzende Patrik Kö- 
bele fasste die bisherigen Erfahrun¬ 
gen zusammen: „Wir kriegen Signale, 
dass uns die Unterschriftensammlung 
in die Diskussion bringt. Wir wollen 
dabei nicht in den Vordergrund stel¬ 
len: Unterschreib 4 , weil das demokra¬ 
tisch ist. Sondern: Unterschreib 4 , weil 
wir politisch etwas anzubieten haben, 
und darüber wollen wir mit dir reden.“ 

Die erste Auflage des Materials 
der DKP für die Bundestagswahl 
ist bereits vergriffen, die zweite im 
Druck. 

Olaf Matthes 


des und des Präsidiums der SPD. Zum 
linken Flügel der SPD gehört er nicht. 

Doch mit welchem Programm tritt 
Schulz an? Von ihm selbst konnte man 
bei seinem jetzigen Auftritt Genaueres 
nicht erfahren. Nur, dass die SPD will, 
„dass es in unserem Land gerechter zu¬ 
geht. Dass die Menschen sicher und gut 
leben können. Dass unsere Kinder eine 
Perspektive haben. Dass Deutschland 
ein Stabilitätsfaktor in Europa und in 
der Welt ist.“ Dafür brauche Deutsch¬ 
land eine starke 
Sozialdemokra¬ 
tie. Er dankte Ga¬ 
briel, nannte ihn 
„Freund“ und ei¬ 
nen „tollen Typ 44 , 
lobte die Arbeit 
seiner Partei in 
der Großen Ko¬ 
alition. „Der ver¬ 
lässliche Partner 
in der Bundes¬ 
regierung ist die 
SPD.“ Und er be¬ 
hauptete, dass die 
SPD in der Regie¬ 
rung bereits „gro¬ 
ße Erfolge“ wie 
den Mindestlohn 
erreicht habe. 

Trotzdem will 
Martin Schulz 
nun gemeinsam 
mit der SPD 
endlich für mehr 
Gerechtigkeit 
im Land sorgen, 
Vertrauen aufbauen und das Land vo¬ 
ranbringen. In welcher Koalition auch 
immer - aber in einer unter Führung 
der SPD. Den „einfachen Leuten“ soll 
es besser gehen, u. a. Steuerflucht be¬ 
kämpft werden. Es dürfe keine Steu¬ 
ersenkungen - wie von Finanzminister 
Schäuble beabsichtigt - geben, von de¬ 
nen die Reichen „am meisten profitie¬ 
ren“. Schulz äußerte sich auch zu Löh¬ 
nen und Renten, zur Unterstützung 
von Familien, zu bezahlbaren Mieten, 
zu gleichen Bildungschancen. Er ver¬ 
sprach mehr Investitionen. 

„Vieles ist aus dem Lot geraten“, 
mahnte er. Allen Menschen, die sich in 


unserem Land nicht sicher fühlen und 
Ängste haben, sei die SPD ein verläss¬ 
licher Anwalt. Er versprach in diesem 
Zusammenhang auch mehr Sicherheit, 
forderte eine „harte Hand“ im Kampf 
gegen die Mörder und Terroristen des 
IS, wandte sich aber gegen jene, die 
das Land abschotten wollen und ge¬ 
gen „blinden Nationalismus“. Auch den 
„Rassisten, Extremisten und Populis¬ 
ten sage ich, sagt die gesamte SPD den 
Kampf an!“ 

„Die Zeit“ nannte ihn nach seiner 
Rede am Sonntag einen „klassischen 
Sozi“ und stellte fest: „In seiner ersten 
Rede hat sich der SPD-Kanzlerkandi- 
dat Martin Schulz als Mann der Mitte 
präsentiert und kaum inhaltliche Ak¬ 
zente gesetzt.“ 

Das ist so nicht ganz korrekt. Am 
Montag sprach er sich - sehr allge¬ 
mein - für ein Steuerkonzept aus, das 
eine „Entlastung von Arbeit“ und eine 
„stärkere Besteuerung von Riesen¬ 
vermögen“ ins Auge fasse. Große Ver¬ 
mögen müssten stärker herangezogen 
werden als kleinere und mittlere Ein¬ 
kommen. Nur, ob er seine Versprechen 
umsetzt? Jedes Mal vor Bundestags¬ 
wahlen hat die SPD viel versprochen. 

Zur Kanzlerkandidatur von Martin 
Schulz erklärten die Vorsitzenden der 
Partei „Die Linke“, Katja Kipping und 
Bernd Riexinger, am 24. Januar: „Wir 
werden erst einmal abwarten, ob diese 
Personalentscheidung (...) auch einen 
politischen Neuanfang der SPD hin zu 
einem Politikwechsel für soziale Ge¬ 
rechtigkeit und weg von der Großen 
Koalition und ihrer verfehlten Poli¬ 
tik bedeutet. Daran haben wir unsere 
Zweifel. Bisher ist Martin Schulz nicht 
als Kritiker der Agenda 2010 und der 
unsozialen EU-Politik aufgefallen. 

Die SPD und ihr Kanzlerkandidat 
müssen liefern, wir werden sie an ihren 
Taten messen. Sind sie wirklich bereit 
die Reichen zu besteuern, die solidari¬ 
sche Mitte zu stärken, Kinder- und Al¬ 
tersarmut wirksam zu bekämpfen, Rüs¬ 
tungsexporte zu beenden und eine Mi¬ 
litarisierung Europas zu verhindern?“ 

Nina Hager 
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Keine Toleranz für Nazisi 

iKM-firf/l Vereiniau.. . . JwM A&f J 

Ein anderes Gedenken: Das Tiegelgussdenkmal vor dem „ThyssenKrupp 
Hauptquartier“ in Essen, 1952 aufgestellt, zeigt die Stahlproduktion, mit der 
Krupp reich geworden ist. Die Arbeiter auf dem Relief sind besser genährt als die 
Zwangsarbeiter, die sich Krupp aus den KZ liefern ließ. 

Vor diesem Denkmal trafen sich am 27. Januar Aktive der VVN und der Frie¬ 
densbewegung zu einer Kundgebung. Während das offizielle Programm des 
Holocaust-Gedenktags die Nazi-Spitzen verurteilte und die „Unfassbarkeit“ 
des Massenmordes beklagte, benannten die Redner, welche sozialen Kräfte zu 
Auschwitz geführt hatten und von Auschwitz profitierten. 

Krupp verdiente an Auschwitz 

Über eines der Monopole, das Hitler an die Macht geholfen und am Krieg pro¬ 
fitiert hat, sagte Walter Hilbig (DKP) bei der Kundgebung: 

„In Auschwitz gab es ein Krupp-Werk für automatische Waffen; die Aussage 
eines Angestellten im Nürnberger Prozess über dieses Werk lautete: ,Vom Fa¬ 
brikgelände aus konnte man die drei großen Schornsteine des Krematoriums 
sehen ... die Häftlinge erzählten mir und meinen Arbeitskollegen von den Ver¬ 
gasungen und Verbrennungen, welche im Lager stattfanden/ 

Und Krupp finanzierte und belieferte das Naziregime nicht umsonst, er pro¬ 
fitierte und ging über Leichen. In 81 Krupp-Betrieben arbeiteten ca. 100 000 
Häftlinge, Zwangsarbeiter und Kriegsgefangene. Sie schufteten unter den er¬ 
bärmlichsten Bedingungen. 

Bevor es mit dem Nazireich zu Ende ging, beherrschte Alfried Krupp einen 
Wirtschaftskoloss, der sich über zwölf Länder erstreckte, von der Ukraine bis 
zum Atlantik, von der Nordsee bis zum Mittelmeer. Überall gehörten ihm In¬ 
dustriewerke,ferner in den Niederlanden ein Komplex von Werften und in Grie¬ 
chenland,der Sowjetunion, Frankreich,dem Sudetenland, Norwegen und Jugo¬ 
slawien zahlreiche Erzgruben. Die Krupp-Familie glaubte bis zum Schluss fest 
an den Sieg.“ 



Anderthalb Stunden 

DKP-Parteivorstand wertet erste Wahlkampfschritte aus 
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Zwei Lager 

Der Protest gegen den G20-Gipfel in Hamburg formiert sich 



Eine breite Plattform bereitet den Pro¬ 
test gegen das G20-Treffen im Juli in 
Hamburg vor. Auf einen gemeinsamen 
Termin für eine Großdemonstration 
konnte man sich aber nicht einigen. In 
der Debatte um die Aktionsform drü¬ 
cken sich inhaltliche Differenzen aus. 

Als Olaf Scholz verkündete, dass 
im Juli 2017 der G20-Gipfel in den 
Hamburger Messehallen stattfinden 
wird, glaubten viele an einen schlech¬ 
ten Scherz oder eine Befriedigung der 
Eitelkeiten nach der gescheiterten 
Olympiabewegung der Hansestadt. 
Doch tatsächlich werden sich die G20 
am 7. und 8. Juli in Hamburg treffen, um 
in erster Linie über die Handels- und 
Finanzfragen der Welt zu verhandeln. 
Beschlüsse werden sie wahrscheinlich 
genauso wenig fassen wie bei den letz¬ 
ten Gipfeln. Eine demokratische Legi¬ 
timation hat das Treffen nicht. Bei den 
G20-Gipfeln treffen sich die Staats¬ 
und Regierungschefs der G7-Länder, 
der BRICS-Staaten, der EU und eini¬ 
ger weiterer Länder. 


Termine der G20-Proteste 

Die DKP beteiligt sich an den Protes¬ 
ten gegen den G20-Gipfel im Juli in 
Hamburg. Die wichtigsten Termine: 

2. Juli: Großaktion zu Wasser und zu 
Land 

5. -6. Juli: Gegengipfel 

6. Juli: Warm-up-Demo des autono¬ 
men Spektrums 

7. Juli: Aktionstag des zivilen Unge¬ 
horsams 

8. Juli: Großdemo 

Weitere Informationen: 
www.G20-Demo.de 


Aus unter¬ 
schiedlichen 
Motivationen 
und unter¬ 
schiedlichen 
politischen 
Lagern her¬ 
aus bereiten 
verschiedene 
Gruppen, Or¬ 
ganisationen 
und Bündnis¬ 
se den Wider¬ 
stand gegen 
den Gipfel 
vor. Die Kritik 
an den G20 ist 
vielfältig, doch 
man kann sa¬ 
gen, dass es 
zwei Lager in 
den Protesten 
gibt: Die einen 
sehen die G20- 
Regierungen 
als Teil des Problems, die anderen se¬ 
hen sie als mögliche Lösung des Pro¬ 
blems. 

Trotz dieses inhaltlichen Wider¬ 
spruchs sprechen die verschiedenen 
Kräfte über die gemeinsame Vorberei¬ 
tung der Proteste. In Hamburg hat sich 
eine Plattform herausgebildet, die den 
sogenannten „politischen Dreiklang 
der Proteste“ abbildet. Damit sind die 
drei Aktivitäten Gegengipfel, Akti¬ 
onen des zivilen Ungehorsams und 
eine Spektren übergreifende Großde¬ 
mo am 8. Juli gemeint. Für diese drei 
Aktionsformen hat sich je ein Bünd¬ 
nis formiert. Treibende Kräfte in die¬ 
ser Plattform sind die Interventionis¬ 
tische Linke (IL), attac und die Partei 
„Die Linke“. Auf den Plattformtreffen 
reicht das Spektrum aber von autono¬ 


men Zusammenhängen, die zusätzlich 
eigene Bündnisstrukturen haben, über 
Umweltverbände, Migrantenorganisa¬ 
tionen wie der DIDF bis zu NGOs und 
weiter bis hin zu den Grünen, die ja 
gleichzeitig den Gipfel in Hamburg 
als Koalitionspartner der SPD mit aus- 
richten. Die DKP ist an diesem Prozess 
aktiv beteiligt. Zurzeit fehlt noch das 
Gros der Gewerkschaften in diesem 
Prozess. Die DGB-Jugend und ver.di 
Hamburg haben Vertreter zu Platt¬ 
formtreffen geschickt. Seit einiger Zeit 
reicht die Vorbereitung auch über die 
Grenzen Deutschlands hinaus und hat 
sich damit internationalisiert. 

Die Planung für den Dreiklang 
sieht so aus, dass am Mittwoch und 
Donnerstag (5. und 6. Juli) ein Gegen¬ 
gipfel stattfinden soll. Dieser Gegen¬ 


gipfel soll an 
verschiede¬ 
nen Orten 
in Hamburg 
stattfinden, 
eine starke in¬ 
ternationale 
Ausrichtung 
haben und 
Hamburger 
Kulturschaf¬ 
fende einbe¬ 
ziehen. Am 
Freitag (7. Juli) 
wird es den 
Tag des zivilen 
Ungehorsams 
geben. Was 
das genau be¬ 
deutet, wurde 
auf der Akti¬ 
onskonferenz 
im Dezember 
in Hamburg 
andiskutiert 
und soll auf noch folgenden Akti¬ 
onskonferenzen weiter vorbereitet 
werden. Hier deutet sich schon, dass 
es unterschiedliche Spektren mit un¬ 
terschiedlichen Aktionsvorstellungen 
gibt, hier ist von Umzingelung des Ver¬ 
anstaltungsorts oder einer Aktion im 
Hamburger Hafen die Rede. Im eher 
linksradikalen Spektrum hat sich das 
Bündnis „G20 entern“ gebildet, das 
radikalere Töne anschlägt, sich aber 
trotzdem sowohl mit der Plattform 
austauscht als auch aktiv im Demo¬ 
bündnis für die Großdemo am 8. Juli 
ist. Die Großdemo am Samstag soll 
das Kernstück des Protestes sein. 
Ziel war es von Anfang an, während 
des Gipfels zu demonstrieren und ein 
möglichst breites politisches Spektrum 
auf die Straße zu bekommen, die ge¬ 


meinsam loslaufen und auch gemein¬ 
sam ankommen. Es werden bis zu 
100 000 Teilnehmerinnen erwartet. 
Trotzdem gab es von Anfang an Stim¬ 
men aus dem Spektrum der NGOs, 
die bezweifelten, ob eine solche De¬ 
monstration sinnvoll ist - vor allem, 
weil sie befürchten, dass es während 
der Proteste zu militanten Auseinan¬ 
dersetzungen kommen könnte. Diese 
Befürchtung ist berechtigt - zumindest 
die Polizei orientiert offensichtlich da¬ 
rauf, gegen Demonstranten vorzuge¬ 
hen: Sie hat bereits begonnen, ehema¬ 
lige Flüchtlingsunterkünfte zu provi¬ 
sorischen Gefängnissen umzubauen, 
in denen auch Gerichtsverfahren ge¬ 
gen die Festgenommenen stattfinden 
können. 

Die Angst vor Auseinandersetzun¬ 
gen hat die NGO „Campact“, einen 
wichtigen Akteur in den Anti-TTIP- 
Protesten, und die Naturfreunde dazu 
gebracht, zu einem weiteren Bündnis 
einzuladen: Für den 2. Juli, also das 
Wochenende vor dem Gipfel, wollen 
sie zu einer noch nicht näher benann¬ 
ten „Aktionsform“ aufrufen. Damit 
gibt es im Rahmen der Proteste zwei 
Großaktionen: Die Demonstration am 
8. Juli während des Gipfels und die 
Großaktion am Wochenende vorher, 
es war nicht möglich, die Mobilisie¬ 
rung auf einen Termin zu konzentrie¬ 
ren. Die bürgerlichen Medien nutzen 
geteilte Mobilisierung aus, um die Pro¬ 
teste - wie üblich - in gute und friedli¬ 
che NGOs auf der einen und radikale, 
gewaltbereite Linke auf der anderen 
Seite einzuteilen. Dass es zwei Groß¬ 
veranstaltungen geben wird, ist aber 
auch ein Ausdruck der unterschiedli¬ 
chen Einschätzungen: Ob die G20 als 
Teil des Problems oder als Teil der Lö¬ 
sung gesehen werden. Tina Sanders 


Gegen rechten Terror Kein Platz im Frauenhaus 

NPD erlaubt, Nazis greifen an, Antifaschisten in Berlin-Neukölln protestieren Was die Miete mit Schutz vor Gewalt zu tun hat 


Zum zweiten Mal in diesem Jahr muss¬ 
ten sie am vergangenen Sonnabend auf 
die Straße gehen. Am 28. Januar kamen 
zwei- bis dreihundert Menschen zu ei¬ 
ner Kundgebung gegen Intoleranz und 
Rassismus in der Fritz-Reuter-Allee. 
Anwohner, Mitglieder von Gewerk¬ 
schaften und Parteien - so auch der 
DKP - sowie der VVN-BdA. Ein brei¬ 
tes Bündnis hatte dazu aufgerufen. 

Am 14. Januar wurde gegen 2 Uhr 
nachts das Auto der Neuköllner DGB- 
Kreisverbandsvorsitzenden, SPD-Ab- 
geordneten in der Neuköllner BVV 
und Gruppenleiterin der Neuköllner 
Falken, Mirjam Blumenthal, 
in Brand gesetzt. Am 19. Ja¬ 
nuar gab es dagegen eine 
Protestaktion in der Hufei¬ 
sensiedlung im Neuköllner 
Ortsteil Britz. Einen Tag spä¬ 
ter versammelten sich rund 
50 Nazigegner spontan vor 
der Wohnung des ehemaligen 
Neuköllner NPD-Vorsitzen¬ 
den Sebastian Thom, den sie 
für die Anschlagsserie verant¬ 
wortlich machen. 

Nazis hatten in der Nacht 
zum 23. Januar zunächst in 
der Hufeisensiedlung das 
Auto des aktiven IG-Metal- 
lers und Antifaschisten Det¬ 
lef Fendt (DKP) angezündet, 
danach, einige Kilometer ent¬ 
fernt, das des Rudower Buch¬ 
händlers Heinz J. Ostermann. Bereits 
im Dezember hatten sie die Scheibe 
seines Ladens in Alt-Rudow beschä¬ 
digt. Zuvor hatte es dort und in wei¬ 
teren Buchhandlungen eine Veranstal¬ 
tung unter dem Motto „Was tun gegen 
die AfD? Aufstehen gegen Rassismus“ 
gegeben. Ostermann ist Mitglied der 
Initiative „Neuköllner Buchläden ge¬ 
gen Rechtspopulismus und Rassismus“. 

Seit Jahren terrorisieren Nazis den 
Süden des Berliner Stadtbezirks. Sie 
bedrohen oder überfallen Antifaschis¬ 
tinnen und Antifaschisten, schlagen 


Scheiben ein, beschmieren Fenster, 
Zäune und Wände mit Nazisymbo¬ 
len und rechten Parolen. Im Juni 2011 
wurde das „Anton-Schmaus-Haus“ der 
Falken angezündet. In der Nacht zum 

9. November 2011, kurz vor der Wie¬ 
dereröffnung, gab es - nach weiteren 
Angriffen - einen zweiten Brandan¬ 
schlag. „Im Dezember bekamen wir 
dann einen Brief: Das Bundeskrimi¬ 
nalamt teilte uns mit, dass wir auf der 
Liste der NSU standen“, teilte die Or¬ 
ganisation 2015 mit. 

2011 kam es zu besonders vielen 
Überfällen. In der Folge gründeten sich 


zahlreiche Gegeninitiativen. So 2012 
„Hufeisern gegen Rechts“. Deren Ak¬ 
tivistinnen und Aktivisten hatten die 
Kundgebung am vergangenen Sonn¬ 
abend mit vorbereitet, aber die Initia¬ 
tive führt auch viele andere Aktionen 
durch - und beschäftigt sich intensiv 
mit der Geschichte der Hufeisensied¬ 
lung, die zwischen 1925 und 1933 erbaut 
worden war. 

Seit letztem Jahr hat die extreme 
Rechte ihre Aktivitäten in Südneukölln 
wieder ausgeweitet. Vielleicht, weil im 
Sommer auf Anordnung des damaligen 


Innensenators Olaf Henkel (CDU) die 
Arbeit der „EG Rex“ vor Ort beendet 
wurde? Im September veröffentlichten 
Nazis eine Karte linker Einrichtungen 
im Bezirk, Mitte Dezember gab es dann 
allein in nur einer Nacht Anschläge auf 
ein linkes Cafe, die Buchhandlung Le¬ 
porello sowie eine linke WG. 

Jetzt, so waren sich auf der Kund¬ 
gebung am Sonnabend viele einig, füh¬ 
len sich die Nazis offenbar durch das 
Urteil des Bundesverfassungsgerich¬ 
tes zur NPD besonders ermutigt. Er¬ 
neut wurde das Verbot der NPD ge¬ 
fordert. 

Es sprachen Betroffene, 
Vertreter der Grünen, der 
SPD, der Partei „Die Lin¬ 
ke“, der Initiative „Hufeisern 
gegen Rechts“. Klare Kan¬ 
te zeigten auch die Vertre¬ 
ter der IG Metall, von ver.di 
und des DGB Berlin-Bran¬ 
denburg - Klaus Abel (Ers¬ 
ter Bevollmächtigter der IG 
Metall Berlin), Peter Schrott 
(ver.di) und Heiko Glawe 
(DGB-Regionsgeschäftsfüh- 
rer). Sie erklärten sich soli¬ 
darisch mit den Betroffenen. 
Die Gewerkschaften wollen 
auch künftig - nicht zuletzt 
am 1. Mai - deutlich Position 
gegen Nazis beziehen. 

Ein Vertreter von „Huf¬ 
eisern gegen Rechts“ for¬ 
derte angesichts der Angriffe, die 
unterschiedslos alle Nazigegner - 
unabhängig von Nationalität oder Par¬ 
teizugehörigkeit - treffen, mit dem 
Gedicht „Streit und Kampf“ von Erich 
Mühsam, der einst in der Siedlung ge¬ 
wohnt hatte und am 10. Juli 1934 im 
KZ Sachsenhausen ermordet wurde, 
zur Einigkeit auf: „Schlagt zwanzig 
Freiheitstheorien/euch gegenseitig um 
die Ohren/und singt nach hundert Me¬ 
lodien - /doch gilt es in den Kampf zu 
ziehen,/ dann sei der gleiche Eid ge¬ 
schworen!“ nh 


Auf der Website frauen-info-netz.de 
wies vergangene Woche nur noch ei¬ 
nes der etwa 70 Frauenhäuser in Nord¬ 
rhein-Westfalen, das im Kreis Heins¬ 
berg, freie Plätze aus. Sechs weitere 
nehmen noch Frauen mit Kindern auf. 
Alle anderen sind belegt. Ein Zustand, 
der schon länger anhält. Besserung ist 
nicht in Sicht. 

Dabei hatte das Kabinett von Han¬ 
nelore Kraft noch im vergangenen Sep¬ 
tember einen sogenannten Landesak¬ 
tionsplan „NRW schützt Frauen und 
Mädchen vor Gewalt“ verabschiedet. 
Viel genützt hat dieser Plan anschei¬ 
nend nicht. Nur vier Monate später re¬ 
sümiert Ingrid Süße von der Landes¬ 
arbeitsgemeinschaft autonomer Frau¬ 
enhäuser: „In den 40 Jahren meiner 
Tätigkeit habe ich eine Situation die¬ 
ses Ausmaßes noch nicht erlebt.“ Die 
Wohlfahrtsverbände berichten, dass 
es Ende 2016 zwei freie Betten gege¬ 
ben habe - in ganz NRW. Kein neuer 
Zustand. Im Jahr 2015 haben die Häu¬ 
ser 10 000 Frauen aufgenommen, aber 
etwa 7 000 Schutzsuchende aus Platz¬ 
mangel abgewiesen. 

Gegenüber der Westdeutschen All¬ 
gemeinen Zeitung nennt Marita Haude 
vom Diözesancaritasverband Münster 
als Ursache zum einen zunehmende 
Gewalt gegen Frauen, aber auch die 
verschärfte Situation am Wohnungs¬ 
markt. Viele Frauen beziehen staatli¬ 
che Leistungen und haben geringe Ein¬ 
kommen. Das heißt: Sie ziehen nicht 
aus dem Frauenhaus aus, weil sie keine 
bezahlbare Wohnung finden. 

Die Sozialarbeiterinnen des Frau¬ 
enhauses in Moers berichten, dass 
sogar gemeinnützige Wohnungsbau¬ 
unternehmen Frauen mit Kindern im 
Hartz-IV-Bezug zurückweisen. Oft sei 
dann auch noch die Schufa-Auskunft 
negativ. Auch wenn es nicht selten der 
Mann gewesen sei, der die Schulden ge¬ 
macht und seine Frau gezwungen hat, 
zu unterschreiben. Aber Vermieter in¬ 
teressiere das in der Regel nicht. 


Stolz hatte Ministerin Barbara Stef¬ 
fens im September 2016 darauf verwie¬ 
sen, dass seit 2010 die Förderung der 
Frauenhäuser von 5,4 auf 9,5 Millionen 
Euro im Jahr 2017 gestiegen sei. Offen¬ 
sichtlich ist dies aber nicht ausreichend. 
Die Wohlfahrtsverbände sprechen von 
einer chronischen Unterfinanzierung 
der Häuser. NRW bezuschusst zwar 
freiwillig die Personalkosten an 62 
Standorten. Den Aufenthalt müssen 
die Frauen aber selbst bezahlen. Kön¬ 
nen sie dies nicht, sind die Frauenhäu¬ 
ser auf Spenden oder kommunale Zu¬ 
schüsse angewiesen. 

Die Verbände fordern in dieser Si¬ 
tuation ein Gesetz, das die verlässliche 
Finanzierung der Frauenhäuser regelt, 
damit die „Frauen unbürokratisch und 
kostenlos Hilfe erhalten, unabhängig 
von Einkommen, Aufenthaltsstatus 
oder Herkunft“, wie Iris Pallmann vom 
Paritätischen Wohlfahrtsverband sagt. 

In Moers hatten übrigens 72 Pro¬ 
zent der betreuten Frauen einen Mi¬ 
grationshintergrund, drei Frauen ka¬ 
men als Flüchtlinge. Es sind türkisch¬ 
stämmige Frauen, die in der zweiten 
oder dritten Generation in Deutsch¬ 
land leben, Frauen aus Osteuropa, Sy¬ 
rien oder Togo - und natürlich Frauen 
aus Deutschland. 

Es ist bezeichnend für den Akti¬ 
onsplan der Landesregierung, dass 
zusätzliche Geldmittel (3 Mio. Euro) 
explizit nur „zur Förderung von Fach¬ 
beratungsstellen gegen sexualisierte 
Gewalt, deren erweitertes Aufgaben¬ 
spektrum auch die Entwicklung neuer 
Präventionsformen und die Erreich¬ 
barkeit bei Großveranstaltungen um¬ 
fasst“, bewilligt wurden. Das zielte auf 
Entlastung angesichts der Vorwürfe, 
die dem Kabinett anlässlich der Sil¬ 
vestervorfälle 2015 in Köln gemacht 
worden waren. Den Frauen, die Opfer 
häuslicher Gewalt werden, hilft derar¬ 
tiger Aktionismus nicht - während die 
Wohnungspolitik der Landesregierung 
die Schwächsten trifft. Adi Reiher 



Kein Einzelfall: In den letzten Monaten verübten Nazis in 
Neukölln vermehrt Anschläge, hier eine Schmiererei an 
einer Haustür. 
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ln Astana wurde über die Zukunft Syriens verhandelt 



Verhandlungen über die Zukunft Syriens in Astana, Kasachstan 


I n der Vergangenheit war die Haupt¬ 
stadt von Kasachstan allenfalls be¬ 
kannt als Namensgeberin für ein - 
umstrittenes - Profi-Radteam. Seit 
dem 23. Januar ist Astana bekannt als 
die Stadt, in der die Vertreter der USA 
bei Syrien-Verhandlungen in die zwei¬ 
te oder dritte Reihe verbannt wurden. 
Die Federführung lag bei den Vertre¬ 
tern der Russischen Föderation. 

Nach der Befreiung Aleppos gab 
es eine Zusammenarbeit zwischen der 
Türkei und der Russischen Föderati¬ 
on - in Absprache mit dem Iran die 
zu einem begrenzten Waffenstillstand 
in Syrien führte. Er galt für die syrische 
Armee und ihre Verbündeten auf der 
einen Seite und diejenigen bewaffneten 
Gruppen, die die türkische Regierung 
beeinflussen konnte, auf der anderen. 
Bei den Verhandlungen in Astana soll¬ 
te dieser Waffenstillstand gestärkt und 
durch technische Übereinkünfte gefes¬ 
tigt werden. Es ging also in erster Linie 
nicht um politische Lösungen oder gar 
eine Übergangsregierung. 

Die Verhandlungen in Astana haben 
einige Ergebnisse gebracht. Auf techni¬ 
scher Ebene war es offenbar möglich, Ge¬ 
biete unter Kontrolle von al-Nusra und 
IS abzugrenzen von Gebieten, für die der 
Waffenstillstand gilt. Das soll den Bo¬ 
den bereiten, damit die Verhandlungen 
in Genf produktiver fortgesetzt werden 
können. Wobei der Verhandlungsführer 
der bewaffneten Gruppen, Mohammed 
Alloush, nach wie vor den Rücktritt des 
syrischen Präsidenten verlangt. 


Zwei Entwicklungen in Astana sind 
bemerkenswert. Der Iran ist nun auch 
offiziell eine der Garantiemächte des 
Waffenstillstands und überwacht die 
Einhaltung des Waffenstillstands ge¬ 
meinsam mit der Türkei und Russland. 
Damit ist Alloush mit seinem Versuch 
gescheitert, den Einfluss des Iran zu be¬ 
schränken. Aber vor allem: Die Russi¬ 
sche Föderation hat den Entwurf einer 
neuen syrischen Verfassung vorgelegt. 

Offiziell wurden in den Entwurf Vor¬ 
schläge aller beteiligten - Regierung, Op¬ 
position, Regionalmächte - eingearbei¬ 
tet und am Ende werden die Syrer über 
ihre zukünftige Verfassung entscheiden. 
Vieles im Entwurf, den das Außenminis¬ 
terium in Moskau vorlegte, sind papier- 
ne Erklärungen, wie sie in vielen Verfas¬ 
sungstexten stehen. Hervorzuheben ist, 
dass Syrien nicht mehr als „Arabische 
Republik Syrien“ bezeichnet wird. Das 
stärkt die Position der kurdischen Min¬ 
derheit in Syrien. Die Möglichkeit eines 
Föderalismus jedoch wies der syrische 
Vertreter bei den Verhandlungen auf 
einer Pressekonferenz zurück. Es kön¬ 
ne nicht sein, dass eine einzelne Gruppe 
einen Kleinstaat gründe und das Gan¬ 
ze dann Föderalismus nenne. Letztlich 
könne nur die Abstimmung aller Syrer 
darüber entscheiden. 

Die oppositionelle Strömung „Den 
Staat aufbauen“ (Louay Hussein) sieht 
das Ergebnis von Astana überwiegend 
positiv und erkennt darin sogar eine kla¬ 
re Aussage zum Ende des bewaffneten 
Kampfes um die Macht. Quadri Jamil 


von der Partei Volkswille, der enge Be¬ 
ziehungen zu Moskau unterhält, erklär¬ 
te, dass bei weiteren Verhandlungen in 
Genf alle Delegationen direkt miteinan¬ 
der verhandeln müssten. 

Moskau hat schon seit Beginn des 
Konflikts die Zusammenarbeit mit sy¬ 
rischen Oppositionsgruppen gesucht. 
Mit dem Entwurf einer syrischen Ver¬ 
fassung positioniert sich Russland nun 
zunehmend als Mediator, der einen Inte¬ 
ressenausgleich für alle Seiten sucht. An¬ 
ders als im Westen nach der Befreiung 
Aleppos erwartet, betont Außenminister 
Lawrow erneut: „Es gibt keine militäri¬ 
sche Lösung für den Konflikt.“ 


Ob die USA unter ihrem neuen Prä¬ 
sidenten das auch so sehen? Seit Trump 
das Pentagon aufforderte, einen Plan 
vorzulegen, wie „Schutzzonen“ für sy¬ 
rische Flüchtlinge eingerichtet werden 
könnten, ist eine Zusammenarbeit mit 
Russland wieder offen. Die Regierun¬ 
gen der Türkei und Katars haben den 
Vorschlag von „Schutzzonen“ sogleich 
begrüßt. Außenminister Lawrow wirkt 
deeskalierend und hofft, Schutzzonen 
würden nur mit Zustimmung der syri¬ 
schen Regierung eingerichtet. 

Auch die Aufforderung Trumps, das 
Pentagon solle „innerhalb von 30 Tagen“ 
einen Plan vorlegen, wie IS bekämpft 


werden könne, schafft womöglich mehr 
Konflikte, als sie zu lösen vorgibt. Schließ¬ 
lich hatte sich das Pentagon bisher immer 
gegen eine Zusammenarbeit mit der rus¬ 
sischen Luftwaffe ausgesprochen. 

Außenminister Lawrow hat inzwi¬ 
schen die Untätigkeit der UN kritisiert. 
Seit April letzten Jahres gab es keine 
Gespräche in Genf, die nächste Ver¬ 
handlungsrunde ist erneut verschoben. 
Wenn sie stattfinden, werden die Pläne 
der USA zum Kampf gegen IS klarere 
Konturen angenommen haben. In die 
zweite Reihe wird sich Trump nicht wi¬ 
derspruchslos zurückstufen lassen. 

Manfred Ziegler 


Wendung im Wahlkampf Ein Platz wird frei 

Frankreich: Linker Parteiflügel siegt bei Präsidentschafts-Vorwahl der Sozialisten Trump sagt Freihandelsabkommen mit den 

Pazifikstaaten ab - Vietnam reagiert gelassen 


Dass ein Repräsentant des linken Par¬ 
teiflügels bei der Vorwahl der französi¬ 
schen Sozialisten zur Präsidentenwahl 
gesiegt hat, ist ein weiteres Zeichen da¬ 
für, wie tief und breit die Ablehnung 
ist, die der Kurs des bisherigen Staats¬ 
chefs Frangois Hollande in der zurück¬ 
liegenden fünfjährigen Amtszeit und 
seine Ergebnisse selbst im eigenen La¬ 
ger, unter den Anhängern der franzö¬ 
sischen Sozialdemokratie, hervorgeru¬ 
fen hat. 

Mit einem Abstand von mehr als 
17 Prozent ließ der Linke Benoit Ha- 
mon bei dieser Vorwahl am vergange¬ 
nen Sonntag Hollandes Ex-Regierungs¬ 
chef Manuel Valls hinter sich. Hamon 
konnte 58,7 Prozent der abgegebenen 
Stimmen für sich verbuchen, während 
Valls nur auf 41,3 Prozent kam. Immer¬ 
hin hatten sich über 2 Millionen Men¬ 
schen an dieser Abstimmung beteiligt, 
rund 21 Prozent mehr als bei der ersten 
Runde der Vorwahl eine Woche vorher. 

Damit steht fest, dass Hamon der 
Kandidat der „Parti Socialiste“ (PS) 
und ihrer traditionellen Verbündeten 
für die im April/Mai anstehende Neu¬ 
wahl des französischen Staatspräsiden¬ 
ten ist. Nach wie vor völlig ungeklärt 
bleibt aber, ob und wie sich zu dieser 
Wahl eine mehrheitsfähige Alternative 
aus dem Spektrum der französischen 
Linken gegen den drohenden weiteren 
Rechtsruck herausbilden kann. 

Die fünf letzten Meinungsumfragen 
verschiedener Institute, alle im Januar 
2017 erhoben, ergaben übereinstim¬ 
mend, dass nach wie vor die Anführerin 
des rechtsextremistischen „Front Nati¬ 
onal“, Marine Le Pen, im ersten Wahl¬ 
gang der Präsidentenwahl am 23. April 
mit 25 - 28 Prozent an der Spitze liegt, 
gefolgt vom erzreaktionären Kandida¬ 
ten der bürgerlichen Rechten, Frangois 
Fillon, mit 22 - 25 Prozent. Knapp hinter 
Fillon an dritter Stelle liegt Hollandes 
Ex-Wirtschaftsminister Emmanuel Ma- 
cron mit 16-20 Prozent, der Fillon un¬ 
ter Umständen noch überholen könnte. 
Auf dem 4. Platz folgt der Linkssozia¬ 
list Jean-Luc Melenchon mit seiner Be¬ 
wegung „La France insoumise“ („Das 
widerständige Frankreich“), zu dessen 
Wahl seit Ende November trotz di¬ 
verser Differenzen auch die französi- 



Vorwahlsieger Benoit Hamon 


sehen Kommunisten (PCF) aufrufen. 
Er kommt laut Umfragen auf 13 - 15 
Prozent. Erst an 5. Stelle folgt Benoit 
Hamon mit 6-13 Prozent als Kandidat 
der PS. Die „Grünen“ (EELV) mit ih¬ 
rem Kandidaten Yannick Jadot landen 
mit 2-2,5 Prozent auf dem 6. Platz. 

Damit droht nach wie vor ein zwei¬ 
ter Wahlgang am 7. Mai, bei dem nur 
noch die zwei Bestplatzierten aus der 
ersten Runde zur Wahl stehen, fak¬ 
tisch also nur noch die Wahl zwischen 
der Rechtsextremistin Le Pen und dem 
Reaktionär Fillon besteht, eine „Wahl 
zwischen Pest und Cholera“. 

Benoit Hamon hat seinen linken 
Mitkonkurrenten Jadot und Melen¬ 
chon unmittelbar nach seinem Erfolg 
bei der Vorwahl einen Dialog vorge¬ 
schlagen, um „zusammen eine kohä¬ 
rente und dauerhafte Regierungsmehr¬ 
heit für den sozialen, ökologischen und 
demokratischen Fortschritt aufzubau¬ 
en.“ Sowohl Jadot wie Melenchon hat¬ 
ten aber schon vorher wissen lassen, 
dass sie nicht die Absicht hätten, ihre 
Kandidatur zugunsten eines PS-Kan- 
didaten zurückzuziehen. Bei ihren ers¬ 
ten Reaktionen nach der Wahl Ha- 
mons betonten sie allerdings, dass es 
hinsichtlich der erklärten politischen 
Ziele und Vorhaben mit Hamon viele 


Gemeinsamkeiten gibt und sie zu Ge¬ 
sprächen bereit sind. Dennoch bleibt 
äußerst fraglich, ob dies ausreicht, dass 
doch noch eine erfolgversprechende 
gemeinsame Kandidatur der alternati¬ 
ven Linkskräfte zustande kommt, die 
eine reale Aussicht hat, in den zweiten 
Wahlgang zu kommen. Doch auch ein 
Rückzug der Kandidatur von Hamon 
etwa zugunsten von Melenchon ist 
nach dessen Erfolg bei der PS-Vorwahl 
eher unwahrscheinlich. Hamon hat da¬ 
mit zu kämpfen, dass ein Teil der bishe¬ 
rigen PS-Abgeordneten und des rech¬ 
ten Flügels der Sozialdemokratie sich 
lieber dem „Sozialliberalen“ Emma¬ 
nuel Macron anschließen wird als den 
linken Hamon oder gar Melenchon zu 
unterstützen. 

Die französischen Kommunisten 
haben die Wahl von Hamon zum PS- 
Kandidaten als Zeichen der Abkehr 
vom Hollande-Kurs begrüßt, zugleich 
aber ihre Unterstützung für Jean-Luc 
Melenchon bekräftigt. Parallel dazu 
unterstrichen sie erneut, dass die im 
Juni anstehende Neuwahl des franzö¬ 
sischen Parlaments politisch nicht we¬ 
niger bedeutend ist als die Präsiden¬ 
tenwahl. Auf einer Pressekonferenz 
der PCF am 28. Januar betonte Natio¬ 
nalsekretär Pierre Laurent im Beisein 
der ersten 124 von der PCF nominier¬ 
ten Kandidatinnen und Kandidaten 
für die Parlamentswahl, dass es nicht 
ausreicht, nur den „Bewohner im Prä¬ 
sidentenpalast“ zu wechseln. Gegen 
den Trend zur ,„Präsidialmonarchie“ 
sei eine grundlegende Erneuerung der 
Demokratie erforderlich. Er schlug da¬ 
für einen „Republikanischen Pakt für 
ein Frankreich der Gemeinsamkeit“ 
vor, der einen breiten Diskussionspro¬ 
zess für die Ausarbeitung einer neuen 
Verfassung für eine VI. Französischen 
Republik initiieren soll. Bei einem Zu¬ 
sammentreffen von Laurent mit Me¬ 
lenchon am 23. Januar wurde die Bil¬ 
dung einer Arbeitsgruppe vereinbart, 
die sich mit dem Problem der vorhan¬ 
denen Konkurrenz-Kandidaturen zu 
den Parlamentswahlen zwischen PCF 
und der Melenchon-Formation in ei¬ 
ner Reihe von Wahlkreisen befassen 
soll. 

Georg Polikeit 


Per Dekret erklärte US Präsident 
Trump den Ausstieg der USA aus dem 
Freihandelsabkommen TPP mit den Pa¬ 
zifikstaaten. Zu den Ländern, die sich 
von diesem Abkommen viel erhoff¬ 
ten, gehört Vietnam. Bereits einen Tag 
nach dem Dekret äußerte sich das Au¬ 
ßenministerium Vietnams zu Trumps 
Beschluss. 

„Vietnam betrachtet das TPP und 
andere Freihandelsabkommen als äu¬ 
ßerst wichtige Schritte in seinem Be¬ 
streben, die Wirtschaft des Landes nach 
vorn zu bringen und sie aktiv in die 
(weltweite) Wirtschaft einzubinden“, 
erklärte der Sprecher des vietnamesi¬ 
schen Außenministeriums Le Hai Binh. 
Viet Nam News brachte am 24. Janu¬ 
ar einen Beitrag unter der Überschrift 
„Trump torpediert Freihandelspakt“. 
Nach Auffassung des vietnamesischen 
Auslandssenders „Voice of Vietnam“ 
ist das Abkommen nicht nur wirtschaft¬ 
lich, sondern auch geopolitisch von 
großer Bedeutung. Diese Anmerkung 
weist auf die Auseinandersetzungen 
mit China hin und Chinas Bestreben, 
das Südchinesische Meer als sein al¬ 
leiniges Hoheitsgebiet zu reklamieren. 
Bei TPP war China vor allem auf Be¬ 
treiben der USA ausgeschlossen wor¬ 
den. 

TPP wurde zwischen zwölf Staaten, 
darunter Australien, Mexiko, Neusee¬ 
land, Singapur, Vietnam und die USA, 
ratifiziert, aber noch nicht in Kraft ge¬ 
setzt - über zehn Jahre wurde verhan¬ 
delt. Das Abkommen ist mit dem Aus¬ 
stieg der USA also nicht tot, es bleiben 
immer noch elf Staaten, die ihren Han¬ 
del über dieses Abkommen gestalten 
können. Außerdem kam der Rückzug 
der USA von TPP nicht ganz überra¬ 
schend. „Seit dem Beginn des Präsi¬ 
dentschaftswahlkampfes in den USA 
war das Schicksal des TPP-Abkommens 
ungewiss. Beide Kandidaten, Donald 
Trump von den Republikanern und 
Hillary Clinton von den Demokraten, 
wollten die Verabschiedung von TPP, 
ein Erbe des Vorgängers Barack Oba- 
ma, nicht unterstützen“, schreibt „Voice 
of Vietnam“. 

Auch andere Staaten in der Regi¬ 
on reagierten schnell. Der japanische 


Premierminister Shinzo Abe will den 
US-Präsidenten doch noch von den 
Vorteilen des Freihandels überzeugen. 
Australien will in die Bresche sprin¬ 
gen, um das Abkommen zu retten. Der 
australische Premierminister Malcolm 
Turnbull sagte, seine Regierung sei be¬ 
reits zu „aktiven Diskussionen“ mit den 
anderen TPP-Staaten, darunter Japan, 
Neuseeland und Singapur. Der Schritt 
der Trump-Regierung sei zugleich aber 
auch eine Chance, TPP ohne die USA 
weiterzuentwickeln und das TPP für 
China zu öffnen. 

Der Ausstieg der USA könnte also 
jetzt China ganz neue Chancen eröff¬ 
nen. Das Land ist bereit, den leeren 
Raum zu füllen und die Führungsrol¬ 
le bei neuen Handelsvereinbarungen 
in der Region zu übernehmen. China 
setzt sich besonders für ein regiona¬ 
les Freihandelsabkommen mit Namen 
RCEP (Regional Comprehensive Eco¬ 
nomic Partnership) zwischen den zehn 
Mitgliedsländern der ASEAN und den 
sechs Partnerländern Australien, Chi¬ 
na, Indien, Japan, Südkorea und Neu¬ 
seeland ein. 

Dennoch, das „Aus“ für ein Frei¬ 
handelsabkommen zwischen USA und 
Vietnam wird die Wirtschaft Vietnams 
treffen. Vietnam erhoffte sich durch den 
Wegfall von Zöllen zwischen 17 Pro¬ 
zent und 32 Prozent große Vorteile für 
den Ausbau der Handelsbeziehungen 
mit den USA. Das Land liegt bei den 
Schuhimporten in den USA auf Platz 2. 
Neben Schuhen, Textilien und Meeres¬ 
früchten (Fisch und Shrimps) exportiert 
Vietnam auch Möbel (aus Naturholz) 
und Kaffee im Wert von 19 Milliarden 
US-Dollar in die USA. 

Auch die deutsche Wirtschaft schaut 
mit Dollars in den Augen auf den Aus¬ 
stieg der USA aus dem TPP: „Die deut¬ 
sche Wirtschaft hat nach dem Rückzug 
der USA aus dem transpazifischen Frei¬ 
handelsabkommen TPP nichts gegen 
ein Einspringen von China. Ich kann 
heute keinen Nachteil erkennen, wenn 
es in diese Richtung geht“, wird der Vor¬ 
sitzendes des Asien-Pazifik-Ausschus¬ 
ses der deutschen Wirtschaft, Hubert 
Lienhard, im Handelsblatt zitiert. 

Stefan Kühner 












m unsere zeit 


Internationale Politik 


Freitag, 3. Februar 2017 


EU-Zwangsjacke 

Zwischenbilanz der Osterweiterung 



V or zehn Jahren, am 1. Januar 
2007, wurde mit der Aufnahme 
von Bulgarien und Rumänien in 
die EU der Prozess der Einverleibung 
der ehemaligen sozialistischen Staaten 
in Europa in das imperialistische Bünd¬ 
nissystem im Wesentlichen abgeschlos¬ 
sen. Damit haben die imperialistischen 
Mächte mittels NATO und EU die mi¬ 
litärische, ökonomische und politische 
Kontrolle über eine ganze Region von 
der Ostsee bis zum Schwarzen Meer 
übernommen. Aus dem Territorium 
der Warschauer-Vertrags-Organisation, 
die als Faktor und Initiator des Friedens 
und der Sicherheit gewirkt hatte, wurde 
ein geschlossener Bogen vom Baltikum 
bis ins Schwarze Meer an den Grenzen 
Russlands. 

Groß war damals der propagan¬ 
distische Aufwand, mit dem der „Sieg 
der Freiheit über die kommunistische 
Diktatur“ gepriesen wurde. Gepriesen 
wurden rosige Aussichten für die Ent¬ 
wicklung dieser Ländergruppe, eine 
Art „blühende Landschaften“. Heute 
schreibt der ehemalige Ministerpräsi¬ 
dent Rumäniens, Adrian Nastase: „Das 
erste Jahrzehnt hat sich doch irgend¬ 
wie als enttäuschend erwiesen.... Billig 
wurde die Kontrolle der rumänischen 
Gesellschaft und die Destrukturierung 
der politischen Klasse mit Hilfe eini¬ 
ger NGOs und einiger Losungen wie 
Rechtsstaat, Antikorruption, Integri¬ 
tätskriterien durchgeführt. Aber auch 
das Fehlen von Vernunft und die Unter¬ 
würfigkeit von Institutionen des rumä¬ 
nischen Staates gehörten dazu.“ 

Derselbe Mann war es, der in sei¬ 
nen Funktionen als Außenminister und 
dann als Ministerpräsident eine Außen¬ 
politik einleitete und betrieb, die ein¬ 
deutig auf den Westen orientierte. Als 
Ministerpräsident führte Nastase bis 
2004 die Verhandlungen mit der EU, 
passte das politische System und die 
Rechtsordnung des Landes dem Verlan¬ 
gen der EU an und führte ebenso die 
„Reformen“ in Wirtschaft und Gesell¬ 
schaft durch, die eine Mitgliedschaft ab 
1. Januar 2007 möglich machten. 

Bei der Suche nach den Ursachen 
wird von verschiedenen Autoren vor al¬ 
lem auf die Gleichzeitigkeit dreier Kri¬ 
sen verwiesen: die Staatsschuldenkrise 
in der Euro-Zone, die Ukraine-Krise 


und die Flüchtlingskrise. 
Unerwähnt bleibt die Kri¬ 
se des kapitalistischen Ge¬ 
sellschaftssystems, die Zu¬ 
nahme innerer und äußerer 
Widersprüche des Imperi¬ 
alismus, die unmittelbare 
Gefahren für den Frieden 
heraufbeschwören. Keine 
Berücksichtigung finden die 
wachsenden Gefahren für 
die staatliche Existenz be¬ 
sonders der Staaten in Ost- 
und Südosteuropa sowie auf 
dem westlichen Balkan. 

Selbst der anerkannte 
Wirtschaftsexperte des Ka¬ 
pitals Joseph Stiglitz wies 
kürzlich in der Zeitschrift 
„Fortune“ darauf hin, dass 
die Hoffnung, fiskale und 
monetäre Disziplin könne 
die Probleme lösen, sehr trü¬ 
gerisch ist. Die reichen Län¬ 
der seien noch reicher und 
die armen Länder ärmer ge¬ 
worden. Auch innerhalb der 
Staaten seien die Reichen 
reicher und die Armen är¬ 
mer geworden. „Das führt 
zu Entzweiung statt zu mehr 
Solidarität“, schlussfolgert 
Stiglitz. Damit beschreibt er 
eine wichtige Seite in der Bi¬ 
lanz seit der großen Aufnah¬ 
mewelle in die EU. 

Die Staaten Osteuro¬ 
pas distanzieren sich immer 
mehr von der EU - aber 
auch voneinander. Wenn 
man berücksichtigt, dass 
auch Italien, Spanien, Portugal und 
Griechenland mit sich zuspitzenden Wi¬ 
dersprüchen in ihrem Verhältnis zur EU 
konfrontiert sind und Großbritannien 
den Austritt praktiziert, so ergibt sich: 
die EU bröckelt von den Rändern her. 

Ungarns Verhalten gegenüber der 
Politik des Diktats der EU nahm re¬ 
bellische Züge an. Die polnische Regie¬ 
rung sieht ihre Sicherheit mehr durch 
die USA gewährleistet. Die Visegrad- 
Gruppe vertritt Positionen, die den von 
Deutschland diktierten Positionen der 
EU widersprechen. Bulgariens neuer 
Präsident plädiert für eine Politik, die 
stärker auch die Beziehungen zu Russ¬ 


land einkalkuliert. Rumäniens neu ge¬ 
wählte Regierung will auf stärkere Be¬ 
achtung der nationalen Interessen des 
Landes innerhalb der kapitalistischen 
Bündnissysteme pochen. Der erst kürz¬ 
lich gewählte Präsident Moldawiens er¬ 
hielt die Mehrheit, weil er gegen den 
Ausverkauf des Landes an die imperia¬ 
listischen Mächte aufgetreten ist. 

Die Widersprüche, die sich aus den 
Entwicklungsunterschieden zwischen 
„Kerneuropa“ und den Staaten der 
Regionen an der Peripherie ergeben, 
können offensichtlich unter den Bedin¬ 
gungen des Wirkens der Gesetzmäßig¬ 
keiten des Kapitalismus/Imperialismus 


nicht im Sinne der Anglei¬ 
chung des ökonomischen, 
politischen und kulturellen 
Entwicklungsniveaus ge¬ 
löst werden. 

Die gesamte Periode 
seit der Aufnahme in die 
EU hat gezeigt, dass die 
Zugehörigkeit dieser Län¬ 
der zur EU und NATO 
günstigere Bedingungen 
für die Ausbeutung durch 
die imperialistischen Mäch¬ 
te und für die Erhöhung 
des Profits der Konzerne, 
aber nicht für die Entwick¬ 
lung der Länder geschaf¬ 
fen hat. Die Schere zwi¬ 
schen den armen und den 
reichen Ländern in der EU 
hat sich drastisch geöffnet. 
Statt Angleichung im Ent¬ 
wicklungsniveau haben 
sich die Unterschiede und 
damit die Widersprüche 
zwischen den Staaten und 
Regionen verstärkt. 

Wir erleben sowohl 
einen Prozess der Diffe¬ 
renzierung der Interessen 
zwischen den ost- und süd¬ 
osteuropäischen Staaten 
und den imperialistischen 
Mächten, als auch einen 
intensiven Prozess der Dif¬ 
ferenzierung der Interessen 
zwischen den ost- und süd¬ 
osteuropäischen Staaten 
selbst. Dies führt wieder¬ 
um nicht nur zur Schwä¬ 
chung des Potenzials zur 
Verwirklichung der nationalstaatlichen 
Interessen der einzelnen Länder Ost- 
und Südosteuropas, sondern auch zur 
Vermehrung der Möglichkeiten, diese 
Staaten gegeneinander im Interesse der 
sich auch widersprechenden Vorhaben 
der imperialistischen Mächte zu miss¬ 
brauchen. 

Es verstärkt sich zugleich die Ten¬ 
denz der Gruppenbildung von ost- und 
südosteuropäischen Staaten mit unter¬ 
schiedlich ausgerichteten Zielen. Dabei 
bilden sich vor allem zwei Plattformen 
heraus: 

Die USA und ihre politischen und 
militärischen Aktivitäten zur Mobilisie¬ 


rung von Bündnispartnern, die sich an 
der Durchsetzung amerikanischer Zie¬ 
le in Europa und in globalem Maßstab 
orientieren und 

die von Deutschland verfolgte Po¬ 
litik, mittels der EU und auch bilate¬ 
ral mit diesen Staaten (Östliche Part¬ 
nerschaft) Bedingungen zu schaffen, 
um die in Europa aus deutscher Sicht 
noch bestehende strategische Schiefla¬ 
ge in ein neues Gleichgewicht im Sin¬ 
ne Deutschlands zu verwandeln. 

Das Territorium ehemaliger War¬ 
schauer-Vertrags-Staaten ist zu einem 
Feld geworden, auf dem zwischen den 
USA und EU, besonders Deutschland, 
offen ein Konkurrenzkampf um bestim¬ 
menden Einfluss auf die Politik der Re¬ 
gierungen dieser Länder, um Vorherr¬ 
schaft in der Region ausgetragen wird. 
An der westlichen Grenze Russlands 
wird vom Baltikum bis ins Schwarze 
Meer ein Gürtel instabiler Staaten ge¬ 
schaffen. 

Es wächst damit die Instabilität in 
Europa insgesamt, aber auch die Un¬ 
berechenbarkeit in den Beziehungen in 
der EU sowie im Verhältnis EU-NATO. 
Unter Berücksichtigung der Russopho- 
bie, die beiden eigen ist, kann das zu ei¬ 
nem gefährlichen Substrat für die künf¬ 
tige Entwicklung der zwischenstaatli¬ 
chen Beziehungen in Europa führen, 
die zunehmende politische Konflikte 
einschließt und die Gefahr des Ein¬ 
satzes militärischer Mittel nicht aus¬ 
schließt. 

Die gesamte Entwicklung schafft 
gegenwärtig für die USA günstige Be¬ 
dingungen, um mit wechselnden Part¬ 
nern ihre Konzeption der Isolierung 
bzw. Neutralisierung der EU in wichti¬ 
gen Fragen der globalen Strategie und 
des Verhältnisses zu Russland zu ver¬ 
folgen. 

Die Region ist zu einem Raum ge¬ 
worden, in dem sowohl die USA als 
auch die EU, deren Entwicklung durch 
systematischen Machtzugewinn für 
Deutschland charakterisiert wird, ihre 
Herrschaft verfestigen wollen, um eine 
strategisch wichtige Aufmarschbasis 
für die Verwirklichung ihrer Expansi¬ 
onsziele gegenüber Russland und für 
den Zugang zum Nahen und Mittleren 
Osten zu schaffen. 

Anton Latzo 


Integration mit Fragezeichen 

CELAC: Erklärung von Punta Cana verabschiedet 


Kapitalismus ist Rückschritt 

Europa-Treffen der KPen und Arbeiterparteien 



Zum 5. Gipfel der Staaten Lateiname¬ 
rikas und der Karibik (CELAC) trafen 
sich Regierungschefs und andere Vertre¬ 
ter der 33 Mitgliedstaaten in Punta Cana 
(Dominikanische Republik), darunter 
allerdings nur dreizehn Staatspräsiden¬ 
ten. Nach ihrer Gründung Ende 2011 in 
Caracas hatte es bislang Gipfel in Chile, 
Kuba, Costa Rica und Ecuador gegeben. 
Mehr oder weniger konsequent dem Al¬ 
phabet folgend, wird der nächste Gipfel 
2018 in El Salvador stattfinden. 

Wie so häufig, mussten sich die la¬ 
teinamerikanischen und karibischen 
Staatsmänner und -frauen vor allem 
an den USA abarbeiten, wobei Donald 
Trump verständlicherweise eine Ziel¬ 
scheibe darbot. Besonders die Frage 
der Migration ist für die lateinameri¬ 
kanischen Staaten wichtig, für die aus 
Mittelamerika sogar teils überlebens¬ 
wichtig, wenn man sich die Rücküber¬ 
weisungen von Landsleuten anschaut, 
die (legal oder illegal) in den USA le¬ 
ben. Man sprach sich also für eine gere¬ 
gelte Auswanderung zwischen verschie¬ 
denen Staaten des Kontinents aus. 

Der Gipfel verabschiedete ein Do¬ 
kument und zwanzig separate Erklä¬ 
rungen. Dabei wurden Umwelt-, Ent- 
wicklungs- und Nahrungsmittelsicher¬ 
heitsfragen angesprochen. Auch lehnen 
die Teilnehmerstaaten protektionisti¬ 
sche Wirtschaftspolitik ab, womit der 
globale Norden gemeint ist. Unter an¬ 
derem daher kommt dem Austausch 
mit der VR China eine besondere Rol¬ 


le zu: der Kooperationsplan 2015 - 19 
des Forums CELAC-China wird mit 
dem Wunsch seiner Vertiefung fortge¬ 
führt. Interessant ist auch die gemein¬ 
same Forderung nach einer Reform des 
UN-Sicherheitsrats. Auch für die UN- 
VollVersammlung wird eine „Revitali¬ 
sierung“ angemahnt. 

Als „Konzertierungs-,Einheits- und 
Dialogmechanismus bestätigen wir die¬ 
sen Raum als Ort der Förderung ge¬ 
meinsamer Interessen unserer Völker“, 
sagt die CELAC in der Erklärung von 
Puna Cana über sich selbst. Da nimmt 
es nicht Wunder, dass der Ausbau der 
Integrationsbemühungen vorangetrie¬ 
ben werden soll. Dass das allerdings 
eine reine Absicht bleibt, befürchten 
viele - zu sehr unterscheidet sich in¬ 
zwischen vor allem Südamerika heute 
von jenem beim vorletzten Gipfel vor 
zwei Jahren, nachdem mit Argentini¬ 
en und Brasilien zwei Schwergewich¬ 
te nach rechts gerückt sind. Dabei wird 
jedoch nicht berücksichtigt, dass auch 
diese mindestens an kommerziellem 
Austausch interessiert sein müssen; vor 
allem natürlich Brasilien, dessen Mono¬ 
pole mit dem heimischen Absatzmarkt 
längst nicht mehr auskommen. 

Fakt ist jedenfalls, dass der CELAC 
nach fünf Jahren die Dynamik leicht 
abhanden gekommen ist. Denn das 
Ausbleiben so vieler Staatspräsidenten 
ist kaum zu übersehen und wird noch 
Stoff für Diskussionen geben. 

Günter Pohl 


Auf Einladung der Kommunistischen 
Partei Griechenlands, KKE, kamen am 
23. Januar 41 kommunistische und Ar¬ 
beiterparteien aus 32 Ländern in Brüs¬ 
sel zusammen, um anlässlich des 100. 
Jahrestages der Oktoberrevolution 
Schlüsse aus Sieg und Niederlage des 
Sozialismus in Europa zu ziehen. 

Die Schilderung der Vertreter der 
kommunistischen und Arbeiterpartei¬ 
en aus dem Gebiet der ehemaligen So¬ 
wjetunion machten deutlich, wie groß 
der mit der Konterrevolution verbun¬ 
dene Rückschritt ist. Wichtige Errun¬ 
genschaften des Sozialismus - Besei¬ 
tigung der Arbeitslosigkeit, kostenlose 
Gesundheitsversorgung und Zugang 
zu umfassender Bildung für alle - sind 
gründlich beseitigt worden. Der für die 
DKP gehaltene Beitrag wies darauf 
hin, dass das, was in der Sowjetunion 
gewährleistet war, inzwischen weithin 
für unfinanzierbar gehalten wird, gera¬ 
de in einem so reichen kapitalistischen 
Land wie Deutschland. Dass „wir“ uns 
ein gutes Leben nicht leisten könnten, 
dies habe die Oktoberrevolution und in 
ihrer Folge der unter widrigen Bedin¬ 
gungen erfolgte Aufbau des Sozialismus 
widerlegt. 

Der Generalsekretär der KKE, Di- 
mitris Koutsoumbas, schilderte kurz die 
Schlüsse, die seine Partei aus der Analy¬ 
se der Oktoberrevolution und den Er¬ 
fahrungen der kommunistischen Bewe¬ 
gungen zieht. Demnach sieht die KKE 
einen entscheidenden Beitrag der Bol¬ 


schewiken unter Führung Lenins in der 
entschiedenen Konfrontation mit der 
Sozialdemokratie. Diese hätten sich 
unter Verletzung eigener Beschlüsse 
zu Anhängseln ihrer jeweiligen Bour¬ 
geoisie gemacht. 

Die Unterwerfung der Arbeiter¬ 
und kommunistischen Bewegung unter 
jedwede Form bürgerlicher Herrschaft, 
sei es durch Teilnahme an oder Tolerie¬ 
rung einer Regierung im Rahmen des 
Kapitalismus, sei nicht begründbar, so 
Koutsoumbas. Es gebe keine Beispie¬ 
le in der Geschichte der internatio¬ 
nalen Arbeiterbewegung, in der linke 
Regierungen nicht als Manöver der 
Bourgeoisie zu werten wären, der dem 
Zweck diene, einen drohenden revoluti¬ 
onären Aufschwung zu bändigen. Kom¬ 


munistische Parteien hätten durch Un¬ 
terstützung solcher Regierungen trotz 
wohlmeinender Absichten keine Mög¬ 
lichkeit zum Aufbau des Sozialismus 
geschaffen. Auch erreichte Fortschritte 
hätten nicht gehalten werden können, 
wie die Erfahrung zeige. 

Im Beitrag der Fortschrittspartei 
des arbeitenden Volkes Zypern, AKEL, 
wurde dem entgegengehalten, dass ge¬ 
rade die Erfahrung der Oktoberrevo¬ 
lution zeige, dass Kompromisse und die 
Bildung von Allianzen notwendig seien, 
um Fortschritte auf dem Weg zum So¬ 
zialismus zu erzielen. Die Herausforde¬ 
rung bestehe darin, zwischen akzeptab¬ 
len und nicht tragbaren Kompromissen 
zu unterscheiden. 

Lars Mörking 
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Rolf Priemer 

15. 4. 1940-29. 1. 17 

Die DKP trauert um Rolf Priemer („Rolli"), der im Alter von 
76 Jahren in Bonn nach längerer Krankheit verstorben ist. 

Mit dem Tod ihres langjährigen stellv. Vorsitzenden, Chefre¬ 
dakteurs ihrer Wochenzeitung UZ und Gründungsvorsitzen¬ 
den des mit der DKP freundschaftlich verbundenen revo¬ 
lutionären Jugendverbandes, der Sozialistischen Deutschen 
Arbeiterjugend, verlieren wir einen in jahrzehntelangen 
Kämpfen bewährten führenden kommunistischen Funktio¬ 
när, der den Jugendverband ebenso wie die Partei nachhal¬ 
tig beeinflusst hat. 

Rolli wurde am 15. November 1940 in Bremen geboren. 
Er wurde früh geprägt durch sein familiäres kommunisti¬ 
sches Umfeld. Seine Mutter war vor und nach dem KPD- 
Verbot 1956 für die Parteipresse tätig. 1960 trat Rolli der 
illegalen KPD bei. Nach einer Schriftsetzerlehre arbeitete er 
seit 1962 als Volontär und Redakteur für die sozialistische 
Jugendzeitschrift Elan. Er engagierte sich für die Bildung 
und den Zusammenschluss von Jugendclubs der Arbeiter¬ 
jugend, der die Lehrlingsbewegung und die Gründung der 
SDAJ vorbereitete. 

Nach der Gründung der SDAJ im Mai 1968 war er bis 1974 
Vorsitzender der Organisation. Unter seiner Führung entwi¬ 
ckelte sich die SDAJ rasch zu einem der einflussreichsten 
politischen Jugendverbände der BRD, die auch dank seines 
Einflusses gemeinsam in solidarischer Kampfgemeinschaft 
mit dem Marxistischen Studentenbund SPARTAKUS die In¬ 
teressen der arbeitenden, lernenden und studierenden Ju¬ 
gend vertrat. 

Nach seinem Ausscheiden aus dem Jugendverband betrau¬ 
te ihn die Partei mit hohen und höchsten verantwortungs¬ 
vollen Aufgaben, in denen er ein Vorbild an revolutionärem 
Einsatz und politisch weitsichtigem Denken war. Von 1978 
bis 1986 leitete er die DKP im Saarland als Bezirksvorsit¬ 
zender, inmitten großer Kämpfe der Stahl- und Bergarbeiter, 
im Aufschwung der außerparlamentarischen Bewegungen. 
Die DKP gewann mehr Einfluss und auch neue kommunale 
Mandate. 

Der Parteivorstand berief ihn dann in die Bonner Vertretung 
der DKP als Verantwortlichen für die Landes-, Kommunal- 
und auch Wahlpolitik der Partei. 

In der Auseinandersetzung um den Kurs der DKP in den Jah¬ 
ren 1987-1990 gehörte Rolli zu denen, die daran arbeiteten, 
die DKP als kommunistische und revolutionäre Partei auf 
Basis der Lehren von Marx, Engels und Lenin zu erhalten 
und zu erneuern. 

1989/90 brachte mit dem Sieg der Konterrevolution und 
dem Ende der DDR sowie dem Zusammenbruch und der 
Zerschlagung des sozialistischen Staatensystems auch für 
Rolli eine politische Zäsur mit weitreichenden politischen 
und privaten Folgen. 

Die DKP war in ihrer Existenz gefährdet. Rolli gehörte zum 
leitenden Kern der sich neu formierenden Parteiführung, 
die für das Überleben der DKP alle ihre Kräfte und Energien 
einsetzte, von 1990 bis 1996 war er einer der Sprecher der 
DKP, von 1996 bis 2008 stellvertretender Vorsitzender. Von 
1996 bis 2007 war er gleichzeitig Chefredakteur der dkp- 
zeitung Unsere Zeit. 

Nach seiner mit großem Applaus und tief empfundenem 
Respekt erfolgten Verabschiedung aus den führenden Lei¬ 
tungsgremien von Partei und Parteizeitung auf dem 18. Par¬ 
teitag arbeitete Rolli weiterhin als kommunistischer Jour¬ 
nalist. 

In seiner Kreis- und Grundorganisation Bonn/Rhein-Sieg ge¬ 
hörte er bis zu seiner Erkrankung immer zu den Aktiven. 
Er nahm nicht nur als erfahrener Zuhörer oder Ratgeber 
am Gruppenleben teil, sondern engagierte sich auch in der 
alltäglichen „Kleinarbeit", an Informationsständen, beim 
Schreiben von Flugblättern, bei der Verteilung der DKP- 
Betriebszeitung für den BAYER-Konzern. 

Wir trauern mit seiner Familie: mit Raja, Timo und Falk. 

Wir werden im Sinne seines unermüdlichen Einsatzes für 
die Stärkung der Kommunistischen Partei Weiterarbeiten 
und dabei sein Ansehen in Ehre halten. 

DKP Kreisorganisation Bonn/Rhein-Sieg 
DKP Bezirksvorstand Rheinland-Westfalen 
DKP Bezirksvorstand Saarland 
DKP Parteivorstand 
SDAJ Bundesvorstand 
Wochenzeitung uz - Redaktion und Verlag 

Die Trauerfeier findet am Freitag, den 17. Februar 2017 
um 12.00 Uhr auf dem Friedhof in Bonn-Beuel 
(Platanenweg) statt. 



„Die Welt ist im Wandel. Ich spüre es im Wasser. 

Ich spüre es in der Erde. Ich rieche es in der Luft. ” 

(Herr der Ringe) 

Unser Freund und Genosse ist tot. 

Rainer Luckmann 

30. 4.1951 Dortmund - 3.1.2017 Hamburg 

Deine Hamburger Genossinnen und Genossen 
DKP Hamburg-Altona 


Einladung Branchentreffen Gesundheit 
der Kommission Betriebs- und Gewerkschaftspolitik 

Samstag, den 25. Februrar 2017,11.15 bis 16.00 Uhr 
Beim Parteivorstand, Hoffnungstraße 18,45127 Essen 

Dieses Treffen richtet sich an Beschäftigte in den Kranken¬ 
häusern, bitte leitet diese Einladung entsprechend weiter. 

Als einziger Tagesordnungspunkt ist vorgesehen das The¬ 
ma „Personalbemessung in den Krankenhäusern/Tarifver¬ 
trag Entlastung" 

Um entsprechend Verpflegung zu planen bitte ich um An¬ 
meldung: dkp.pv@t-online.de 


DKP Bezirksvorstand Schleswig-Holstein 

Achtung: Termin vormerken 

Auf Beschluss des Bezirksvorstandes wird eine 
A. o. Bezirksdelegiertenkonferenz 

am Sonnabend, den 11. März 2017 

um 10.30 Uhr im Kiek IN, Neumünster, durchgeführt. 

Die Delegierten werden auf Mitglieder¬ 
versammlungen in den Grundeinheiten gewählt. 

DKP BV S-H 


I 



DKP Mecklenburg-Vorpommern 
lädt ein: 



LAN DES MITGLIEDER¬ 
VERSAMMLUNG 

Landesvorstandswahlen 
Vorhaben 2017 



Rostock, Wismarsthe Straße 21 
26.02.2017, 11 Uhr 
www.dkp-mv.de 




Gesundheits¬ 

markt 

Wie krank ist das denn? 

Mit Beiträgen von: Hans-Ulrich 
Deppe, Markt, Wettbewerb und 
Medizin • Wolfgang Albers, Der 
Ausverkauf der Daseinsvorsorge • 
Thomas Kunkel, Fallpauschalen - von 
der Daseinsvorsorge zur Fabrik • 

Nele Kleinehanding/Gerhard Trabert, 
Armut macht krank und Krankheit 
macht arm • Jan von Hagen, Auf dem 
Weg zum Tarifvertrag Entlastung • 
Kathrin Vogler (MdB), Elemente linker 
Gesundheits- und Pflegepolitik • 
Manfred Scharinger, Krankheit und 
Gesundheit bei Marx und Engels 



Einzelpreis 9,50 € 

Jahresabo 48,00 € 

ermäßigtes Abo 32,00 € 


Weitere Themen: Fidel Castro, Trump- 
Wahl, CETA, Corbyn und die KP Groß¬ 
britanniens, »Gewerkschaftspolitik« 
der AfD, Bundesteilhabegesetz, Be¬ 
dingungsloses Grundeinkommen und 
Positionen: Marx' ökonomisches Mo¬ 
dell? - Ein Essay von Holger Wendt, 
Kai Köhler und Manfred Haiduk zu 
Peter Weiss... 


Neue 

Impulse 

Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel. 0201 I 23 67 57 


Unsere Genossin 

Helga Buschmann 

feierte am 26.1.17 

ihren 70. Geburtstag 

Wir gratulieren ganz herzlich ! 

Seit Jahrzehnten in der fortschrittlichen Bewegung aktiv, 
ist Helga seit einiger Zeit wieder Mitglied unserer Partei.Sie 
ist eine starke Stimme im Kampf gegen Nazis und für eine 
friedlichere, solidarische, sozialistische Welt. 

Wir wünschen ihr weiter viel Kraft und Kampfesmut mit Ge¬ 
sang! 

Die Genossinnen und Genossen der DKP Hamburg-Nord 
und der DKP Bezirk Hamburg 


Heinz Keßler 

wurde am 26. Januar 97 Jahre alt. 

Die Genossen der Berliner DKP 
gratulieren ihm nachträglich sehr herzlich. 

Wir nehmen den Glückwunsch erneut zum Anlass, ihm 
für seinen standhaften lebenslangen antiimperialisti¬ 
schen und antifaschistischen Kampf für Frieden und 
gesellschaftlichen Fortschritt unter verschiedenen ge¬ 
schichtlichen und gesellschaftlichen Bedingungen zu dan¬ 
ken: Während des Faschismus in den Reihen der Roten 
Armee gegen das faschistische Deutschland, beim Auf¬ 
bau des Sozialismus als einer der Gründer der FDJ und als 
Verteidigungsminister der DDR, nach der Konterrevoluti¬ 
on als Angeklagter und Verurteilter für diese „Verbrechen". 

Wir Berliner Genossen danken ihm darüber hinaus für sei¬ 
ne vielen Beiträge innerhalb und außerhalb der Partei. 
Mit der Gratulation verbinden wir gute Wünsche für bestmög¬ 
liche Gesundheit und Lebensqualität. 

DKP Berlin 




Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-N ationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Ruhe, Erholung, Sport 
und jede Menge Natur 
das ganze Jahr über. 
FeWo im Südschwarzwald 
ca. 75 m 2 ,3 Zi„ KDB, 
Terrasse, großzügig 
ausgestattet 
weitere Infos unter: 
http://todtmoos.lommes.eu/ 


f -\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 
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SAVE.THE.DATE. 


FESTIVAL 

DER JUGEM» 


SDAJ - Festival der Jugend: Jetzt 5,- € Solibutton kaufen! 


FESTIVAL 

DER JUGEH» 


Parteigruppen können auch größere Mengen auf Kommission ordern! 
www.uzshop.de/Tel: 0201 177889-23 / Fax: -28 / E-Mail: info@unsere-zeit.de 
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Klaus Wagener zum neuen SPD-Vorsitzenden Martin Schulz 

Neoliberaler Marktschreier 


S PD-Vorsitzender mag ja „das 
schönste Amt nach Papst“ sein, 
wie der Franz aus Sündern mein¬ 
te, aber so recht lange hat es nach den 
Tagen von Willy Brandt, genauer seit 
1989, dort niemand mehr gehalten. Die 
Namen Vogel, Engholm, Rau, Schar¬ 
ping, Lafontaine, Schröder, Müntefe¬ 
ring, Platzeck, Beck, Steinmeier, Ga¬ 
briel füllen eine üppige Liste. Viele, 
als Retter aus höchster Not gefeiert, 
verschwanden dann, teilweise nach 
wenigen Monaten, wieder in der Ver¬ 
senkung. Auch Sigmar Gabriel hat nun, 
nach einsamer Entscheidung von wem 
auch immer und mit sieben Monaten 
Außenamt als Trostpflaster, diesen Weg 
angetreten. Es gab Zeiten, da machten 
Jusos damit Reklame, dass die SPD im 
Gegensatz zu den bolschewistischen 
Kommandoapparatschiks eine demo¬ 
kratische Partei sei. 

Nun hoffen die Genossen, die See- 
heimer mehr, andere weniger, auf Mar¬ 
tin Schulz. Wie verzweifelt muss man 
sein? Schulz ist ein politisch Gestriger. 
Er verkörpert die markt- und sparwü¬ 


tige Brüsseler Bürokratie wie kaum ein 
zweiter. Er steht - Germany first! - wie 
allenfalls noch Wolfgang Schäuble, für 
eine Agenda-bewaffnete, deutschdomi¬ 
nierte EU-Politik der Massen Verarmung 
und des nationalen Ausverkaufs, welche 
die ohnehin schwere Krise vertieft, Mil¬ 
lionen Menschen ins Elend gestoßen, die 
europäischen Länder einander entfrem¬ 
det und letzlich zum Brexit geführt hat. 
Mit Hilfe des Watschenmanns Trump 
soll diese Politik weiter radikalisiert 
werden. 

Konnte Sigmar Gabriels politi¬ 
sche Unsicherheit und Wankelmütig¬ 
keit noch als eine gewisse reflektieren¬ 
de Nachdenklichkeit (fehl)interpre- 
tiert werden, welche, wenn schon ohne 
Konzept, sich der Probleme der siechen 
SPD zumindest bewusst ist, so ist Mar¬ 


tin Schulz’ Rhetorik von jener beden¬ 
kenlos schlichten Selbstüberzeugung 
erfüllt, wie sie im medialen Wettstreit 
mit den Frauke Petrys der Republik für 
wirtschaftliberale Durchhaltekrieger in 
einer der größten Krisen des Kapitalis¬ 
mus offenbar für existentiell erachtet 
wird. Mit Katrin Göring-Eckardt, Cem 
Özdemir und Martin Schulz ist die Fata 
Morgana R2G nicht nur numerisch, 
sondern auch politisch erledigt. 

Die SPD ist einen langen Weg ge¬ 
gangen. Von der Arbeiterpartei, welche 
noch 1912 in Basel statt in den Krieg 
zu ziehen den Kapitalismus stürzen 
wollte, zu den sozialchauvinistischen, 
„dummen Kerls“ der Kriegskredite, zu 
den willigen Noskes und Zörgiebels, die 
dann doch der Bluthund sein wollten, 
zu Kurt Schumacher, der, Dachau kaum 


entronnen, den Hauptfeind wieder in 
den „rotlackierten Faschisten“ sah, bis 
zu Helmut Schmidt, der sich zugute 
hielt, die Große Alternative mit dem 
atomaren Messer an der Kehle zur Auf¬ 
gabe gezwungen zu haben. Was nach 
’89 kam, war Abwicklung, auch wenn 
es die Genossen nicht bemerkt haben. 

Bemerkt hatten es Gerhard Schrö¬ 
der und Tony Blair. Ihr „Dritter Weg“ 
führte zu Riester, Hartz und Hindu¬ 
kusch und war nicht weniger als der 
hemmungslose Ausverkauf des Refor¬ 
mismus an die Heilsversprechen der 
Marktgläubigen und ihrer Profiteure. 
Mit dem Untergang der Systemher¬ 
ausforderung war auch die Existenzbe¬ 
rechtigung des staatlich alimentierten 
Reformismus entfallen. Die alte SPD 
ist tot. Schröder, Hartz, Riester & Co. 


hatten aus ihrer Bestattung noch einmal 
ein Geschäft gemacht. 

Seither führt die SPD ein Zombie- 
Dasein, das sich in absteigender Linie 
allenfalls noch aus der Nostalgie speist. 
Der Verschleiß an Führungspersonal 
spricht für sich. Reformismus ist nicht 
mehr auf dem antikommunistischen Ti¬ 
cket gratis zu haben, sondern muss im 
Klassenkampf von unten hart erkämpft 
werden, zumal in einer sich trotz Zen¬ 
tralbank-Billionen wieder zuspitzenden 
Weltwirtschaftskrise. Der Kampf ums 
Teewasser als revolutionäre Disziplin, 
das ist ein der SPD seit 1914 wesens¬ 
fremder Gedanke, der vielleicht einem 
Jeremy Corbyn kommen mag, aber mit 
Sicherheit keinem Martin Schulz. So 
wird die Untote vielleicht noch einige 
Zeit als Mehrheitsbeschafferin für die 
Aufrechterhaltung der neoliberalen 
Agenda gebraucht, bis diese Aufgabe 
von den Grünen (vielleicht im Verein 
mit der Original-FDP) und/oder der 
AfD übernommen werden kann. Nun ist 
es Martin Schulz - irgendjemand muss ja 
das Licht ausmachen. 


Nachruf 


Rolli hat bleibende politische 
Erfahrungen hinterlassen 



Vielen Minijobbern in Deutschland wird der gesetzlich 
vorgeschriebene Mindestlohn vorenthalten. Knapp die 
Hälfte der geringfügig Beschäftigten in Deutschland 
ist 2015 mit weniger als 8,50 Euro brutto pro Stunde 
abgespeist worden. Jeder fünfte Minijobber hat sogar 
weniger als 5,50 Euro Stundenlohn erhalten. Das geht 
aus einer Studie des Wirtschafts- und Sozialwissen¬ 
schaftlichen Instituts (WSI) der Hans-Böckler-Stiftung 
hervor. Der Mindestlohn gilt seit Januar 2015. Inzwi¬ 
schen wurde er auf 8,84 Euro erhöht. Im Ergebnis habe 
sich die Lohnsituation für Minijobber nur „partiell ver¬ 
bessert“: 2014, vor dem Mindestlohn, hätten etwa 60 
Prozent der erfassten Minijobber weniger als 8,50 Euro 
verdient, 2015 nach der Rechtsänderung sank der Anteil 
nur leicht auf etwa die Hälfte.Grundlage waren Daten 
von mehreren tausend Minijobbern, die die Bundesan¬ 
stalt für Arbeit 2015 erhoben hatte. Erfasst worden sei¬ 
en Beschäftigte, für die der Minijob kein Neben-, son¬ 
dern Haupterwerb ist, heißt es. Laut Bundesagenturfür 
Arbeit sind dies knappfünf Millionen der7,4Millionen 
Minijobber. Nach Meinung der Autoren der Studie, To- 
ralf Pusch und Hartmut Seifert, zeigt das aktuelle Er¬ 
gebnis erneut, „dass es nicht ausreicht, Mindestlöhne 
per Gesetz vorzuschreiben“. Notwendig seien flächen¬ 
deckende Kontrollen. Das Bild zeigt Spargelstecher bei 
Hockenheim, Gemarkung Reilingen. 


Einerlei Maß 


Warum Globke blieb und Holm gehen musste • Kolumne von Georg Fülberth 


Am 1. September 1989 begann Andrej 
Holm, 18 Jahre alt, eine Ausbildung bei 
der Bezirks Verwaltung Berlin des Mi¬ 
nisteriums für Staatssicherheit (MfS) 
der Deutschen Demokratischen Repu¬ 
blik. Sein Urgroßvater war im illega¬ 
len Militärapparat der KPD und kam 
im Faschismus ins Konzentrationslager 
Sachsenhausen. Die Großeltern flüch¬ 
teten in die Sowjetunion. Sein Vater 
wurde dort geboren und war Haupt¬ 
mann bei der Bezirksverwaltung Berlin 
des Ministeriums für Staatssicherheit. 

Eines Tages kam einer seiner Kolle¬ 
gen zu Besuch. Der damals 14-jährige 
Andrej Holm und seine Eltern Unter¬ 
zeichneten eine „Bereitschaftserklä¬ 
rung“: Er sollte in ein „Bewerberkol¬ 
lektiv“ für militärische Berufe auf ge¬ 
nommen werden. Man fragt sich: Was 
war das für ein Sozialismus, der halbe 
Kinder wie für Kadettenanstalten re¬ 
krutierte? Ende Januar 1990 war die 
noch gar nicht richtig begonnene Lauf¬ 
bahn Andrej Holms zu Ende. Das Mi¬ 
nisterium für Staatssicherheit wurde 
aufgelöst. 

Andrej Holm hat 2007 in der „taz“ 
diese Episode aus seinem Leben öffent¬ 
lich gemacht. Gleichzeitig gab er eine 
politische Stellungnahme dazu ab: Er 
sei froh, dass so bald Schluss war und er 
nicht wurde, was er sonst wohl gewor¬ 
den wäre. Einen Staat von oben nach 
unten aufzubauen und zu halten, und 
dies auch noch durch einen Geheim¬ 
dienst, sei schlimm. Er zog eine prak¬ 
tische Konsequenz: Ein Liberaler ist er 
nicht geworden, stattdessen ein partei¬ 
loser linker Basisaktivist. Er verband 
dies mit einem wissenschaftlichen En¬ 


gagement: als Stadtsoziologe und Kri¬ 
tiker der Gentrifizierung. Mit seinen 
Analysen erwarb er sich großes Anse¬ 
hen. Seit 2005 war er wissenschaftlicher 
Mitarbeiter an der Humboldt-Universi¬ 
tät in Berlin. 

Nach der Wahl zum Berliner Ab¬ 
geordnetenhaus 2016 wurde er auf 
Vorschlag der neuen Senatorin für 
Stadtentwicklung und Wohnen, Kat¬ 
rin Lompscher (Linke), Staatssekretär. 



Danach begann die übliche Kampagne 
wegen seiner fünf Monate beim MfS. Er 
musste zurücktreten und wurde von der 
Universität entlassen. 

Hans Globke war einer der beiden 
offiziellen Kommentatoren der Nürn¬ 
berger Rassegesetze von 1935. Nach 
Gründung der Bundesrepublik wurde 
er Staatssekretär in Adenauers Kanz¬ 
leramt und blieb dies bis zu seiner wohl¬ 
dotierten normalen Pensionierung. 

Manche Leute meinen, hier werde 
zweierlei Maß angelegt. Sie irren. Die 
Bundesrepublik Deutschland ist der 
Nachfolgestaat des Nazi-Regimes. Sie 
hätte nicht aufgebaut und betrieben 


werden können ohne die vielen Fa¬ 
schisten, die erst Hitler und nach 1949 
anderen Kanzlern dienten. Also blieb 
Globke dort, wo er in dieser staatlichen 
und gesellschaftlichen Kontinuität hin¬ 
gehörte und weiterhin gebraucht wurde. 

Die Deutsche Demokratische Re¬ 
publik - sie mag sonst gewesen sein, wie 
sie war - hat sich nicht als Fortsetzung 
des Deutschen Reichs verstanden. Sie 
war ein antifaschistischer Staat, der mit 
jenem gebrochen hat. Sie wurde nicht 
von Nazis aufgebaut, sondern - unter 
anderem - von Kommunistinnen und 
Kommunisten. Nach ihrem Ende wur¬ 
den die von ihnen geschaffenen Grund¬ 
lagen einer anderen Gesellschaft zu 
Abfall. Alles, was mit der DDR zu tun 
hatte, musste gelöscht werden. Wenn je¬ 
mand gegen dieses Tabu verstößt, bricht 
Tollwut aus. Man erinnert sich an die 
Reaktionen auf Christel Wegners öf¬ 
fentliche Äußerungen zur DDR und 
auf Gesine Lötzschs Rede auf einer Ro- 
sa-Luxemburg-Konferenz der „jungen 
Welt“. (Richtig: ich spiele hier auch auf 
die damaligen Reaktionen in der Partei 
„Die Linke“ an.) 

Der Kapitalismus hat den deutschen 
Faschismus und die liberale Demokra¬ 
tie hervorgebracht. Die DDR war der 
Versuch seiner Negation. Sie hat ver¬ 
loren. Dieser Logik entspricht es, dass 
Globke blieb und Andrej Holm gehen 
musste. 

Also: Zweierlei Maß? 

Nein. Einerlei Maß. Holms Sturz wi¬ 
derspricht nicht dem Muster von Glob- 
kes Beharrungsvermögen. Es handelt 
sich um die Kehrseite derselben Me¬ 
daille. 


Rolf Jürgen Priemer kommt aus einer 
kommunistischen Familie in Bremen, sei¬ 
ne Mutter Lisbeth de Vries war eine be¬ 
kannte kommunistische Persönlichkeit, 
voller Kraft und Temperament kämpfte 
sie für die sozialen und politischen Rech¬ 
te der Arbeiterklasse. Sie prägte Rolli 
schon in früher Kindheit und Jugend. 
In den harten Jahren der Nachkriegszeit 
lernte Rolli die Folgen des Krieges ken¬ 
nen. Not, Armut und auch Hunger waren 
ständige Begleiter vieler Familien. 

Kurz nach der Befreiung vom Fa¬ 
schismus durch die Alliierten begann 
sich erneut Antikommunismus, Rassis¬ 
mus, Faschismus in der bundesdeutschen 
Gesellschaft zu etablieren. Als Kind und 
Jugendlicher war Rolli in dem Kampf für 
Frieden, gegen Remilitarisierung, für die 
Wiedervereinigung Deutschlands einbe¬ 
zogen. Die Folgen der widerrechtlichen 
Verbote der FDJ1951 und der KPD 1956 
prägten das Leben in vielen kommunis¬ 
tischen Familien jener Zeit. Rolf wurde 
1960 Mitglied der illegalen KPD. 

Als er den Beruf des Schriftsetzers 
erlernte, war er konfrontiert mit der He¬ 
rausforderungen, für seine Rechte im 
Betrieb zu kämpfen. Diese Erfahrun¬ 
gen prägten ihn auch zwischen 1968 und 
1974 in seiner Zeit als Vorsitzender der 
SDAJ, deren Mitbegründer er 1968 war. 
Die KPD unterstützte die Gründung 
dieses revolutionären sozialistischen Ju¬ 
gendverbandes. Die Partei hatte unter il¬ 
legalen Bedingungen Voraussetzungen 
geschaffen, die SDAJ als bundesweite 
Organisation, als eigenständigen mar¬ 
xistischen Jugendverband aufzubauen. 

In den Zeiten der „68“-Bewegungen 
konnten junge Genossinnen und Genos¬ 
sen wertvolle Beiträge zur politischen 
Ausrichtung auf Klassenpositionen und 
Internationalismus einbringen. Unter 
Rollis Leitung erwarb sich die SDAJ An¬ 
sehen, das Jugendmagazin Elan war ein 
fester Bestandteil in vielen Bewegungen 
und bei Aktionen. Er wirkte für eine Zu¬ 
sammenarbeit mit dem MSB Spartakus. 

„Soldat 70“, Weltfestspiele der Ju¬ 
gend und Studenten, Vietnam-Solidari¬ 
tät, die Forderung nach völkerrechtlicher 
Anerkennung der DDR prägten Aktio¬ 
nen. Der Schwerpunkt war der Kampf 
für eine bessere qualifizierte Berufsaus¬ 
bildung, für Bildung, Frieden und sinn¬ 
volle Freizeit gegen Faschismus - für die 
„5 Grundrechte der Jugend“. 

Rolli wurde nach Beendigung sei¬ 
ner Tätigkeit in der SDAJ ein wichtiger 
Funktionär in der DKP, er brachte die 
Erfahrungen aus dem Kampf der Jugend 
in die Parteiführung ein. Als Mitglied des 
Präsidiums und Sekretariats des Partei¬ 
vorstandes der DKP und später als Vor¬ 
sitzender der DKP im Saarland orien¬ 
tierte er politisch und entwickelte dabei 
auch neue Ideen Politik massenwirksa¬ 
mer umzusetzen. 

1989/90 erlebte er dann das zunächst 
Unfassbare - den Zusammenbruch und 


die Zerschlagung des Sozialismus in 
Europa. Die DKP, bisher immer offen¬ 
siv agierend, bis dahin ständig wachsend, 
musste nun um das Überleben als bun¬ 
desweite kommunistische Partei kämp¬ 
fen. Tiefgreifende Meinungsverschie¬ 
denheiten zur Zukunft kommunistischer 
Politik und Organisation prägten die Si¬ 
tuation in der DKP. 

Die junge Generation war gefordert. 
Rolli war der erfahrenste unter den vier 
Sprecherinnen und Sprechern, die jetzt 
die Partei leiteten. Es mussten politische 
Antworten und Lösungen für diese exis¬ 
tentielle Kreise erarbeitet werden, die 
Organisation war zu stabilisieren, um po¬ 
litisch überleben zu können, die Finan¬ 
zierung. der Arbeit war zu organisieren, 
mit ganz wenig hauptamtlicher Tätigkeit 
musste ein Neuanfang organisiert wer¬ 
den - ohne Rolli war all das nur schwer 
vorstellbar zu leisten. 

Manches wurde geschafft, die UZ 
konnte als Wochenzeitung wieder er¬ 
scheinen, die Marxistischen Blätter 
konnten unterstützt werden, die DKP 
blieb als bundesweite politische Kraft 
erhalten und griff erneut in die politi¬ 
schen Auseinandersetzungen ein. Die 
SDAJ musste nach dem Auflösungsbe¬ 
schluss der Mehrheit neu aufgebaut wer¬ 
den. Die DKP war gefordert, Solidarität 
gegen die Verfolgung von Genossen aus 
der DDR zu organisieren. Sie leistete 
Solidarität für das Überleben des sozi¬ 
alistischen Kubas u.a. mit dem Bau von 
Arztpraxen und Kliniken. 

Die ideologische Arbeit wurde neu 
entwickelt, ein neues Statut und 2006 
ein neues Programm waren Ergebnisse 
harter Arbeit, die auch international Be¬ 
achtung fand. Die DKP war in Bewegun¬ 
gen anerkannter Partner, ihre Mitglieder 
übten vielfach wichtige Funktionen im 
Betrieb und Gewerkschaft aus. Rolf war 
als stellvertretender Vorsitzender und 
Org-Sekretär und später als UZ-Chef- 
redakteur maßgeblich am Erhalt und an 
der Erneuerung der DKP beteiligt. Diese 
arbeitsintensive Zeit hinterließ Spuren 
und forderte ihren Preis auch in der ge¬ 
sundheitlichen Verfassung. 

Auch nach seinem Ausscheiden aus 
der Tätigkeit in der Partei 2008 blieb 
er politisch präsent, vor allem in „sei¬ 
ner“ UZ, wöchentlich nachlesbar. Nach 
dem Parteitag 2012 engagierte sich Rolf 
für das Programm der DKP, das Statut 
und das daraus resultierende politische 
Selbstverständnis der Partei. Rolli war 
ein Kommunist, der den Kampf um de¬ 
mokratischen und gesellschaftlichen 
Fortschritt lebte und dies mit dem sozi¬ 
alistischen Ziel verband Mit seiner Be¬ 
scheidenheit, Geradlinigkeit, seinem tie¬ 
fen politischen Verständnis hat er uns ein 
umfassendes Erbe hinterlassen. 

Wir trauern mit seiner Frau Raja, ih¬ 
ren beiden Söhnen Falk und Timo und 
der Familie. 

Heinz Stehr 
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Recht als Produziertes und als Produzierendes 

Zu Hermann Klenners „Recht, Rechtsstaat und Gerechtigkeit“ 


B escheiden bezeichnet Hermann 
Klenner sein bei PapyRossa er¬ 
schienenes Buch zu „Recht, 
Rechtsstaat und Gerechtigkeit“ als 
„Einführungsbändchen“ Eine arge 
Untertreibung. Es handelt sich um 
einen rechtstheoretischen Essay, um 
eine geistreiche Abhandlung eines 
marxistischen Rechtsphilosophen mit 
Weltrang, Sprachgewalt und enzyklo¬ 
pädischem Wissen, der seit mehr als 
65 Jahren über diese Themen nach¬ 
denkt und publiziert. 

Mit 25 Jahren, im September 1951 
beauftragte die Humboldt-Universität 
zu Berlin Hermann Klenner mit der 
Wahrnehmung einer Dozentur für 
„Theorie des Staates und des Rechts 
und der Geschichte politischer An¬ 
schauungen“. In der Festschrift zu sei¬ 
nem 70. Geburtstag sind 621 Titel für 
die Zeit von 1952 bis 1997 aufgeführt. 
Das vorliegende Buch wendet sich an 
Juristinnen und Juristen und an Inte¬ 
ressierte. Es ist eine moderne, nicht 
leicht zu lesende, aber auch für juristi¬ 
sche Laien verständliche Aufklärungs¬ 
schrift zu brennenden juristischen und 
politischen Fragen: „Das Recht legali¬ 
siert, was aber legitimiert das Recht? 
Das Recht illegalisiert, aber was ille- 
gitimiert das Recht?“ Mit Gewinn für 
die hoffentlich zahlreichen Leser hat 
der Autor Freude an Paradoxien und 
Aphorismen: „Freilich ist Kritik die 
mildeste Form von Widerstand, und 
bloße Kritiker bleiben wissend oder 
unwissend gewollt oder ungewollt als 
Gegenläufer des Systems zugleich des¬ 
sen Mitläufer.“ 

Klenner beginnt seine komprimier¬ 
te Rechtstheorie mit Empirischem: 
mit Exzerpten aus juristischen Texten 
von (a) über alle folgenden Buchsta¬ 
ben des Alphabets hinweg bis (z). (a) 
zitiert die Norm zum Mord im codex 
Ur-Nammu, der mit 4 100 Jahren äl¬ 
testen schriftlichen Rechtssammlung 
der Welt. Unter (1) wird der Text zur 
Trennung der richterlichen Gewalt 
von den gesetzgebenden und ausfüh¬ 
renden Gewalten in der Virginia Bill 
of Rights von 1776 wiedergegeben, 
(z) betrifft die Regelung über die Zu¬ 
ständigkeit des 1998 gebildeten In¬ 
ternationalen Strafgerichtshofes für 
„das Verbrechen der Aggression“. Die 
26 Exzerpte, sind für ihn Beispiele, an 
denen er immer wieder die verschie¬ 
denen Aspekte, das Wesen, das Sys¬ 
tem, die Strukturen und Funktionen 
des Rechts verdeutlicht. Am Schluss 
bringt Klenner eine „Marx-Engels- 
Anthologie zur Natur des Rechts“ von 
1842 bis 1890. 


Rolle und Wesen des Rechts 

Für Herrmann Klenner hat es mit „Ju¬ 
ristenschelte“ nichts zu tun, dass es ei¬ 
nen allgemein anerkannten formalen 
und materiellen Rechtsbegriff nicht ge¬ 
ben kann. Dies resultiert aus der Rol¬ 
le des Rechts als Ordnungselement in 
den seit Jahrtausenden sich herrschafts¬ 
förmig organisierten und entwickeln¬ 
den Gesellschaften. Das „reflektieren¬ 
de Begreifen juristischer Sachverhalte 
und Kategorien, deren Entstehungs-, 


Entwicklungs- und Verwirklichungsbe- 
dingungen einschließend“ habe sich in 
einem historischen Prozess „sich vonei¬ 
nander abstoßender und sich auch ge¬ 
geneinander entwickelnden Auffassun¬ 
gen“ entwickelt. Das Gewohnheitsrecht 
habe sich dabei zum Gesetzesrecht 
fortentwickelt. Dieses sei keine bloße 
Summe, sondern ein „mehr bis minder 
wohlstrukturiertes System von Rechts¬ 
normen, ein Rechtssystem“. Letztlich 
sind es die durch die Produktionsweise 
bestimmten Machtverhältnisse, „die aus 
den subjektiven Absichten und Einsich¬ 
ten des Gesetzgebers objektives Recht“ 
werden lassen. 

Die von Karl Marx begründete Zä¬ 
sur im Rechtsdenken bestehe darin, 
dass dieser „in der inneren Gegensätz¬ 
lichkeit der Gesellschaft, ihrem Selbst¬ 
widerspruch, das Wesen des Rechts er¬ 
kannte“. Anliegen von Klenner auch in 
diesem Buch ist es, über drei sich daraus 
ergebende „Fundamentalattribute des 
Rechts“ im Detail aufzuklären: über des¬ 
sen Flexibilität, Normativität und Funk¬ 
tionalität. Recht ist „Produziertes, aber 


auch Produzierendes“: Es spiegelt die 
gesellschaftlichen Verhältnisse wider. 
Es regelt diese Verhältnisse. Es wirkt als 
Mittel von Macht. Es ist Maß der Macht. 
Es ist aber keine Alternative zur Macht. 
Es vermag, „das Unrecht nicht zu ver¬ 
hindern, höchstens einzudämmen“. 

Rechtsstaat - Unrechtsstaat? 

Hermann Klenner war in der DDR 
eine Institution: als besonders unter 
Juristen geachteter Rechtsgelehrter, 


als Mitglied der Akademie der Wis¬ 
senschaften, als Vertreter der DDR 
(in den achtziger Jahren) in der UNO- 
Menschenrechtskommission. Seine 
Positionen gegen die Gleichsetzung 
von Recht und Politik, sein Verständ¬ 
nis vom Recht als Maß für die Macht 
waren nicht besonders kompatibel mit 
offiziellen Gesellschafts- und Rechts¬ 
auffassungen. Es gab zwei ernste Kon¬ 
flikte mit der politischen Führung. 1957 
wurde er des Revisionismus beschul¬ 
digt, hatte kurzzeitig Publikationsver- 
bot und ging einige Jahre als Bürger¬ 
meister zur „Bewährung in der Praxis“ 
in ein Dorf im Oderbruch. 1968 be¬ 
schuldigte ihn DDR-Generalstaatsan- 
walt Josef Streit auf dem 9. Plenum des 
ZK der SED, „Rückfalltäter“ zu sein 
und „der Konvergenztheorie das Wort 
zu reden“. Er verwahrte sich dagegen 
auf einer Postkarte an Streit. 

Rückblickend sieht Hermann 
Klenner die Dinge differenziert, ab¬ 
gewogen, aber dennoch sehr kritisch. 
Er hat nichts übrig für den „bösarti¬ 
gen Primitivismus“ der „Unrechts¬ 


staatskeule“, wie sie seit einiger Zeit 
auch von Politikern der Linkspartei 
geschwungen wird. Der „Untergang 
des frühsozialistischen Gesellschafts¬ 
systems in der DDR“ sei „gewiss nicht 
durch deren Rechtsordnung verur¬ 
sacht“ gewesen. Nicht zu übersehen 
aber seien dafür „begünstigende Be¬ 
dingungen“ in der Rechtsordnung der 
DDR. Dazu gehöre die Unterbewer¬ 
tung der subjektiven, erforderlichen¬ 
falls auch gerichtlich durchsetzbaren 
Rechte der Bürgerinnen und Bürger 
im Verwaltungsrecht und im Staats¬ 
recht. Ohne Vergesellschaftung des 
Staates könne es auch keine Verge¬ 
sellschaftung der Produktionsmittel, 
ohne subjektive Rechte kein objekti¬ 
ves Recht geben. 

Klenner polemisiert zugleich ge¬ 
gen Behauptungen, die BRD sei ein 
Rechtsstaat. Hinsichtlich zukünftiger 
Sozialismusanläufe tritt er vehement 
für einen demokratisch-sozialistischen 
Rechtsstaat ein. In „Umbruchszeiten“ 
habe der „Instrumentaleigenschaft“ 
des Rechts, „das Bewirken mit Recht 
ohne Rücksicht auf die Gleichheit vor 
dem Gesetz“, Hochkonjunktur. „Wird 
allerdings diese Interessenverschie¬ 
bung zu Ungunsten der Normativei¬ 
genschaft des Rechts zur Theorie einer 
Praxis auf lange Sicht gemacht, gerät 
Theorie auf gefährliche und Praxis auf 
tödliche Irrwege.“ 

Gerechtigkeit 

Klenners Gedanken zu „Gerechtigkei¬ 
ten“ im letzten Kapitel beginnen mit 
einer Skizze der über Jahrtausende 
hinweg unternommenen, voneinan¬ 
der jeweils abweichenden Versuche, 
Gerechtigkeit zu definieren. Es gebe 
herrschende und davon abweichende 
Meinungen. Eine allgemein anerken¬ 
nungsfähige Auffassung darüber, worin 
denn Gerechtigkeit und Ungerechtig¬ 
keiten bestehen, könne es ebenso we¬ 
nig geben wie beim Rechtsbegriff. Der 
Selbstwiderspruch der Klassengesell¬ 
schaft bedinge „Zwietracht, im Streit“ 
und nicht „Eintracht“. Es bleibe den¬ 
noch die Frage nach einem „gültigen 
Maß für die Bewertung von Recht und 
Unrecht“. Seine Analyse des Denkens 
über Gerechtigkeit und der normati¬ 
ven Fixierung dieses Begriffs offenbart, 
dass dessen Gebrauch und Missbrauch 
als „Leerformel“ und „Allerweltsfor- 
mel“, „rhetorisches Ornament“, als 
„bloße Ideologie“ bei der Legitimitäts¬ 
beschaffung für Präventivkriegsunter¬ 
nehmen, als „Lieblingsphrase auch al¬ 
ler Parteien“ eindeutig im Vordergrund 
steht. „Jedenfalls scheint Gerechtig¬ 


keit’ von Haus aus ein Schleusenbegriff 
zu sein, durch keinen Inhalt beschwert, 
doch bereit, jedweden Inhalt aufzuneh¬ 
men.“ Aber er präzisiert: „Was jedoch 
logisch nichts besagt, kann psycholo¬ 
gisch sehr viel und vor allem vielerlei 
bedeuten.“ 

Klenner übersieht nicht, dass Ge¬ 
rechtigkeit auch „eine Parole für eine 
Gesellschaft ohne Herren und Knech¬ 
te, für eine Gerechtigkeit von Unten’“ 
ist. Einen eigenen Gerechtigkeitsbe¬ 
griff bringt er im vorliegenden Buch 
dennoch nicht. Forderungen etwa 
nach einem „gerechten Lohn“ sind 
für ihn absurd. In Erwartung einer 
bevorstehenden Revolution hätten 
Marx und Engels „Gerechtigkeitsfor¬ 
derungen innerhalb der bestehenden 
Gesellschaftsformation unterbewer¬ 
tet“. Aber Theorien als Spielwiese für 
Gerechtigkeitsvisionen oder als Kon¬ 
zepte hin zu immer mehr Gerechtig¬ 
keit im Zuge einer „evolutionären 
Transformation“ sieht er kritisch. Ge¬ 
rechtigkeitsforderungen hätten ihren 
Sinn als Mobilisierungsmittel gegen 
die als ungerecht bewerteten Gesell- 
schafts- und Rechtsverhältnisse, um 
„im eigenen Erleben“ die eigenen 
Interessen zu erkennen und dafür 
zu kämpfen. Es gehe darum, so dem 
Gerechtigkeitsproblem eine Schleuse 
zu eröffnen, „die schließlich auf die 
Widersprüche innerhalb der Macht/ 
Ohnmacht-Struktur der Gegenwarts¬ 
gesellschaft als auf unsere Hoffnun¬ 
gen setzt.“ 

Ekkehard Lieberam, Roland Wötzel 

Hermann Klenner: Recht, Rechtsstaat 
und Gerechtigkeit. Eine Einführung, 
Neue Kleine Bibliothek 223, PapyRossa 
Verlag, Köln 2016,142 Seiten 
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Hermann Klenner, Gast auf einer Tagung der Kommunistischen Plattform (2007) 


Tauglich machen für den Arbeitsmarkt 

Zur Neuausgabe von Freerk Huiskens „Erziehung im Kapitalismus“ 


Um in der Marktwirtschaftsgesell¬ 
schaft seinen Lebensunterhalt verdie¬ 
nen zu können, müsse man sich als 
junger Mensch in den pädagogischen 
Lehranstalten zu vorsortiertem „Hu¬ 
mankapital“ verdinglichen lassen, das 
die Damen und Herren Unternehmer 
für die Profitmaximierung mittels Wa¬ 
renproduktion in den unterschiedlichen 
Berufen vernutzen können. 

Das ist die Quintessenz der Schul¬ 
kritik, die der Bremer Pädagogikpro¬ 
fessor Freerk Huisken in seiner Schrift 
„Erziehung im Kapitalismus“ detailliert 
darlegt. Im ersten Teil befasst sich der 
Autor mit der „Ideologieproduktion“ 
der Erziehungswissenschaft, die heut¬ 
zutage im Grunde nicht mehr liefert als 
theoretische Beschönigungen der päda¬ 
gogischen Alltagspraxis: Formiert wer¬ 
den soll ein Volk von flexiblen Vermark- 
tern ihres „Humankapitals“, die mit mo¬ 
dernen Kompetenzen beziehungsweise 
Arbeitstugenden ausgestattet und auf 
„Employability“ (Beschäftigungsfä¬ 
higkeit) festgelegt sind ( S. 49ff.). Der 
zweite Teil handelt von den praktischen 
„Leistungen des bürgerlichen Schulwe¬ 
sens“: Die Schüler (innen) müssen sich 
unterm Diktat der Note „Funktions¬ 


wissen“ aneignen, damit sie von markt¬ 
konformem Lehrpersonal so selektiert 
werden können, dass sie künftig in den 
qualitativ verschiedenen Berufen der 
Marktwirtschaftsdemokratie funktio¬ 
nieren (S. 188 ff.). 

Das Studium des Buches, dessen 
überarbeitete und erweiterte Neuaus¬ 
gabe kürzlich erschienen ist, könnte 
zur Verunsicherung der heutzutage üb¬ 
lichen Schulkritik führen. Die kapriziert 
sich nämlich bislang darauf, die Unge¬ 
rechtigkeit des deutschen Bildungssys¬ 
tems anzuprangern: Weil es in den hiesi¬ 
gen Bildungsinstitutionen eine außeror¬ 
dentlich hohe soziale Selektivität gebe, 
seien Arbeiterkinder an den Hochschu¬ 
len eine Seltenheit. Infolgedessen kom¬ 
me es zu einem Rekrutierungskreislauf, 
sodass Menschen, die als Arbeiterkind 
geboren werden, ihr Leben in der Regel 
als Arbeiter(in) bestreiten müssen. 

Wie unzureichend die Schulkritik 
der Kämpfer(innen) für Gerechtigkeit 
ist, zeigt ein Gedankenexperiment: Ge¬ 
setzt den Fall, Arbeiterkinder würden 
pädagogisch derart gefördert, dass sie 
die Bildungsbarrieren des Schulsystems 
überwinden können und folglich an den 
Hochschulen nicht mehr signifikant un¬ 


terrepräsentiert sind - dann wären die 
bürgerlichen Lehranstalten zwar gerech¬ 
ter, aber immer noch die menschenun- 
freundliche Zurichtungs- und Selekti¬ 
onsinstanz für die Hierarchie der Be¬ 
rufe. Indem der pädagogische Betrieb 
die Gleichheit der Chancen böte, setzte 
er eine rein leistungsmäßig orientierte 
Auslese im Bildungssystem und ein ver¬ 
allgemeinertes Konkurrieren um den 
Aufstieg im Beschäftigungssystem ins 
Werk. Zudem verweist Huisken darauf, 
dass diese Debatte so alt ist wie die mo¬ 
derne Schule: „Bemerkenswert ist daran, 
dass die Kritik an fehlender Chancen¬ 
gleichheit und die kritisierte Sache selbst 
seit Jahrzehnten eine Koexistenz einge¬ 
gangen sind, die weder die Kritiker groß 
zu stören scheint noch die Verwalter des 
Schulsystems zu einschneidenden Ver¬ 
änderungen genötigt hätte“ (S. 427). 

Die UZ spießte übrigens unlängst 
(24.6.2016) das vollmundige Selbstlob 
der deutschen Bildungsministerin Wan- 
ka auf: „Es ist erfreulich, dass sich der 
Bildungsstand der Bevölkerung in den 
letzten Jahrzehnten kontinuierlich ver¬ 
bessert hat. Dazu tragen auch die Fle¬ 
xibilität und Durchlässigkeit des Schul¬ 
systems im Hinblick auf höhere Schul¬ 


abschlüsse bei.“ Der Kommentar wies 
darauf hin, dass die bildungspolitische 
Modernisierung mit Einsparungen beim 
Personal und verschärftem Leistungs¬ 
druck im Unterricht einhergehe. Dass 
sich die jüngsten Etappen der Bildungs¬ 
reform „nach PISA nicht mehr als Aus¬ 
weitung, sondern als Effektivierung des 
herrschenden Schulsystems vollziehen, 
ist Thema im überarbeiteten Schlussteil 
von Huiskens Publikation ( S . 411 ff.). 

Da der Forschungsschwerpunkt 
des mittlerweile im Ruhestand befind¬ 
lichen Hochschullehrers die „Politische 
Ökonomie des Ausbildungssektors“ 
ist, vermag es seine instruktive Studie, 
die mannigfaltigen Erscheinungsfor¬ 
men des bürgerlichen Schulwesens zu 
durchdringen, um dessen finalen Aus¬ 
bildungszweck in der ökonomischen 
Basis der Gesellschaft zu verorten. Der¬ 
gestalt gelangt der Autor zu der beun¬ 
ruhigenden Erkenntnis, dass die Schule 
so lange als große Selektionsmaschine 
fungieren wird, bis das warenproduzie¬ 
rende Marktwirtschaftssystem über¬ 
wunden wird. Denn die kapitalistische 
(Marktwirtschafts-) Gesellschaft ist eine 
Gesellschaftsformation, in welcher „der 
Produktionsprozess die Menschen, der 


Mensch noch nicht den Produktions¬ 
prozess bemeistert“ {Karl Marx, MEW 
23, S. 95). Franz Anger 

Freerk Huisken: Erziehung im Kapitalis¬ 
mus. Von den Grundlügen der Pädago¬ 
gik und dem unbestreitbaren Nutzen der 
bürgerlichen Lehranstalten, Überarbei¬ 
tete und erweiterte Neuausgabe, VSA, 
Hamburg 2016,469 Seiten, 29,80 Euro 
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Wieder einmal sind wir ohnmächtig ... 

Zu Christa Wolfs Briefen 1952 - 2011 • Von Rüdiger Bernhardt 


Kultursplitter 


Verwirrung 

Vor einigen Tagen wurde das umfang¬ 
reiche Programmheft der diesjährigen 
Ruhrfestspiele Recklinghausen versandt. 
Das Programm startet traditionell am 
1. Mai und geht bis 18. Juni, ein Blick auf 
das Angebot lohnt. Erinnert sei an den 
Beginn dieses Theaterfestivals 1947, wo 
unter dem Slogan „Kunst für Kohle“ das 
Schauspielhaus Hamburg als Dank für 
unkonventionelle Hilfe im bitterkalten 
Winter 1946/47 durch Kohlelieferungen 
einige Aufführungen in Recklinghausen 
im Sommer 47 für die Bergarbeiter und 
ihre Familien zeigte. Die Stadt und der 
DGB gründeten daraufhin einen Gesell¬ 
schaft zur ständigen Durchführung der 
dann so genannten Ruhrfestspiele. 

Liest man nun das Vorwort des In¬ 
tendanten Frank Hoffmann, so ist von 
diesem Geist nichts mehr übrig. Er 
schwadroniert über Theater als Ort der 
Veränderungen, es stelle Fragen nach 
Moral und Werten, mit Sand in den Au¬ 
gen, der Kopf sei schwer, aber die Bei¬ 
ne tanzen. Die Umschwünge nach dem 
Krieg und im Deutschland von heute, 
ganz konkret die Maidan-Revolution 
seien Themen des Programms. 

Das Vorwort des Vorstandsvorsit¬ 
zenden der Evonik AG, Hauptsponsor 
des Festivals, bietet auch einige Perlen 
bescheidener Wortkunst. Klaus En¬ 
gel meint „Zeiten der Metamorpho¬ 
sen und gesellschaftlicher Umbrüche 
waren auch immer Zeiten der großen 
Gefühle. Nicht selten wurden sie von 
Entrückung, Ekstase oder Eskapismus 
begleitet.“ Man mag sich gar nicht vor¬ 
stellen, was Industriebosse darunter 
verstehen, im Alltag ihres Managertrei¬ 
bens geht es doch wohl eher um Pro¬ 
fitsteigerung und Beißverhalten. 

Das Programm ist geprägt von dem, 
was so auf Reisen geht, wo solche Zu¬ 
satztermine gut fürs Budget sind. Und 
die modischen Lesungen von Schau¬ 
spielerinnen und Schauspielern, mög¬ 
lichst bekannt durchs Fernsehen, die 
irgendwelche Texte vortragen. Alles 
zusammen bekommt das Motto „Kopf¬ 
über Weltunter“, hört sich nach Kunst 
an und macht nicht gerade neugierig. 

Freiräume 

Klaus Lederer, frisch ernannter Sena¬ 
tor für Kultur im Lande Berlin, ließ sich 
vom ZDF ins „Aspekte“-Studio einla- 
den. Einige Köstlichkeiten seines Ge¬ 
redes: „Kultur ist bunt und zweckfrei“, 
„Kultur hat keinen politischen Auftrag 
und keine pädagogische Erziehungsauf¬ 
gabe.“ Lieber schwärmt er von Freiräu¬ 
men und dass Kultur von Vielfalt und 
Offenheit lebe. Die Gleichsetzung von 
Kultur und Kunst gelang ihm im Verlauf 
des Interviews mehrfach. Man gewann 
den Eindruck, er verstehe unter Frei¬ 
räumen, dass man den Kopf möglichst 
von allem freiräume, was an Erkenntnis¬ 
sen und Einsichten von demokratischen 
und sozialistischen Köpfen gewusst wur¬ 
de und Fundament auch einer solchen 
Regierungsbeteiligung sein sollte. 

Ankündigung eines Spektakels 

Die Veranstalter der „LitCologne“ ha¬ 
ben erklärt, dass sie unter vielen Be¬ 
werbungen für eine Zweitveranstaltung 
ihres Spektakels das Ruhrgebiet aus¬ 
erkoren haben. Im Oktober soll, haupt¬ 
sächlich in Essen, ein Programm mit 
rund 75 Lesungen ablaufen. Das Budget 
wird mit einer halben Million beziffert, 
nur ein Fünftel dessen, was das Original 
in Köln alljährlich verschlingt. Aber mit 
der Funke-Mediengruppe, also WAZ/ 
NRZ, als Flaggschiffen wird man genü¬ 
gend Wirbel machen können. 

Ob man sich freuen soll? Das Pro¬ 
gramm im März ist reinstes „Name- 
dropping“ Hauptsache die Säle wer¬ 
den voll und die teuren Eintrittskarten 
gehen weg: Paul Auster, Charlotte Link, 
T.C. Boyle, Ian McEwan, Carlos Ruiz 
Zafön, Alfred Grosser, Ian Kershaw, 
Maria Duenas, Jarett Kobek, Simon Be- 
ckett, und so weiter. Zu den deutsch¬ 
sprachigen Autoren gehören unter an¬ 
deren Richard David Precht, Martin 
Suter, Eva Menasse, Carolin Emcke, 
Thomas Melle, Clemens Meyer, Zsuz- 
sa Bank, Philipp Winkler. Es wäre des 
Schweißes der Edlen würdig, für das 
Ruhrgebiet ein Programm ganz ande¬ 
rer Art auszudenken. Herbert Becker 


W enn Christa Wolf einen Ge¬ 
danken nie aufgegeben hat, 
dann ist es ihr bedingungs¬ 
loses Auftreten gegen den Krieg; ihre 
größte Angst, „ohnmächtig“ zu sein. 
Damit war sie als junge Kritikerin, aus 
dem Zweiten Weltkrieg gekommen, an¬ 
getreten und diese Haltung behielt sie 
bis an ihr Lebensende bei. Nach 1989 
wurde sie in eine Welt zurückgewor¬ 
fen, die mit „militärischer Intervention 
eine fanatische Einheitsfront der Ara¬ 
ber gegen Europa und Amerika“ (Brief 
330) schuf. Das betraf nicht die Situati¬ 
on nach 2000, sie schrieb das 1991 beim 
Krieg gegen den Irak und sah voraus, 
was die Welt heute belastet. Ihr Auftre¬ 
ten gegen Krieg durchzieht wie ein roter 
Faden die Briefe, ob sie - beispielswei¬ 
se - an Erich Honecker (Brief 228) oder 
an Erich Fried (Brief 243) gerichtet sind. 

Die ausgewählten Briefe der bedeu¬ 
tenden Schriftstellerin umfassen den 
Zeitraum von 1952 bis 2011; sie sind 
spannend, teils erregend. Aus dem Blick 
einer engagierten Beteiligten wird die 
Geschichte der DDR und der Vorgang 
beschrieben, wie aus anfangs einfachen 
sozialen und politischen Vorstellungen 
für den Aufbau des Landes allmählich 
immer kompliziertere Strukturen ent¬ 
standen, aus denen zahlreiche Wider¬ 
sprüche entsprangen. 

Die Herausgeberin Sabine Wolf - sie 
leitet das Literaturarchiv in der Berli¬ 
ner Akademie der Künste - hat 483 von 
etwa 15 000 erhaltenen Briefen zusam¬ 
mengestellt und sie mit Fleiß und ho¬ 
hem Faktenreichtum kommentiert. Die 
Briefe zeigen einen Menschen, der mit 
einer Überzeugung angetreten ist, nach 
den Erfahrungen des Zweiten Welt¬ 
krieges und den Verbrechen des Na¬ 
tionalsozialismus nicht nur eine neue 
Gesellschaft aufzubauen, sondern auch 
ein neues Menschenbild zu entwickeln. 
Das war überzeugend, weltanschaulich 
überschaubar, aber in der Durchfüh¬ 
rung kompliziert, denn man hatte eine 
Bevölkerung, die in einem entgegenge¬ 
setzten Denken befangen war; aber die 
Zielsetzung war klar, nicht „naiv und 
parteifromm“ (Ulf Heise). Von Beginn 
an war das Medium, in dem sich Wolfs 
Vorstellungen entwickelten, das der Li¬ 
teratur; sie sah sich zuerst als Kritikerin, 
dann als Schriftstellerin. Literatur hatte 
an der Verbreitung des neuen Denkens 
einen ähnlich hohen Anteil wie am an¬ 
tifaschistischen Kampf. Sie hatte in der 
entstehenden Gesellschaft der Sowje¬ 
tischen Besatzungszone, dann in der 
DDR einen Stellenwert, wie ihn keine 
literarische Epoche zuvor besaß. Das 
aber hieß auch, dass ihr eine Verantwor¬ 
tung übertragen wurde, die sie oft nicht 
zu tragen vermochte. 

Für Christa Wolf war die entschei¬ 
dende Frage die nach der „bestmögli¬ 
chen Menschengestaltung“ (Brief 4). 
An die Literatur stellte sie dabei hohe 
ästhetische Maßstäbe, die ihr während 
des Studiums in Leipzig bei Hans Mayer 
vorgestellt worden waren. Bei der Beur¬ 
teilung des Inhalts dieser Briefe ist die¬ 
se Rolle der Literatur mitzudenken. Es 
geht immer um Bücher, um das Schick¬ 
sal von Autoren und um die Rolle der 
Literatur in der Gesellschaft. Dort, wo 
Schriftsteller mit dem Staat in Konflikt 
gerieten, war Christa Wolf zur Stelle und 
setzte sich für die Autoren ein; das be¬ 
deutete nicht, dass sie stets mit ihnen 
übereinstimmte. Auch musste sie emp¬ 
findliche Enttäuschungen zur Kenntnis 
nehmen: Sie hatte sich gegen die Aus¬ 
weisung Wolf Biermanns ausgespro¬ 
chen, musste aber erleben, dass er 1991 
mit einem „etwas wirren ,Zeit 4 -Artikel“ 
den Krieg gegen den Irak rechtfertigte, 
was sie „betroffen und zornig“ mach¬ 
te (Brief 330). Deshalb ist der Titel des 
Bandes „Man steht bequem zwischen al¬ 
len Fronten“ unpassend; er trifft weder 
das entscheidende Anliegen der Autorin, 
noch ihre Rolle in den Auseinanderset¬ 
zungen, die sie immer, auch in kompli¬ 
zierten Situationen, auf einer Seite sah. 

Wenn als Beweis einer Sinnesände¬ 
rung Christa Wolfs Bekenntnis an Bri¬ 
gitte Reimann beim erneuten Korrek¬ 
turlesen des „Geteilten Himmels“ 1971 
zitiert wird, ihr komme „das große Heu¬ 


len über die unschuldsvolle Gläubig¬ 
keit“ (Brief 93), so wäre hinzuzufügen: 
Sie sagt „an manchen Stellen“, bezieht es 
also eindeutig auf Zitate des Gesamttex¬ 
tes und meint damit jene Vorgänge, die 
sich aus der geradlinig einfachen Sicht 
der jungen Christa Wolf, die sie auch 
ihrer Rita Seidel im „Geteilten Him¬ 
mel“ übertrug, rational klar und einfach 
regeln ließen. Aber es wurde aus dem 


Abstand deutlich, dass der Vernunft so¬ 
wohl vieler Menschen als auch der Poli¬ 
tik, gleich in welchem Land, nicht zu sehr 
vertraut werden durfte. Trotzdem blieb 
sie dabei zu sagen, „was wir nun einmal 
sagen können ..., in der Hoffnung und 
Gewissheit, dass nicht nur wir selber, 
sondern dieser und jener andere noch 
es brauchen werden“ (Brief 93). Diese 
Briefe geben so Einblick in die Entwick¬ 
lung der Gesellschaft, die Christa Wolf 
nie verlassen hat, weil sie „in der Bun¬ 
desrepublik nie den Hauch einer utopi¬ 
schen Gesellschaftsentwicklung gesehen 
hat“ (Brief 434) und sie fand, „mit dem 
Atlas auf den Knien“ (Brief 318), kein 
Land, in das sie „hätte gehen können“. 
Die Briefe werfen Schlaglichter auf ihre 
Biografie, „Facetten der inneren und äu¬ 
ßeren Biographie“ nennt die Herausge¬ 
berin Sabine Wolf das. Auch von „Ein¬ 
blick“ in ein Leben, wie Rezensenten 
schreiben, wäre zu sprechen, nicht aber 
von der „politisch-literarischen Auto¬ 
biografie, die Christa Wolf nie geschrie¬ 
ben hat“ (Christian Eger). Das hieße, 
die nicht veröffentlichten 14 500 Briefe, 
ihre Empfänger und die Autorin selbst 
zu diskriminieren. Außerdem weist sie 
darauf hin, dass für ihre „innere Biogra¬ 
fie“ (Brief 433) ihre Tagebücher wesent¬ 
lich wären. 

Es gibt auffällige Lücken, einige sei¬ 
en genannt: Briefe fehlen, die Christa 
Wolf mit Universitäten im Zusammen¬ 
hang mit den Internationalen Hoch¬ 
schulferienkursen für Germanistik ge¬ 
wechselt hat; auch in der Danksagung 
der Herausgeberin wird keine Univer¬ 
sität genannt. Dabei waren diese Hoch¬ 
schulferienkurse, an denen ausländi¬ 
schen Germanisten - Studenten und 
Wissenschaftler aus mehr als 120 Nati¬ 
onen - Jahr für Jahr mehrere Wochen 
teilnahmen, Orte der intensiven litera¬ 
rischen und politischen Auseinanderset¬ 
zung. Christa Wolf hat, oft begleitet von 
ihrem Mann, in diesen Ferienkursen, 
besonders in dem Weimarer, eine be¬ 
deutende Rolle gespielt und mit deren 
Leitungen Briefwechsel geführt. Da¬ 
von ist in dem Band bis auf einen Hin¬ 
weis (Brief 171) nichts zu finden. Es ist 
auch kein Brief aus dem Wirken Chris¬ 
ta Wolfs im Waggonbau Ammendorf 
enthalten, schließlich stand sie neben 
der Tätigkeit als Leiterin eines Zirkels 
schreibender Arbeiter mit den Mitglie¬ 
dern im Briefwechsel und deren Briefe 
sind teils bekannt („Der geteilte Him¬ 
mel“ und seine Kritiker); ihre Tätigkeit 
im Zirkel sah sie wie auch den Bitter¬ 


felder Weg insgesamt als wesentlich: Sie 
bekam u.a. „Einblick ... in ökonomische 
Prozesse und Widersprüche“ („Christa 
Wolf“ von Therese Hörnigk, S. 35). 

Der Band enthält Briefe, die kei¬ 
ne sind (Briefe 33; 140, Anm.; 217; 232; 
285); aber sie wurden eingefügt in die 
Konzeption des Bandes, das Bild einer 
Schriftstellerin zu zeichnen, die im Wi¬ 
derspruch zu ihrem Staat stand. Die¬ 


se Briefe wurden nie abgeschickt. So 
wichtig sie für eine Biografie werden 
können, so fragwürdig sind sie für eine 
Auswahl von Briefen, die 14 500 nicht, 
dafür nicht abgeschickte Brief entwürfe 
abdruckt. Verfolgt man einzelne The¬ 
men und Probleme, die die Wolf durch¬ 
gehend und grundsätzlich beschäftigen, 
werden diese Entwürfe und ihre Veröf¬ 
fentlichung noch fragwürdiger, weil sie 
Augenblicksreaktionen auf grundsätz¬ 
liche Fragestellungen zeigen, die die 
Wolf durchaus anders und wirkungs¬ 
voller beantwortet hat. Da wäre zum 
Beispiel zu fragen, warum nicht ein so 
ausführlicher und grundlegender Brief, 
wenn auch an einen fiktiven Empfänger 
wie der an die „Liebe D.“ (Nun ja! Das 
nächste Leben geht aber heute an) auf¬ 
genommen wurde, der als Nachwort zur 
Neuausgabe des Buchs „Die Günderro- 
de“ von Bettina von Arnim erschienen 
ist und in „Sinn und Form“ 1980, Heft 2, 
erstveröffentlicht wurde, zumal er in An¬ 
merkungen kommentiert wird (Brief 
246, Anm. 1 und 3). In ihm wird ein 
Grundproblem deutlich, um das Chris¬ 
ta Wolfs Schreiben und Denken kreis¬ 
te: Als Schriftstellerin und Denkerin 
„Vorschläge zu machen für eine andere 
nichttötende Art, auf der Welt zu sein“ 
und - ebenfalls in diesem Brief - „Der 
sicherste Weg, Illusionen zu verlieren, ist 
es immer noch, sie zu erproben“. 

Einen Grundwiderspruch, den Chris¬ 
ta Wolf erlebt, ist der zwischen Indivi¬ 
duum und Gesellschaft, „Avantgarde“ 
und Volk (Brief 171). Aber sie legt ihn 
nicht spezifisch auf ihre Wirklichkeit in 
der DDR fest, in der dieser Widerspruch 
vorhanden ist, sondern sieht ihn in ge¬ 
sellschaftlichen Strukturen besonders in 
Deutschland grundsätzlich vorhanden. 
Das ist für sie „eine Art historischen 
Verhängnisses“ (Brief 171). Das Pro¬ 
blem beschäftigt sie seit dem Ausgang 
der sechziger Jahre, findet einen Höhe¬ 
punkt 1976 bei der Biermann-Auswei¬ 
sung und erlebt seinen Niederschlag in 
der Günderrode-Erzählung „Kein Ort. 
Nirgends“, in der sie nachzeichnen will, 
„wie die Gesellschaft allzu empfindliche 
Instrumente vernichtet, wie sie Leute, 
die sich ihren destruktiven Verhältnissen 
nicht fügen können, unerbittlich zu Au¬ 
ßenseitern macht“ (Brief 156). Der Stoff 
kommt aus der Romantik, Christa Wolf 
spricht von „der Gesellschaft“, ohne eine 
spezifische zu nennen, und vermerkt in 
einem anderen Brief (Brief 157), dass sie 
auf das Thema von Anna Seghers auf¬ 
merksam gemacht worden sei, was sie 


dankbar in Briefen an die Seghers wie¬ 
derholt: Sie hatte über Schriftsteller wie 
Büchner, Lenz und Kleist geschrieben, 
dass sie Hymnen über ein Land geschrie¬ 
ben hätten, „an dessen gesellschaftli¬ 
cher Mauer sie ihre Stirnen wundrie¬ 
ben“. Dass Christa dieses Problem für 
ein ungelöstes in der DDR sieht, aber 
nicht DDR-spezifisch, sondern gesell¬ 
schaftsimmanent erklärt, wiederholt sie 
oft; sie bittet Günter de Bruyn, über sie 
einen Beitrag auf der Grundlage der 
„Kleist-Günderrode-Geschichte“ zu 
schreiben, betreffend ihren „preußisch¬ 
protestantischen Erbteil“ (Brief 168). In 
einem Brief an die Schriftstellerin Hil¬ 
de Domin (Brief 336) 1991 verweist sie 
nachdrücklich auf den Zusammenhang 
von einst und jetzt, der Günderrode und 
ihr, nach wie vor ihren grundsätzlichen 
Anspruch betonend: „Heute stehen nun 
auch wir der bürgerlichen Gesellschaft - 
oder dem, was daraus hervorgegangen 
ist - direkt gegenüber ...“.Ähnlich hatte 
sie reagiert, als Norbert Blüm sie 1989 
zu einer Lesung nach Nordrhein-West¬ 
falen eingeladen hatte (Brief 291), sie 
lehnte ab in einer Zeit, wo sie sich mit 
anderen bemüht, „dieses Gemeinwesen 
zu erhalten und hier zu einem demo¬ 
kratischen Sozialismus zu entwickeln“, 
ohne die Forderung nach Wiederverei¬ 
nigung, die sie im Zusammenhang sah 
mit „aggressiven nationalistischen Lo¬ 
sungen“ (Brief 296). Nur wenige Doku¬ 
mente werden als Faksimile geboten; 
eine anonyme Karte - warum diese? - 
wird abgedruckt: „Hier spricht das Volk! 
Wir fordern: freie geheime Wahlen und 
Rücktritt von Egon Krenz.“ Christa Wolf 
hat in dieser Zeit 170 Briefe mit korrek¬ 
ten Absendern bekommen; auf manche 
hat sie reagiert (Briefe 295-297). Aber 
ihre ausführliche Antwort an alle Brief¬ 
schreiber fehlt in dem Band („Es tut weh 
zu wissen“, in: Wochenpost Nr. 47/1989, 
S. 3). Auch fehlen Beispiele der umfang¬ 
reichen Beziehungen nach Schweden, 
wo sich Christa Wolf mehrfach aufhielt 
und mehrere Dissertationen über sie 
entstanden - sieht man von der Bezie¬ 
hung zu Peter Weiss ab. 

Für die die Kommentare hat die He¬ 
rausgeberin zahlreiche Kontakte aufge¬ 
nommen, wie aus der Danksagung an 
die Befragten hervorgeht. Dennoch 
finden sich Leerstellen: So hätte der 
Hinweis über die aktuelle „Affinität 
zum Mythos“ (Brief 235), die es in die¬ 
ser Form zu der Zeit nur in der DDR 
gab, eine Erklärung verdient, ließe sich 
doch am Umgang mit dem Mythos in 
der DDR - von Prometheus bis Sisy- 
phus - die Geschichte des Landes il¬ 
lustrieren. Christa Wolf hatte Anteil, 
befand sich in der Gesellschaft zahl¬ 
reicher Autoren. Der Kommentar über 
Ingeborg Arlts Erzählung „Das kleine 
Leben“ (Brief 261) erscheint dubios; es 
bedurfte keiner Reklame, da Arlt 1986 
dafür den Anna-Seghers-Preis erhalten 
hatte. Die Anmerkungen sind nicht frei 
von tendenziösen Einlassungen: So wird 
z.B. eine Auflagenhöhe von 3 000 Ex. 
für Peter Weiss 1 „Ästhetik des Wider¬ 
stands“ in der DDR „eher als Alibi-Un¬ 
ternehmen“ (Brief 226, Anm. 4) gese¬ 
hen. Klemperers „LTI“ Grundbestand 
an Universitäten, sei aus „wissenschaft¬ 
lichen Diskursen in der DDR weitge¬ 
hend ausgeblendet“ worden (Brief 192) 
u.a.m. 

Insgesamt liegt eine beachtliche 
Ausgabe vor; gemeinsam mit den Tex¬ 
ten der Autorin, Interviews und ihren 
Essays vertiefen die Briefe Einsichten 
in Denken und Schaffen Christa Wolfs. 
Die Auswahl zur Beschreibung ihres Le¬ 
bens zu stilisieren geht in die Irre; es lie¬ 
ßen sich andere Zusammenstellungen 
denken. Aber es ist ein Dokument der 
inneren Kämpfe eines Menschen, die 
stets einem alles beherrschenden Hass 
auf den Krieg untergeordnet blieben. 

Christa Wolf: Man steht sehr bequem 
zwischen allen Fronten. Briefe 1952- 
20H. Hrsg, von Sabine Wolf. Berlin: 
Suhrkamp Verlag 2016,104öS., 38,- Euro 
Das Buch ist zu beziehen beim Neue 
Impulse Versand, Hoffnungstraße 18, 
45127 Essen. E-Mail: info@neue-impul- 
se-verlag.de,Telefon: 0201 / 236757 



Christa Wolf (r.) im Gespräch mit der Regisseurin Margarethe von Trotta 






Freitag, 3. Februar 2017 


Zum Tod von Herbert Mies 


unsere zeit m 


Überzeugt und überzeugend 

250 Freundinnen und Freunde, Angehörige, Genossinnen und Genossen nahmen am 27. Januar in Mannheim-Sandhofen Abschied von Herbert 
Mies - dem Ehemann, Vater, Opa und Uropa, dem Friedenskämpfer und Gewerkschafter, dem langjährigen Vorsitzenden der DKP. Zuvor waren 
gut 80 Mitglieder und Freunde der DKP in einem Trauermarsch zum Friedhof gezogen. UZ dokumentiert die Trauerreden von Patrik Köbele und 
Dieter Keller. 

Herberts Hochform und unsere größte Niederlage 


Dieter Keller, der im DKP-Vorstand und als Vorsitzender der DKP Baden-Württemberg mit Herbert Mies zusammenarbeitete, erinnert sich 
an gemeinsame Siege, eine große Niederlage und Kundgebungen im Wohnzimmer. 


T ief erschüttert nehmen wir Abschied vom ge¬ 
liebten Ehemann und Vater, vom geliebten 
Opa und Uropa, von einem guten Nachbarn, 
einem Freund, Kämpfer und überzeugten Kommu¬ 
nisten. Gerda, den Kindern und Angehörigen spre¬ 
chen wir unser tief empfundenes Beileid aus und 
wünschen euch von ganzem Herzen die Kraft, dies 
alles tragen zu können. 

Es war der ausdrückliche Wunsch von Herbert, 
dass ich, sein langjähriger Freund und Genosse, sei¬ 
ne Trauerrede halte. 

Ich muss gestehen, ihm diese letzte Ehre zu er¬ 
weisen fällt mir nicht leicht. Doch dem Wunsch von 
Herbert wollte und konnte ich mich nicht entzie¬ 
hen. Andererseits ehrt es mich. 

Denn Herbert Mies war eine 
außergewöhnliche kommunis¬ 
tische Persönlichkeit, ein au¬ 
ßergewöhnlicher Mensch. 

Herbert und ich lernten uns 
in der Gründungsphase der So¬ 
zialistischen Deutschen Arbeiterjugend, der SDAJ, 
vor knapp 50 Jahren kennen. Im Laufe dieser Jahre 
entwickelte sich auch eine feste Freundschaft zwi¬ 
schen unseren Familien. 

Herbert war eine hochgeschätzte internationa¬ 
listische kommunistische Persönlichkeit. Ein Inter¬ 
nationalist. Eine Persönlichkeit der Zeitgeschichte. 
Gleichzeitig war er mit seiner Heimatstadt Mann¬ 
heim und dem Stadtteil Schönau tief verbunden 
und verwurzelt. Er hat sich hier große Verdienste 
erworben. 

Für mich steht fest: Herbert gehört zu den be¬ 
achtenswerten Persönlichkeiten der Arbeiterbe¬ 
wegung und der Stadt Mannheim. Ich hoffe und 
wünsche mir, dass dies bei zukünftigen Aufarbei¬ 
tungen zur Geschichte Mannheims durch die Stadt 
gewürdigt wird. Ich könnte mir auch vorstellen, eine 
Straße oder einen Platz nach ihm zu benennen. Das 
würde seiner Bedeutung entsprechen und der Stadt 
Mannheim zur Ehre gereichen. 

In der Zeit der Weltwirtschaftskrise wurde Her¬ 
bert Mies am 23. Februar 1929 im Mannheimer Ar¬ 
beitermilieu geboren. Er starb an Herzversagen in 
der Nacht zum 14. Januar 2017 kurz vor seinem 
88. Geburtstag. 

Bei seiner Geburt wusste Herbert noch nicht, 
dass sein Geburtstag in seinem Leben für ihn eine 
wichtige Rolle spielte. Der 23. Februar war der Tag 
der Roten Armee. Jener Armee, die an der Spitze 
stand beim Sieg über Faschismus und Krieg. 

Interessant: Mannheim und Herbert wurden, 
wie man hier beschönigend sagt, von den Ameri¬ 
kanern befreit. Gerda Eichler, seine spätere Frau, 
im sächsischen Oschatz von der Roten Armee. Die 
Befreiung war für sie beide auch ein späteres ge¬ 
meinsames Glück. Geheiratet haben Herbert und 
Gerda vor fast 63 Jahren am 30. Juli 1954. 


Den Tag für diese Trauerfeier hat die Familie gut 
gewählt. Heute jährt sich die Befreiung des Kon¬ 
zentrationslagers Auschwitz durch die Rote Armee 
zum 72. Mal. Ein würdiger Tag, an dem wir den An¬ 
tifaschisten Herbert Mies zu Grabe tragen. Er hat 
immer wieder betont: Nie wieder Krieg! Nie wieder 
Faschismus! Faschismus ist keine Meinung, sondern 
ein Verbrechen. 

Herbert wurde in den sieben Jahrzehnten sei¬ 
ner aktiven Politik zum Zeugen großer historischer 
Veränderungen. Er erlebte in dieser Zeit viele poli¬ 
tische Höhen und Tiefen. 

Dazu gehören: Der Aufbruch nach der Befreiung 
von Faschismus und Krieg, der Beginn des Sozialis¬ 
mus auf deutschem Boden, der 
Sieg der kubanischen Revolu¬ 
tion, der Sieg des vietnamesi¬ 
schen Volkes über die USA und 
die erkämpfte Freilassung von 
Nelson Mandela. 

Dagegen standen für Her¬ 
bert und uns Kommunisten die größte und schmerz¬ 
lichste Niederlage: Der Zerfall der Sowjetunion und 
die Annexion der DDR in die kapitalistische BRD. 

Wie hart ihn diese Niederlage getroffen hat be¬ 
schreibt er in seinen Erinnerungen „Mit einem Ziel 
vor Augen“ wie folgt: „Das Jahr 1989 bescherte mir 
eine dramatische Jahres- und Lebenswende. Ein 
Herzinfarkt warf mich nieder. Der Infarkt der so¬ 
zialistischen Länder in Europa war schmerzhafter, 
er war tödlich.“ 

Am Vorabend des 1. Mai 1987 wurde Herbert 
mit dem Internationalen Lenin-Friedenspreis ausge¬ 
zeichnet. Beschlossen von einer internationalen Jury. 

Mit dem Preis wurde sein 
friedenspolitisches Engage¬ 
ment gewürdigt. Sein bedeuten¬ 
der Beitrag für die Erhaltung 
des Friedens, gegen die Statio¬ 
nierung und den Abzug der US- 
amerikanischen Mittelstrecken¬ 
raketen in Europa. 

Herbert war zu Recht stolz über diese Aus¬ 
zeichnung. Vor ihm wurden u. a. schon geehrt: In¬ 
dira Gandhi und Pablo Neruda, Fidel Castro und 
Nelson Mandela, Mikis Theodorakis und Dolores 
Ibarruri, hierzulande Pastor Martin Niemöller, Jo¬ 
sef Wirth und Kurt Bachmann. 

Herbert war ein überzeugter und überzeu¬ 
gender Kommunist, ein streitbarer Demokrat, ein 
Kämpfer für Frieden und Freiheit, ein Kämpfer für 
eine bessere, eine sozialistische Gesellschaft. Einer 
Gesellschaft, in der die Ausbeutung des Menschen 
durch den Menschen für immer beseitigt ist. Eine 
Gesellschaft, in der nicht der Profit, sondern der 
Mensch im Mittelpunkt aller Dinge steht. 

Herbert trat 1945 in die Gewerkschaft HBV, in 
die FDJ und die KPD ein. 


Nach den widerrechtlichen Verboten der FDJ 
im Jahre 1951 und der KPD im Jahre 1956 lebte und 
kämpfte Herbert unter schwierigsten Bedingungen 
der Illegalität. Er war Leiter des illegalen FDJ-Zen- 
tralbüros, Mitglied des Zentralkomitees und des Po¬ 
litbüros der KPD sowie Sekretär von Max Reimann. 

Die Illegalität hinterließ Spuren. Sie verändert 
nahezu alle Lebens- und Arbeitsgewohnheiten. In 
seinen Erinnerungen beschreibt dies Herbert Mies 
wie folgt: „Sie trennt einen nicht nur physisch von 
Frau und Kindern, von Freunden und Verwandten, 
sondern auch psychisch. Vieles musste selbst den 
engsten Familienangehörigen verheimlicht werden. 
Zu ihrem Schutz und auch der eigenen Sicherheit. 
Man hatte zwei Leben, zwei 
Gesichter: ein offizielles und 
ein geheimes. ... Die ständige 
Vorsicht, andere und sich selbst 
nicht zu gefährden, die strenge 
Disziplin - all das belastete.“ 

Und das, liebe Trauerge¬ 
meinde ging über 17 Jahre. Welch eine Belastung für 
Herbert, Gerda und die Kinder, auch später noch. 

Dazu sollten Sie/Ihr wissen: Herbert durfte nicht 
mal am Grab seiner Mutter ihr die letzte Ehre er¬ 
weisen. Der Staat verweigerte dies, ebenso wie das 
Betreten des Elternhauses. Dies alles, ohne dass 
Herbert jemals etwas verbrochen hat. 

Ganz im Gegensatz zu den Neonazis, Rassisten, 
Rechtsradikalen, die ungestraft, teilweise geduldet, 
unterstützt und finanziert von Staatsorganen, brand¬ 
schatzend und mordend durch unser Land ziehen. 
Dies ist typisch für die deutsche Klassenjustiz. 

Die Neukonstituierung und Entwicklung der 
DKP ist untrennbar mit Her¬ 
bert Mies verbunden. Darin 
liegt eine seiner größten Leis¬ 
tungen. Als sich ab Mitte der 
60er Jahre eine breite Protest¬ 
bewegung formierte (Stichwort 
68er-Generation), und sich die 
politische Situation in der BRD 
zu verändern begann, ergab sich die Möglichkeit, 
eine legale kommunistische Partei, die DKP, neu zu 
konstituieren. Herbert und andere Genossinnen und 
Genossen seiner Generation packten diese Chance 
beim Schopf und konstituierten am 25. September 
1968 die DKP. 

Kurz vorher, am 4. und 5. Mai 1968 zum 150. Ge¬ 
burtstag von Karl Marx, wurde die Sozialistische 
Deutsche Arbeiterjugend, die SDAJ, gegründet. 
Herbert war auf uns, den damaligen Gründungs¬ 
ausschuss, sehr stolz, denn für ihn ging damit ein 
Traum in Erfüllung: Endlich auf westdeutschem Bo¬ 
den eine sozialistische Arbeiterjugendorganisation. 

Herbert stand der SDAJ solidarisch, ohne ir¬ 
gendwelche Bevormundung zur Seite. Sein Mot¬ 
to: Die Arbeiterjugend muss selbst aus ihren Ar- 


beits- und Lebensbedingungen ihre Erfahrungen 
sammeln, lernen, sich selbst organisieren und ih¬ 
ren Weg zum Sozialismus finden. Herbert war ein 
Vorbild für die SDAJ, für tausende junge Sozialis- 
tinnen und Sozialisten, von Kommunistinnen und 
Kommunisten und anderen linken Kräften. 

Von 1968 bis 1973 war Herbert stellvertretender 
Vorsitzender der DKP und ab 1973 bis 1990 Vorsit¬ 
zender. Unter ihm nahm die Partei eine erfolgrei¬ 
che Entwicklung. Er prägte die Partei wie kein an¬ 
derer. In der Umsetzung der Politik orientierte er 
stark auf die Aktionseinheit der Arbeiterklasse, auf 
die Stärkung und unsere Verankerung in Betrieben 
und Einheitsgewerkschaften sowie die Herstellung 
breiter Bündnisse bis hinein in christliche Kreise 
im Kampf für Frieden, Demokratie, für Abrüstung, 
Entspannung und Völkerverständigung. 

Auf der Grundlage der Ide¬ 
en von Marx, Engels und Lenin 
kämpfte Herbert um eine rich¬ 
tige Strategie und Taktik unse¬ 
rer Partei. Dabei war er aufge¬ 
schlossen, auf neue Fragen und 
Herausforderungen die richti¬ 
gen Antworten zu finden. 

Die Neukonstituierung der DKP und ihre wei¬ 
tere Entwicklung stellten Herbert und Gerda vor 
neue Herausforderungen und schwerwiegende 
Entscheidungen. Sie war verbunden mit drei Um¬ 
zügen: 1968 von Berlin/DDR nach Mannheim, 1974 
von Mannheim nach Düsseldorf und 1990 im März 
von Düsseldorf nach Mannheim. 

Besonders schwer fiel dabei Abschied zu neh¬ 
men von der geliebten sozialistischen Heimat 
DDR. Der erste und bisher auch der letzte deut¬ 
sche Staat, von dem nie ein Krieg ausging. Ab¬ 
schied nehmen von sozialer Geborgenheit, vom 
sozialen Umfeld, von Freunden und Genossinnen 
in ein neues unbekanntes Umfeld und den Fragen: 
Wie wird sich das auf die Kinder und ihre Zukunft 
auswirken? Dazu sagte mir Gerda später, Dieter, 
was sollte es. Da mussten wir durch. 

Es ist bewundernswert, wie sie stets tapfer, 
selbst sehr aktiv in der Partei, mit einem großen 
Organisationstalent Seite an Seite mit Herbert 
kämpfte. Ohne ihre große Unterstützung und Ver¬ 
ständnis, ohne ihre liebevolle Erziehung der Kin¬ 
der, die zumeist bei ihr lag, wäre das alles für Her¬ 
bert nicht möglich gewesen. Dafür, liebe Gerda, 
herzlichen Dank. 

1990 von seinem Herzinfarkt erholt, kam Her¬ 
bert zurück in die Stadt, wo er als Jugendlicher 
die Armut kennen lernte, aber auch gegen diese 
und gegen ihre Verursacher zu kämpfen. Endlich 
wieder in „Monnem“ stiegen Herbert und Gerda 
in die politische Arbeit in Mannheim ein. Nicht 
nur in der Partei, sondern weit darüber hinaus. 
Beide wurden aktiv in der Kultur- und Interes¬ 
sengemeinschaft, KIG, der Dachorganisation der 
demokratischen Schönauer Vereine, Parteien und 
Organisationen. Herbert wurde Vorsitzender der 


„Die Illegalität 
veränderte das ganze 
Leben.“ 


„In Mannheim hat 
Herbert die Armut 
kennengelernt - und 
den Kampf dagegen.“ 


„Du verlässt keine gute 
Welt. Du hinterlässt uns 
eine große Aufgabe.“ 


Internationale Solidarität, internationale Trauer 

Herbert Mies stand für Internationalismus. Die Solidarität der DKP und sein Beitrag sind die Gründe, aus denen Kommunisten und Kämpfer 

von Befreiungsbewegungenüber seinen Tod trauern. 27 Parteien aus anderen Ländern haben der DKP Beileidsbriefe geschrieben, UZ dokumentiert Auszüge. 


„Wir erinnern uns an seinen Beitrag für die Stärkung der brüderli¬ 
chen Beziehungen zwischen der Portugiesischen Kommunistischen 
Partei und der Deutschen Kommunistischen Partei und an die aktive 
Solidarität der deutschen Kommunisten mit der Nelkenrevolution in 
Portugal. Wir übermitteln euch das herzliche Beileid und die brüder¬ 
liche Solidarität der portugiesischen Kommunisten.“ 

Portugiesische Kommunistische Partei (PCP), Sekretariat des Zentralkomitees 

„Wir brauchten damals, aber brauchen besonders jetzt immer mehr 
Arbeiterpolitiker wie Herbert Mies. Gerade jetzt ist es wichtig, dass 
wir eine marxistisch-leninistische Partei weiter aufbauen. Die Lage ist 
kompliziert, denn man braucht klare Köpfe und starken Charakter. 
Dafür sind Beispiele wie Herbert Mies sehr wichtig.“ 

Neue Kommunistische Partei der Niederlande (NCPN), Wil van der Klift (Internationaler 
Sekretär) 

„Genosse Mies widmete sein ganzes Leben konsequent der Arbeiter¬ 
klasse und dem Volk seines Landes. (...) Herbert Mies war ein kämp¬ 
ferischer Gegner des Kapitalismus und des Antikommunismus, konse¬ 
quenter Verfechter des proletarischen Internationalismus, Verteidiger 
der Deutschen Demokratischen Republik, der Sowjetunion, der sozi¬ 
alistischen Errungenschaften. (...) 


Die griechischen Kommunistinnen und Kommunisten werden Her¬ 
bert Mies für sein internationalistisches Wirken und seine Solidarität 
stets in Erinnerung behalten.“ 

Kommunistische Partei Griechenlands (KKE) 

„Er stand für all die Genossen, die ihren Beitrag leisteten für die wei¬ 
tere Existenz der DKP - auch in den schwierigsten Zeiten, in denen 
die Partei verboten war und in denen das Berufsverbot’ herrschte - 
als eine Partei des arbeitenden Volkes und als Triebkraft hinter vie¬ 
len breiten Bewegungen für Frieden und internationale Solidarität.“ 
Partei der Arbeit Belgiens (PTB-PvdA), Peter Mertens (Vorsitzender) 

„Nicht zuletzt zeichnete den Genossen Mies seine unerschütterliche 
Solidarität und enge Freundschaft mit der DDR, der größten Errun¬ 
genschaft der deutschen Arbeiterbewegung, aus. 

Die kommunistische Bewegung in der BRD verliert mit Genossen 
Mies eine ihrer bedeutendsten Persönlichkeiten, die internationale 
kommunistische Bewegung einen verlässlichen Freund.“ 

Partei der Arbeit, Österreich (PdA), Parteivorstand 

„Wir kannten Genossen Mies als einen der Unerschrockenen, wenn 
es um das Selbstbestimmungsrecht der Völker ging, der energisch je¬ 
dem Versuch entgegentrat, den Kampf der Völker und besonders den 


Kampf des palästinensischen Volkes zu diffamieren. (...) Wir versi¬ 
chern dem Genossen Mies: Ruhe in Frieden, du hast genug Genossin¬ 
nen und Genossen, die deine Ideen, deine Träume und deinen uner¬ 
müdlichen Kampf für Demokratie und soziale Gerechtigkeit bis zum 
Sieg weiterverfolgen werden.“ 

Demokratische Front zur Befreiung Palästinas (DFLP), Zentralkomitee 

„Wir, die Kommunistinnen und Kommunisten aus der Türkei, trauern 
um unseren Genossen Herbert Mies. (...) Wir werden die unschätzba¬ 
re Unterstützung der DKP in der organisatorischen und politischen 
Arbeit der Kommunistischen Partei der Türkei in den 70er und 80er 
Jahren nicht vergessen. Heute ist es sicherlich nicht leicht sich vorzu¬ 
stellen, wie wertvoll diese Unterstützung für eine damals in der Türkei 
strengstens verbotene und verfolgte Partei war.“ 

Kommunistische Partei der Türkei (TKP), Deutschlandkomitee 

„Viele Generationen der ungarischen Kommunisten kannten und re¬ 
spektierten Genosse Herbert Mies. Er hat sein Leben dem Kampf für 
den Sozialismus gewidmet.“ 

Ungarische Arbeiterpartei (Munkäspärt), Präsidium 

„Der Genosse Herbert Mies wird für unsere Partei ein lehrendes 
Vorbild des überzeugten Antifaschisten und proletarischen Internati- 
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Zum Tod von Herbert Mies 


Freitag, 3. Februar 2017 



Der Internationalist 


Der DKP-Vorsitzende Patrik Köbele fragt: So viel Beachtung für die kleine Deutsche Kommunistische Partei und ihren langjährigen 
Vorsitzenden Herbert Mies - woher kommt das? 


AWO-Schönau. 1992 gründete Herbert mit wei¬ 
teren Genossinnen und Genossen den „Mann¬ 
heimer Gesprächskreis Geschichte und Politik 
e.V.“und war dessen Vorsitzender. Herbert über¬ 
gab ein Großteil seines unschätzbaren Privatar¬ 
chivs an die Stadt Mannheim. 

Herbert war nicht nur ein politischer, er war 
auch ein geselliger Mensch. Er und Gerda waren 
gastfreundlich. Sie freuten sich immer auf Besuch 
von Freunden und Genossinnen und Genossen. Da 
wurde dann im Wohnzimmer oder auf der Gar¬ 
tenterrasse nicht nur diskutiert, sondern auch alte 
Kampflieder, Arbeiter- und FDJ-Lieder gesungen. 
Beide waren dann voll in ihrem Element. Es berei¬ 
tete ihnen sichtbare Freude. 

Die Besuche und Diskussionen von uns bei 
Gerda und Herbert waren immer ein Gewinn. 
Wenn Herbert in Rage kam oder, positiv formu¬ 
liert, zur „Hochform“ auflief, konnte es leicht pas¬ 
sieren, dass er das Wohnzimmer verwechselte mit 
einer größeren Kundgebung im Freien. Hörgeräte 
brauchte niemand, wenn Herbert sprach. 

Aber Herbert konnte auch zuhören, Argumen¬ 
te aufgreifen. Versuchen den Gesprächspartner 
zu verstehen, Meinungsstreit führen, Gedanken 
schöpferisch weiter entwickeln, Gemeinsamkei¬ 
ten hersteilen. Darin lag eine große Stärke von ihm. 

Fasst mich zum Abschluss aus Bertolt Brechts 
„Die heilige Johanna der Schlachthöfe“ zitieren. 
Sie sagt: 

„Ich sage euch: 

Sorgt doch, dass ihr die Welt verlassend 

Nicht nur gut wart, sondern verlasst 

Eine gute Welt!“ 

Für diese gute Welt hast du, lieber Genosse 
Herbert, zeitlebens gekämpft. Du warst ein gu¬ 
ter Mensch, ein großartiger Genosse und Freund. 
Treffend bringen das deine Enkel in der UZ, der 
Zeitung der DKP, mit folgenden Worten zum Aus¬ 
druck: „Du wirst uns unendlich fehlen. Wir würden 
dir gerne noch mal sagen wie lieb wir dich haben 
und welche tiefen Spuren Du in unseren Herzen 
hinterlassen hast.... Wir werden sie fest in unseren 
Herzen tragen und dich nie vergessen.“ Dem kann 
ich mich nur anschließen. 

Herbert, du verlässt keine gute Welt. Du hin¬ 
terlässt uns eine große Aufgabe und Vermächtnis: 
Eine gute Welt zu erkämpfen und zu schaffen. Sie 
wird eine sozialistische sein. 

Bei der Schaffung dieser Welt hilft uns (wie es 
in dem Fied der Internationale heißt) kein höheres 
Wesen, kein Gott, kein Kaiser noch Tribun. Uns aus 
dem Elend zu erlösen können wir nur selber tun. 

Lieber Herbert, 

in diesem Kampf warst und bist du uns Vorbild. Wir 
sind dir zu großem Dank verpflichtet. In tiefer Trau¬ 
er verneigen wir uns vor dir. In unseren Herzen und 
Kämpfen lebst du weiter. 


M ittlerweile 26 Kondolenzschreiben von 
Schwesterparteien sind beim Parteivor¬ 
stand der DKP zum Ableben von Her¬ 
bert, unseres langjährigen Vorsitzenden, eingegan¬ 
gen. Viele europäische kommunistische Parteien, 
z.B. aus Portugal, Griechenland, Zypern, der Tür¬ 
kei und Ungarn. Schreiben aus anderen Konti¬ 
nenten, aus Palästina und dem Irak, aber auch aus 
Mexiko, Ecuador, Chile, Kolumbien, Nicaragua, 
Venezuela und Kuba. 

Herbert war Internationalist und genoss überall 
auf der Welt, bei kommunistischen und Arbeiterpar¬ 
teien, bei Befreiungsbewegungen großes Ansehen. 
Weil für Ihn Solidarität nicht nur ein Wort war. In 
die Zeit, als er die DKP führte, fallen Solidaritäts¬ 
aktionen mit Nicaragua, 

Solidarität mit dem Volk 
von Chile, dessen Ausbruch 
aus dem Kapitalismus mit 
einem von den USA unter¬ 
stützten Putsch abgewürgt 
wurde - tausende wurden 
ermordet, tausende mussten fliehen, Herbert, die 
DKP und die DDR organisierten Solidarität. In die¬ 
se Zeiten fallen Solidaritätsaktionen mit dem des 
ANC und der Südafrikanischen Kommunistischen 
Partei gegen die rassistische Apartheid. Das ist und 
bleibt einer der Gründe, warum Herbert auf der 
ganzen Welt nicht vergessen werden wird. 

Trotzdem, solch eine kleine Partei und soviel 
internationale Beachtung, woher kommt das? Die 
DKP und Herbert, der sie maßgeblich geprägt hatte, 
standen in der kommunistischen Weltbewegung für 
das Land von Marx und Engels, für Rosa Luxem¬ 
burg und Karl Liebknecht. Herbert stand für die 
Partei Ernst Thälmanns, der die KPD zur Massen¬ 
partei gemacht hatte und der in den Kerkern der 
Faschisten standhaft blieb. Herbert stand weltweit 
für die KPD, die im Faschismus den größten Blut¬ 
zoll erbracht und elf Jahre nach der Befreiung von 
Adenauer schon wieder verboten wurde, nachdem 
bereits fünf Jahre zuvor die FDJ verboten und da¬ 


mit auch Herbert in die Illegalität getrieben worden 
war. Herbert stand weltweit für die zwölf Jahre des 
illegalen Kampfes bis ins Jahr 68 und er stand da¬ 
für, an dieser Nahtstelle der Systemkonfrontation 
zwischen Imperialismus und Sozialismus den Kom¬ 
munisten wieder die Möglichkeit des legalen Auf¬ 
tretens erkämpft zu haben. 

Diese Nahtstelle der Systemkonfrontation war 
nun beileibe kein Netz, an dem man sich mit Watte¬ 
bäuschen bedrohte - hier standen sich zwei Militär¬ 
bündnisse gegenüber, NATO und Warschauer Ver¬ 
trag - eine kriegerische Auseinandersetzung wäre 
mit großer Wahrscheinlichkeit zum 3. Weltkrieg, 
zur Zerstörung der Menschheit geworden. Natür¬ 
lich sah Herbert im realen Sozialismus, im War¬ 
schauer Vertrag, die Kräfte 
des Friedens. Und wenn wir 
uns den Lauf der Geschich¬ 
te, auch heute, betrachten, 
dann hatte er recht. Er sah 
aber auch die Notwendig¬ 
keit, den Friedenskampf 
auf der anderen Seite der Nahtstelle, in der mäch¬ 
tigen imperialistischen BRD, zu organisieren. Auch 
das brachte der DKP und ihm zu recht sehr viel 
Hochachtung. Die Beiträge der DKP zur Friedens¬ 
bewegung der 80er Jahre, die Herrschenden spra¬ 
chen immer von kommunistischer Unterwanderung, 
sie waren groß und von strategischer Natur, wenn 
ich an die Zusammenführung von Friedens- und Ar¬ 
beiterbewegung denke. 

Nun glaube man nicht, dass die Herrschenden 
die Legalität der DKP so einfach hinnahmen. Vier 
Jahre nach der Neukonstituierung, unter Willy 
Brandt, die Berufsverbote. Herbert und die DKP 
permanent geheimdienstlich überwacht - kei¬ 
neswegs so „harmlos“ und „zurückhaltend“, wie 
es bei neuen Nazis ist, die angeblich unentdeckt 
zehn Jahre mordend durch unser Land ziehen kön¬ 
nen. Man kann sagen, dass es kaum eine Phase im 
Leben von Herbert gab, an dem er die Repressi¬ 
on dieses Landes nicht zu spüren bekam, selbst 


nach seiner Zeit als Vorsitzender, in den 90er Jah¬ 
ren wurde er nochmal einige Tage in Beugehaft 
genommen. 

Die Zerschlagung dieses realen Sozialismus, die 
hat Herbert gesundheitlich dramatisch zugesetzt, 
das Herz im wahrsten Sinne gebrochen hat ihm zu 
sehen, wie einer, den er noch wenige Jahre zuvor 
für einen Genossen gehalten hatte, Herberts Genos¬ 
sen - ich nenne stellvertretend Heinz Kessler, Erich 
Honecker und Egon Krenz - der Justiz des Klassen¬ 
gegners auslieferte und die Kommunistische Partei 
der Sowjetunion verbieten ließ - Gorbatschow. 

Aus der ersten Reihe zurückzutreten fiel ihm 
nicht leicht, die Krankheit erzwang es. Bei Telefo¬ 
naten mit Herbert konnte es schon passieren, dass 
man nach den ersten Sätzen Schwierigkeiten hatte, 
noch einmal das Wort zu bekommen. Herbert war 
immer hervorragend informiert und, wie man heu¬ 
te sagt, gut vernetzt, er hatte viel zu viel Kluges zu 
sagen, als dass das in gelegentlichen Telefonaten ab¬ 
zuarbeiten gewesen wäre. 

Herbert hielt große Stücke auf die SDAJ, „sei¬ 
nen“ Jugendverband. Die Frage nach der SDAJ 
blieb nie aus und die Orientierung „Ihr müsst sie 
hegen und pflegen“ blieb nie aus. Ich bin mir sicher, 
bei seinem letzten öffentlichen Auftritt, bei unse¬ 
rer Veranstaltung zum 60. Jahrestag des Verbots 
der KPD, da war sein zentrales Anliegen, sein Ver¬ 
mächtnis nochmal an die „Jungen“ weiterzugeben. 
Das tat er - und wie. Im Zeitzeugengespräch waren 
die ihm gestellten Fragen eher sekundäre Orientie¬ 
rungspunkte und, wie man heute sagt: Er rockte den 
Saal - das Mikrofon brauchte er nicht. Am Ende 
hob er seinen Gehstock mit dem Ausspruch: „Damit 
haben wir früher auch anderes gemacht.“ Eine kom¬ 
munistische Geschichtsstunde, die besser nicht geht. 

Mit Herbert, unserem Genossen, unserem Vor¬ 
sitzenden, verliert die DKP, die kommunistische 
Weltbewegung einen ganz Großen und ich selbst 
einen Freund und wichtigen Berater. 

Herbert - Rotfront und Glückauf! 


„Der Beitrag der DKP 
zur Friedensbewegung war 
strategischer Natur.“ 


onalisten, des furchtlosen Klassenkämpfers gegen Kapitalismus und 
für Sozialismus und Kommunismus bleiben. (...) Die kommunisti¬ 
sche Weltbewegung hat einen geschätzten Genossen verloren, jedoch 
sein revolutionäres Beispiel wird für alle Generationen weiterleben.“ 

Kommunistische Partei Venezuelas (PCV), Oscar Figuera (Generalsekretär) und Carolus 
Wimmer (Internationaler Sekretär) 

„Mit ihm verliert die DKP einen Genossen, der 1968 führend an der 
Neukonstituierung der Partei der Kommunisten in der Bundesrepublik 
mitwirkte und die DKP als marxistisch-leninistische Partei der Arbei¬ 
terklasse während der nachfolgenden Jahrzehnte prägte.“ 

Kommunistische Partei Luxemburgs (KPL), Ali Ruckert (Vorsitzender) 

„Seine Arbeit hat den Grundstein gelegt für die gegenwärtigen Aktivitä¬ 
ten deutscher Kommunisten und er bleibt auch für uns eine Inspiration.“ 

Kommunistische Partei Polens (KPP), Krzysztof Szwej (Vorsitzender) 

„Als benachbarte Partei der DKP haben wir über viele Jahre die wert¬ 
volle Zusammenarbeit mit Herbert erleben können, und wir wissen um 
seine enorme Arbeit für das Wohl der Arbeiterklasse in Deutschland 
und darüber hinaus.“ 

Kommunistische Partei in Dänemark (KPiD), Zentralkomitee 


„Der Genosse Herbert Mies hat sein Leben dem Kampf gegen das 
Ausbeutersystem gewidmet.“ 

Neue Kommunistische Partei Jugoslawiens (NKPJ), Marijan Kubik (Internationale 
Abteilung) 

„Er wird immer in Erinnerung bleiben dafür, dass er als Vorsitzender 
der kommunistischen Jugend und als Mitglied der Leitung der KPD 
unter schwierigen, illegalen Bedingungen tapfer gekämpft hat. Er wird 
auch in Erinnerung bleiben dafür, dass er die Grundlagen für die neu¬ 
konstituierte legale kommunistische Partei legte, die DKP, die er 16 Jah¬ 
re lang leitete.“ 

Irakische Kommunistische Partei (KPI), Politisches Büro des Zentralkomitees 

„Die Trauer, die für uns der Tod des historischen Genossen Herbert 
Mies bedeutet, ist gering angesichts der großen Freude, von ihm ein 
ganzes Leben des Kampfes ohne Wanken bekommen zu haben, eines 
Kampfes im Schlund des Klassengegners. Diejenigen von uns, die in 
der DDR gelebt haben, wussten von seinem Kampf jenseits der Grenze 
und seiner revolutionären Konsequenz.“ 

Kommunistische Partei Ecuadors (PCE), Winston Alarcön Elizalde (Generalsekretär) 

„Wir Sandinisten solidarisieren uns in diesem Augenblick des Schmer¬ 
zes mit den deutschen Kommunisten, die - da sind wir sicher - mit der 


Intensivierung ihres Kampfes, der auch unserer ist, ihrem verstorbenen 
früheren Anführer die beste Ehre erweisen.“ 

Sandinistische Front der Nationalen Befreiung, Nicaragua (FSLN), Fernando Acosta 
Esquivel (Generalsekretär) 

„Als Kommunist musste er sich sein ganzes Leben lang vielen Widrig¬ 
keiten stellen und er hielt bis zu den letzten Momenten in seinem Le¬ 
ben am Kampf für seine Ideen fest. (...) (Er war ein) in der Aktion und 
Geschichte der deutschen Kommunisten unentbehrliche(r) Genoss(e).“ 

Kommunistische Partei Kubas (PCC), Abteilung für Internationale Beziehungen 

„Wir können nicht unterlassen die enorme Solidarität der DKP zu 
erwähnen, die der Genosse Mies angeführt hat, beim Kampf des chi¬ 
lenischen Volkes zur Niederringung der Diktatur, und die Hilfe, die 
unsere Genossinnen und Genossen bekamen, die ihr Exil in der Bun¬ 
desrepublik Deutschland verbrachten.“ 

Kommunistische Partei Chiles (PCCh) 

Den vollständigen Text aller Beileidsbriefe kommunistischer und Ar¬ 
beiterparteien zum Tod von Herbert Mies finden Sie auf news.dkp.de. 
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Alles hat seine Zeit. 

Es gibt eine Zeit der Stille, 
des Schmerzes, der Trauer 
und eine Zeit der dankbaren Erinnerung. 

Herbert Wils 

*12.8.1931 f 26.1.2017 
Sein Lebenskreis hat sich geschlossen. 

In Liebe und stiller Trauer: 

Ingrid Wils 
Peter und Sabine 
Rainer und Stefanie 
Enkel und Urenkel 
Angehörige und Freunde 

58135 Hagen, Koboldweg 26 

Die Trauerfeier findet Freitag, den 3. Februar 2017, um 13 Uhr 
in der Andachtshalle des Krematoriums Hagen-Delstern, 

Am Berghang 30, statt. 

Von Blumen und Kränzen bitten wir abzusehen. 


Der Friedenskämpfer, Gewerkschafter, Kommunist und Re¬ 
volutionär, unser Freund und Genosse 

Herbert Wils 

12. 8.1931 -26. 1.2017 

verließ uns nach schwerer Krankheit im Alter von 85 Jah¬ 
ren für immer 

Du hast ja ein Ziel vor den Augen, damit du in der Welt dich nicht 
irrst - Damit du weißt was du machen sollst, damit du einmal 
besser leben wirst! 

Diese Zeilen gehörten zu einem von Flerberts Lieblings¬ 
liedern. Immer wieder hat er es seit Jugendzeiten - von 
seiner Gitarre begleitet - oft, gern und voller Optimismus 
gesungen. Das Ziel war Frieden und Sozialismus. Einmal 
davon überzeugt, konnte ihn nichts und niemand davon 
abbringen. 

Herbert fand früh zur revolutionären Arbeiterbewegung. 
Bereits 1946 mit 15 Jahren stieß er zur FDJ. Voller Stolz 
nahm er letztes Jahr die Ehrung seiner Partei für 70 Jah¬ 
re Mitgliedschaft in Jugendverband und Partei entgegen. 
Nichts und niemand konnte Herbert von seinem Ziel ab¬ 
bringen. Das Verbot seines Jugendverbandes der FDJ 1951 
und dann 1956 seiner Partei, der KPD, vermochten ihn 
nicht zu brechen. 

ln drei Prozessen brachte Herberts Kampf gegen Remili¬ 
tarisierung, für Frieden und gegen die Spaltung Deutsch¬ 
lands ihm 64 Monate Knast ein. Mehr als jedem anderen 
Opfer des Kalten Krieges. Jahre, die der Klassenfeind ihm 
und seiner jungen Familie gestohlen hat. 

Der Kalte Krieg blieb, aber das Kräfteverhältnis änderte 
sich. 1968 konstituierte sich die Partei neu, Herbert war 
Mitinitiator in Hagen. In der DKP konnten die Kommunis¬ 
ten sich - wenn auch unter großem Druck und erneuten 
Repressalien (Berufsverbote) - wieder legal betätigen. Die 
Partei wuchs, er hatte beträchtlichen Anteil daran, beson¬ 
ders auch als Mentor und politischer Ziehvater einer gan¬ 
zen Generation junger Genossinnen und Genossen. Her¬ 
bert war kritischer Freigeist, ein belesener und gebildeter 
Arbeiter. Seine geschliffenen Diskussionsbeiträge waren 
legendär. 

Als Arbeiter lag sein politischer Schwerpunkt in der Be¬ 
triebs- und Gewerkschaftsarbeit. Er war viele Jahre Be¬ 
triebsrat in den Großbetrieben Wittmann und Bauknecht. 
Sein Ringen um Aktionseinheit beim Kampf um den Erhalt 
der Arbeitsplätze verschaffte ihm Anerkennung und gro¬ 
ßen Respekt - auch unter politisch Andersdenkenden. 
Gleiches gilt für seine Arbeit als Kommunalpolitiker. 15 
Jahre war er für seine Partei im Rat der Stadt Gevelsberg 
und bekam den Ehrentitel Stadtältester. 

Ab 1989/1990 marschierte die Konterrevolution. Aber 
auch unsere schwere Niederlage konnte Herbert seinen 
historischen Optimismus nicht nehmen. Jetzt war seine 
Kampfaufgabe der Erhalt unserer Partei. Dafür hat er sich 
mit aller Kraft eingesetzt. 

Bereits von seiner schweren Krankheit gezeichnet, ließ er 
es sich nicht nehmen, bis zuletzt an unseren Mitglieder¬ 
versammlungen und am Parteileben teilzunehmen. 

Unser Mitgefühl gilt seiner Frau und Kampfgenossin Ingrid 
und Familie. 

Salud Herbert, wir werden in Deinem Sinne weiterkämpfen. 

Wir verabschieden uns von Herbert am Freitag, den 3. Feb¬ 
ruar, um 13.00 Uhr in der Andachtshalle des Krematorium 
Hagen-Delstern, Am Berghang 30 

DKP Kreis Hagen, DKP Gevelsberg 
DKP Bezirk Rheinland Westfalen 
DKP Parteivorstand 


Was im Leben zählt, ist nicht, 
dass wir gelebt haben. 

Sondern, wie wir das Leben 
von anderen verändert haben. 

Nelson Mandela 

Wir trauern um unsere Genossin und liebe Freundin 

Dr. Ruth Kadalie 

26. 6. 1929 12. 1. 2017 

Ruth konnte begeistern, Menschen bewegen und für unsere 
Sache gewinnen. Ihr ganzes Leben hat sie sich in Afrika und 
Europa gegen Rassismus und Apartheid, Unterdrückung und 
Ausbeutung engagiert und für eine friedliche und sozial ge¬ 
rechte Welt gekämpft. Ruth bleibt uns ein Vorbild, wir wer¬ 
den gerne an sie denken und sie sehr vermissen. 

DKP Münster 

Die Trauerfeier findet am Samstag, 4.2.2017 um 11.00 Uhr 
auf dem Waldfriedhof Lauheide (Telgte/Münster) statt. 
Treffpunkt um 10.30 Uhr vor der Kapelle. 


Die DKP Hamburg lädt herzlich ein zur 
Bezirksmitgliederversammlung 

Tagesordnung: 

1. ) Eröffnung und Begrüßung 

2. ) Konstituierung 

3. ) Berichte der Bezirksgremien 

4. ) Diskussion und Beschlussfassung zu Anträgen 

5. ) Entlastung des BV sowie des Kassierers 

6. ) Wahlen zu bezirklichen Gremien 

7. ) Schlusswort 

Die bmv findet statt 

am Freitag und Samstag, dem 17. und 18. März 2017 

im Gemeindesaal der Christuskirche, Bei der Christuskirche 2 
(gegenüber U-Christuskirche) 

Freitag, den 17.3.: Einlass ab 17:30 Uhr, Beginn um 18:00 
Uhr; Ende (vorauss.): 21:00 Uhr 

Samstag, den 18. 3.: Einlass ab 09:00 Uhr, Beginn um 10:00 
Uhr, Ende (vorauss.): 19:00 Uhr 

Für die Verpflegung ist gesorgt. 

Das Mitgliedsbuch ist mitzubringen. 



Am 12.1. 2017 ist 

Horst Gunkel 

Ehemann, Vater, Bruder und Schwager gestorben, ln unserer 
Ortsgruppe Pinneberg/Rellingen/Schenefeld war er unver¬ 
zichtbar. Er war viele Jahre Vorsitzender und später Kassie¬ 
rer der Gruppe. 

Ob Ostermarsch, 1. Mai, Anti-Atomwaffen oder gegen 
Nazis, für Arbeiterrechte und Frieden, es wurden ungezählte 
Kilometer. 

Beruflich hat er zusammen mit seinen Kollegen in Hamburg 
unzählige Gebäude gebaut, mit der Gewerkschaft hat er bes¬ 
sere Arbeitsbedingungen und Löhne erkämpft. Als Betriebs¬ 
ratsvorsitzender hat er sie durchgesetzt und verteidigt. 

Im RTV hat er mehr als 50 Jahre Tischtennis gespielt. Privat 
hat er zusammen mit seiner Ehefrau und Genossin Gerda 
seiner Familie ein gemütliches Zuhause geschaffen und 
ihnen unvergessene Ferien ermöglicht. Verwandten und 
Freunden hat er immer eine helfende Hand gereicht. 

Es verabschieden sich die 
Ehefrau Gerda, die Söhne Ullrich und Jens, 
der Bruder Dieter mit Ines und Kindern, 
der Schwager Heinz Bruns mit Karla und Kindern 

Die Trauerfeier findet am 9 . 2.2017 in Rellingen auf dem Friedhof 
in der großen Kapelle statt. Statt Blumen u. Kränze bitte Spen¬ 
de an die DKP Spendenkonto DKP-Pateivorstand GLS-Bank / 
BIC:GENODEM 1 GLS / IBAN:DE 63 4306 0967 4002 4875 01 


Mit dem Tod eines geschätzten Genossen 
verliert man vieles, 

Niemals aber die gemeinsam verbrachte Zeit. 

Wir trauern um unseren Freund und Genossen 

Folkert Heller 

29. 9. 1944-8. 1. 2017 

Kämpferischer Kommunist, aufrechter Antifaschist 

ln einem antifaschistischen Elternhaus groß geworden, war 
Folkert Zeit seines Lebens in der antifaschistischen und 
kommunistischen sowie in der Friedensbewegung aktiv. 

Mit seiner langjährigen kommunistischen Tradition, den 
großen politischen Erfahrungen und seinen klug formu¬ 
lierten Einsichten war uns Folkert ein wertvoller Genos¬ 
se und ein echter Freund. Auch als Freidenker genoss er 
Ansehen und Wertschätzung. 

Wir sind sehr traurig, aber wir machen weiter für die 
Sache, die so einfach und doch so schwer zu machen ist. 

DKP Gruppe Emden/Ostfriesland 
Deutscher Freidenker-Verband Nord e.v. 



Du sollst mir nichts verweigern. 

Ich will den letzten Rest. 

Geht eine Lust zu steigern, 

Ein Schurke, wer es lässt. 

Gehabtes Glück hilft sterben. 

Der Tod, er soll nichts erben 
Als blankgeleckte Scherben 
Und Schläuche ausgepresst. 

Peter Hacks 

Unsere Freundin und Genossin 

Anja Weintz 

ist am 14. Januar 2017 im Alter von 75 Jahren in Köln 
verstorben. 

Anja wuchs in einem kommunistischen Elternhaus auf, 
organisierte sich in ihren Jugendjahren in der Partei, 
arbeitete als Journalistin - u.a. als Kulturredakteurin in 
der UZ - und blieb der kommunistischen Bewegung ihr 
Leben lang verbunden. 

Wir vermissen sie. 

Freunde und Genossen 


Einladung zur Linken Gesprächsrunde 


am Montag, dem 27.2.2017, 
in der Medien-Galerie, Dudenstraße 10, 
Berlin-Kreuzberg 

18.00 Uhr: Diskussion über die Aufzeichnung eines 
FS-Berichts zum Thema „Sklavenhalter im 
Kapitalismus am Beispiel der BRD". 

17.00 Uhr: Öffentliche Mitgliederversammlung des BüSGM 

BüSGM 

Untu nt fb't'rOftm.i#« mjMfrEPtrwjfls (V 



steuern 


Unternehmen 


J FACHBERATER 

M für Untefnehmensnactiff'Olge 
(DStv e.V) 


www.stb-mannherz.de 


HE3SH01* 


1. Frieden 

2. Arbeit 

3. Solidarität! 


Bundestags» 01 


für I 




Die Wohnungsfrage 
ist eine 
Klasse nf rage 



Neu 


DKP-Aufkleber und 
Postkarte 

„Bundestagswahl 2017 - 
3 gute Gründe für 
die Kommunisten" 

DIN A6 - 30 Stück 
Die Aufkleber werden 
gegen Porto und Spende 
versandt, der Lieferung liegt 
ein Spendenbeleg bei. 


UZ-Dokumentation 

„Die Wohnungsfrage ist 
eine Klassenfrage" 

2. aktualisierte Auflage 
DIN A5,64 Seiten 

3, -€ 

zzgl. PortoA/erpackung 


UZ-Dokumentation 

„KPD-Verbot und 
politische Justiz" 

2. erweiterte Auflage 
din A5,64 Seiten 

3, -€ 

zzgl. PortoA/erpackung 


www.uzshop.de 

Tel.: 0201 17788923 fax: -28 
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Leserbriefe / Termine 


Freitag, 3. Februar 2017 


Kein Held 

„Prüfstein Berufsverbot“, Kolumne 
von Hans-Peter Brenner, 

UZ, 27.1., S. 9 

Die Kolumne ruft in Erinnerung, 
welch verheerende Wirkung der „Ra¬ 
dikalenerlass“ seit 1972 entfaltet hat. 

Aber, mit Verlaub, ich bin kein 
Held. Berufsverbot 1975; u. a. hatte der 
Geheimdienst folgende Erkenntnisse 
über mich gesammelt: Mein Auto, ein 
alter 2CV, wurde auf einer Demons¬ 
tration gegen Umweltverschmut¬ 
zung durch die Farbwerke Hoechst in 
Frankfurt am Main gesehen; ich habe 
einen Artikel in der Mitgliederzeitung 
der DFG-VK geschrieben, in der ich 
meine Mitgliedschaft in der DKP er¬ 
wähnt hatte. Geholfen hat mir meine 
Partei sehr konkret. 

Die verfassungswidrige Bespitze¬ 
lung meiner Person hat mich vor kei¬ 
ne Prüfung gestellt. Vor eine Prüfung 
hat mich Anfang der neunziger Jahre 
versucht, der rechtssozialdemokrati¬ 
sche Vorsitzende des Vertrauenskör¬ 
pers bei der „Schnellpresse“ in Hei¬ 
delberg (Heidelberger Druckmaschi¬ 
nen AG) zu stellen: „Wenn du heute 
Abend erklärst, du bist aus der DKP 
ausgetreten, wählen wir dich zum 2. 
Bevollmächtigten“. Dieser Versuch 
scheiterte, ich behielt den aufrechten 
Gang bei. Das war auch keine Hel¬ 
dentat. Ich gelang in keine Wahlfunk¬ 
tion, blieb jedoch Gewerkschaftsse¬ 
kretär. 

Mit großen, ungläubigen Augen 
haben uns Besucher des Verwaltungs¬ 
gerichts in Wiesbaden am 12. Janu¬ 
ar angeschaut, als wir, hundert Deu¬ 
te hoch, die Sicherheitskontrolle des 
Gerichtsgebäudes verstopften. Und 
so hatten wir Gelegenheit, ihnen zu 
erklären, was uns dort hingetrieben 
hat. Nämlich die schamlose Bespit¬ 
zelung von Silvia Gingold durch den 
Geheimdienst. 

Mut macht, dass seit mehr als fünf 
Jahren Gewerkschaften, allen voran 
GEW, IG Metall und ver.di, die Speer¬ 
spitze bilden bei der Forderung nach 
Rehabilitierung und Wiedergutma¬ 
chung der Berufsverbotbetroffenen. 
Beeindruckend ist dabei, wie souve¬ 
rän die GEW bezüglich der damaligen 
Unvereinbarkeitsbeschlüsse mit sich 
ins Gericht geht. 

Norbert Birkwald } 
Mörfelden- Walldorf 


Möchtegern-Imperialisten 

„Russland ist nicht imperialistisch“, 
UZ v. 27.1., Kasten S.12, 

Zu dieser Frage sind in den letzten 
Jahren verschiedene Artikel, Reden 
und andere Beiträge erschienen, auch 
in der UZ. Ich neige den Ausarbeitun¬ 
gen von Willi Gerns zu: „Das Russland 
Putins ist ein kapitalistisches Land, in 
dem die ökonomischen Grundlagen 
des Monopolkapitals/Imperialismus 
mit gewissen Besonderheiten durch¬ 
aus gegeben sind.“ Darauf sei hier 


nicht weiter eingegangen, sondern auf 
den Satz in dem Kasten: „Dazu passt, 
dass die fünf Hauptempfängerlän¬ 
der russischer Auslandsdirektinvesti¬ 
tionen Zypern, die Niederlande, die 
Jungferninseln, Luxemburg und die 
Schweiz sind“. 

Als Laie würde man sich dabei den¬ 
ken, dass russische „Investoren“ da¬ 
mit in diesen Ländern nun Produk¬ 
tionsanlagen, Gebäude, Firmenantei¬ 
le etc. erwerben würden. Leider nein 
oder kaum. Das Geld fließt meist in 
Tochterfirmen, die ausschließlich im 
Finanzsektor tätig sind. Oder es wer¬ 
den Aktien bei den dortigen Banken 
gekauft. Die russischen Oligarchen 
schieben ihr Geld dorthin, weil es ih¬ 
nen da sicherer scheint als auf russi¬ 
schen Banken, und sie bemühen sich 
als gute Kapitalisten, es „mehr wer¬ 
den zu lassen“. So weit sie es nicht für 
persönliche Luxusbedürfnisse ausge¬ 
ben. 

Damit unterjochen sie zwar keine an¬ 
deren Volkswirtschaften, wie dies vom 
klassischen Leninschen Imperialisten 
zu erwarten wäre, aber die tatsächli¬ 
che, reale Investition in Russland wür¬ 
de auf jeden Fall eher dazu beitragen, 
das Lebensniveau der Bevölkerung 
dort zu heben. Übrigens waren die 
Jungferninseln und andere karibische 
Geldoasen die ersten Jahre nach 1991 
für Transaktionen aus Russland „Red 
Areas“, d.h. aus Russland durften kei¬ 
ne Überweisungen dorthin getätigt 
werden. Was natürlich einen Oligar¬ 
chen nicht groß verdrießt: man erle¬ 
digte dies über ausländische Tochter¬ 
firmen und als Strohmänner fungie¬ 
rende Geschäftspartner im Ausland. 
Die Russen sind keine Imperialisten, 
sondern „Möchtegern-Imperialisten“. 
Und so ganz abwegig scheint das nach 
den Ausführungen von B. S. nicht zu 
sein. 

Kurt Wirth, Kempten 


Schaut bei „news.dkp“ nach 

„Geistig-moralische Wende“, 

UZ vom 27.1., S. 4 

Was habt ihr euch bei der Veröffentli¬ 
chung des Bildes innerhalb des Arti¬ 
kels „Geistig-moralische Wende“ und 
vor allem bei der Bildunterschrift ge¬ 
dacht? Wahrscheinlich gar nichts, an¬ 
ders kann ich mir das nicht erklären, 
dass ihr eine solche kostenlose Rekla¬ 
me für AVAAZ macht. 

Bezüglich dieser Organisation 
möchte ich euch auf news.dkp hinwei- 
sen, auf der eine kritische Darstellung 
von AVAAZ und auch CAMPACT 
erfolgt. Vielleicht solltet ihr ab und 
zu einmal news.dkp besuchen! Oder 
guckt ihr lieber auf kommunisten.de 
nach? Na danke. Wo ist der Anspruch 
von parteilichem Journalismus? Und 
zur Kundgebung der bunten Truppe 
um Malu Dreyer (SPD) und Jean As¬ 
selborn wird auch nichts kritisch hin¬ 
terfragt. 

Jürgen Kelle, Frankfurt 


Dem deutschen Imperialismus 
in den Arm fallen 

„Aufgaben der DKP in der 
Friedensbewegung“, UZ v. 27.1., S.12 

Björn Schmidt analysiert die NATO 
zu Recht als eine den (Welt-)Frieden 
bedrohende Einrichtung westlicher 
Staaten und kommt zu dem Schluss, 
der Kampf um die Auflösung dieses 
aggressiven Militärbündnisses sei die 
Hauptaufgabe der DKP. Damit un¬ 
terschätzt er den eigenständigen ag¬ 
gressiven Charakter der Bundesrepu¬ 
blik, die vermehrt „Verantwortung in 
der Welt“ übernehmen will und die 
Bundeswehr massiv umbaut und auf¬ 
rüstet, um weltweit am Start zu sein. 
In den letzten Monaten, insbesonde¬ 
re nach der Wahl von Trump, haben 
sich die Stimmen vermehrt, (nicht 
nur) in Europa amerikanische Posi¬ 
tionen zu beziehen und einen mili¬ 
tärischen Ausgleich für Trumps Dro¬ 
hung einer „obsoleten“ NATO zu 
schaffen. Deutschland schickt sich an, 
unter Rückgriff auf EU-Ressourcen 
Weltmachtansprüche durchzusetzen. 
Selbst der Griff Deutschlands zur 
Atombombe wird publizistisch schon 
wieder ins Spiel gebracht. 

Diese Entwicklung muss gestoppt 
werden, dem deutschen Imperialis¬ 
mus in den Arm zu fallen ist Haupt¬ 
aufgabe deutscher Kommunistin¬ 
nen und Kommunisten, wessen 
denn sonst? Gelingt uns das, rückt 
die Frage der Auflösung der NATO 
auf die Tagesordnung, dann aber 
mit den richtigen Voreinstellungen: 
Mit einem militärisch abgerüsteten 
Deutschland, das auch außerhalb der 
NATO und in der EU keine Gefahr 
für die Welt mehr darstellt. Solange 
wir nicht in der Lage sind, bei uns Ab¬ 
rüstung durchzusetzen, so lange kann 
die Forderung „Raus aus der NATO“ 
als Beitrag im innerimperialistischen 
Konkurrenzkampf verstanden wer¬ 
den. 

Schließlich ist die Aussage, „die Frie¬ 
densbewegung lebt“ Augenwische¬ 
rei. Lasst uns mal ganz realistisch zur 
Kenntnis nehmen, dass z.B. die zen¬ 
trale bundesweite Friedensdemons¬ 
tration im Oktober in Berlin nicht 
auch nur ein kleines Körnchen Sand 
mit nachweisbarer Bremswirkung ins 
Getriebe des Militarismus geworfen 
hat. 

Die Konzentration auf eine wich¬ 
tige Frage zur Zurückdrängung des 
deutschen Militarismus, z. B. die For¬ 
derung nach Abzug aller deutschen 
Soldaten aus osteuropäischen Staa¬ 
ten oder die Forderung nach Abzug 
aller außerhalb Deutschlands statio¬ 
nierten Soldaten oder die Forderung 
nach Verbot von Rüstungsexporten, 
solch eine Konzentration schafft die 
Möglichkeit, die Kräfte der Friedens¬ 
bewegung zu bündeln und - endlich 
wieder - Erfolge zu erzielen. Dabei 
den Friedenskampf als internationa¬ 
len Klassenkampf darzustellen bleibt 
allein Aufgabe der DKP. 

Detlef Peikert, Aachen 


Termine 


SO ★ 5. FEB 


Hamburg: 14.00 - 17.00 Uhr Öffnung 
„Dauerausstellung zur Zwangsarbeit in 
Hamburg 1939-1945“. Führung durch die 
Dauerausstellung in den letzten erhalte¬ 
nen, ehemaligen Zwangsarbeiterbaracken 
Hamburgs, Lager Kowahl+Bruns (mit Film¬ 
vorführung). Hamburg Fuhlsbüttel,Wilhelm- 
Raabe-Weg 23, nahe S-Bahn Flughafen. 
Veranstalter: Willi-Bredel-Gesellschaft- 

Geschichtswerkstatt e. V. Tel. 040/591107 


Ml ★ 15. FEB 


Schwerin: Bildungsabend der DKP. Buntes 
Q, Lückerstraße 180,19.00 Uhr. 


SA ★18. FEB 


Hannover: 5. bundesweite Berufsverbote¬ 
konferenz. ver.di-Höfe, Veranstaltungszen¬ 
trum Rotation, Saal 3, Goseriede 10,10.00 
Uhr bis 17.00 Uhr. 


Dl ★ 21. FEB 


MO ★ 6. FEB 


Hamburg: „Widerständiges Leben. Inge- 
borg Rapoport und Rudolf Degkwitz.“ Öf¬ 
fentlicher Gruppenabend der DKP-Gruppe 
Hamburg-Nord im Rahmen der „Woche 
des Gedenkens“. Bürgerhaus Langenhorn, 
Tangstedter Landstraße 41 (gegenüber U- 
Bahn Langenhorn Markt), 19.00 Uhr. 


Oberhausen: „45 Jahre Radikalenerlass“, 
Veranstaltung der GEW NRW, Fabrik K 14, 
Lothringer Straße 64,17 Uhr. 


KAI 

DEGENHARDT 

SAMSTM 20 UHU 


DO ★ 9. FEB 


Nürnberg: „Informationen aus dem Partei¬ 
vorstand“, Gruppenabend, Rotes Zentrum, 
Reichstraße 8,19.00 Uhr 

Dortmund: 19.00 Uhr im „Z“ (Oesterholz¬ 
straße 27) Diskussion mit Klaus Wagener: 
„Revolutionäre Partei in nicht-revolutionä¬ 
rer Zeit - Warum kandidiert die DKP zu den 
Landtags- und Bundetagswahlen?“ 

Rostock: Roter Stammtisch der DKP. Cafe 
Marat, Doberaner Straße 21,19.30 Uhr. 


SO ★ 12. FEB 


Bremen: Veranstaltung zu Ehren der Vertei¬ 
diger der Bremer Räterepublik um 11 Uhr 
auf dem Waller Friedhof. Sprechen wird Ingo 
Schumann, Betriebsrat, IG-Metall-Funktio- 
när. Musik und Kulturprogramm im Westend 
mit dem Liedermacher Achim Bigus. Veran¬ 
stalter u.a.: Die Linke, DKP, GEW Bremen, IG 
Metall Bremen, WN-BdA Bremen 


Dl ★ 14.FEB 


Recklinghausen: Treffen der DKP. Laden¬ 
lokal Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 



Hamburg: Kai Degenhardt - Lieder gegen 
den rechten Aufmarsch - von damals und 
von dieser Zeit - 20.00 Uhr, Polittbüro, 
Steindamm 45, 20099 Hamburg. Eintritt: 
15,-/erm. 10,- Euro 


Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte spätestens am Freitag eine Wo¬ 
che vor dem Erscheinungstermin der ent¬ 
sprechenden Ausgabe der UZ mit Angabe 
des Themas der Veranstaltung an termine@ 
unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoff¬ 
nungstraße 18,45127 Essen. 


UZ im Buchhandel 


Die UZ wird überwiegend im Abonnement und als Aktionszeitung auf Demos 
und Veranstaltungen vertrieben. Aber, sie wird auch in folgenden Buchhand¬ 
lungen angeboten: 

Bahnhofsbuchhandel in Frankfurt/Main, Freiburg, Gießen, Göttingen, Heidel¬ 
berg, Karlsruhe, Kassel, Köln, Nürnberg,Trier und Weimar sowie in der Heinrich- 
Heine-Buchhandlung Essen, im Der Kleine Buchladen Berlin,der Buchhandlung 
Weltbühne Duisburg,der Carl-von-Ossietzky-Buchhandlung Flensburg und der 
Fachbuchhandlung Sauermann Radebeul. 

Fragt dort und auch bei „eurem“ Buchladen nach der UZ, damit sie zusätzlich 
gelistet wird und auch über diesen Weg viele neue Leserinnen und Leser fin¬ 
den kann. 


Weitere Informationen: verlag@unsere-zeit.de 


Branchentreffen Gesundheitswesen 

Das nächste Branchentreffen Gesundheitswesen des Arbeitskreises „Betrieb und 
Gewerkschaft“ beim Parteivorstand der DKP findet statt am Samstag, 25. Februar 
2017 ab 11.15 Uhr. Ort: Hoffnungstraße 18,45 12 7 Essen 



Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP 
für ein Jahr. Das Abonnement verlängert sich um ein 
weiteres Jahr, wenn es nicht spätestens 6 Wochen vor 
Ende des Bezugszeitraums gekündigt wird. 



Prämie Jahresabo 
T-Shirts „Gespenst 
des Kommunismus“ 
Herren S - 4XL 
Damen S-XL 

Größe angeben: I_I 

Oder Gutschein über 
15,- Euro für den 
UZ-Shop 


Online-Abo (Online-Ausgabe) 


□ 

Ermäßigtes Abo 

Jahrespreis 48,00 € 

□ 

Normalabo 

Jahrespreis 96,00 € 

□ 

Förderabo 

Jahrespreis 144,00 € 

Print-Abo (Wochenzeitung) 

□ 

Ermäßigtes Abo 

Jahrespreis 66,00 € 

□ 

Normalabo 

Jahrespreis 132,00 € 

□ 

Förderabo 

Jahrespreis 180,00 € 

Kombi-Abo (Online-Ausgabe + Wochenzeitung) 

□ 

Ermäßigtes Abo 

Jahrespreis 78,00 € 

□ 

Normalabo 

Jahrespreis 156,00 € 

□ 

Förderabo 

Jahrespreis 216,00 € 


k 


Ich zahle mein UZ-Abonnement □ monatlich □ vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 
Diese Bestellung kann ich innerhalb von 14 Tagen schriftlich beim CommPress Verlag GmbH widerrufen. 


Name, Vorname 


EU Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat 
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KTO / IBAN 


PLZ, Ort 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Reden über Trump 

Ein Blick in die (Medien-)Welt der vergangenen Woche 


Wohin mit dem Cup? 

Afrikameisterschaft in Gabun 



Endlich wieder zu Hause: Aubameyang schied mit der gabunischen Nationalmannschaft früh aus. 


Eine der beliebtesten Arten in¬ 
zestuöser Desinformation geht so: 
Journalist(in) interviewt Journalist, 
auch beliebt in der Variante Journalist 
interviewt Journalist(in). Das sugge¬ 
riert Vielfalt und Kompetenz. Die al¬ 
lerdings regelmäßig da endet, wo der 
Dienstherr, egal ob Intendant oder Ver¬ 
leger, „seinen“ Journalisten die inhalt¬ 
lichen Grenzen setzt - egal ob einem, 
zweien oder 200. 

Wie das funktioniert, führen Sa¬ 
bine Heinrich und „Radiolegende“ 
Klaus-Jürgen Haller vor. Thema Do¬ 
nald Trump. Sabine wird deutlich: Bau 
der Mauer nach Mexiko, Folter als le¬ 
gitime Verhörmethode. Haller, jetzt in 
Pension, einst Korrespondent in Wa¬ 
shington, kritisiert Trump als Narziss 
und nennt den Streit um die Zuschau¬ 
erzahlen bei der Amtseinführung 
Killefick. Dann platziert er seine Bot¬ 
schaft. Alles halb so wild, abwarten. 
Das findet dann auch Frau Heinrich. 
Beide befinden sich damit zu 100 Pro¬ 
zent auf der Finie dessen, was WDR 2 
seit Wochen in aller Vielfalt und Kom¬ 
petenz zum neuen US-Präsidenten ab¬ 
sondert. 

★ 

In der Presse liest es sich so: „Kölner 
Ring zieht an Berliner Ring vorbei“. 
Die Wortwahl deutet einen Erfolg an. 
In diesem Fall heißt der, dass täglich 
171 000 Fahrzeuge das Autobahnkreuz 
Köln Ost passieren und damit 3 000 
mehr als den Tempelhofer Damm in 
Berlin. 

Wenn ich im nächsten Sommer auf 
meiner Dachterrasse sitze, werde ich 
diesen „Erfolg“ so richtig genießen - 
aus 1 500 Meter Entfernung Fuftlinie. 
Den Krach hört man nur dann nicht so 
laut, wenn ein Flugzeug sich im Landes¬ 


anflug auf Köln-Bonn befindet - also 
ziemlich oft. 

★ 

Irak, Iran, Jemen, Libyen, Somalia, Su¬ 
dan und Syrien sind die sieben Länder, 
für deren Einwohner US-Präsident Do¬ 
nald Trump ein zunächst zeitlich be¬ 
grenztes Einreiseverbot verhängt. Der 
Iran ist dabei das einzige Land, in dem 
die US-Militärmaschine nicht interve¬ 
niert oder interveniert hat - aber das 
nur nebenbei. Die Maßnahme und die 
Auswahl dienen erkennbar ausschließ¬ 
lich dem Zweck, Muslime zu diskrimi¬ 
nieren und zu demütigen. Und erzeu¬ 
gen damit, was sie zu bekämpfen vor¬ 
geben - Terror. Was Herr Trump tut, 
ist wohl durchdacht, schlimmer, es hat 
Methode. 

★ 

Über 24 Stunden nach der Attacke auf 
eine Moschee in Quebec wissen wir im¬ 
mer noch (fast) nichts über den Täter 
und seine Motive. Das gilt im übrigen 
auch für die Opfer, sechs Tote und acht 
Verletzte. Nachrichtensperren der Be¬ 
hörden sind inzwischen weltweit gang 
und gäbe. Aber was zwingt die versam¬ 
melte Weltpresse, nicht einmal Namen 
und Nationalität des Täters herauszu¬ 
finden? Berichtet wird immerhin, dass 
er 27 Jahre alt ist, was heißt, dass seine 
Identität sehr wohl bekannt ist. 

Offensichtlich wird Gewalt gegen 
Muslime von Behörden und Medi¬ 
en grundsätzlich anders behandelt als 
Gewalt von Muslimen. Es gibt nur ein 
logisches Motiv, die Gräben sollen wei¬ 
ter vertieft, Hass und Gewalt geschürt 
werden. Die Mittel sind Diskriminie¬ 
rung und Demütigung. Willkommen im 
freien Westen im Jahre 227 der Franzö¬ 
sischen Revolution. 

Adi Reiher 


W enn am Sonntag das Endspiel 
des Afrika-Cups bzw. der 
Fußball-Afrikameisterschaft 
ausgetragen wird, dann werden die meis¬ 
ten davon nichts mitbekommen. Nicht 
nur, dass das Spiel nicht im privaten 
oder gar öffentlich-rechtlichen Fernse¬ 
hen übertragen wird, auch die Pay-TV- 
Sender hatten an den Übertragungs¬ 
rechten für das Turnier kein Interesse. 
Insgesamt scheint das Ereignis nicht be¬ 
sonders neugierig zu machen, obwohl es 
sich doch um Fußball handelt. Es reichte 
gerade mal für ein paar spärliche Fern¬ 
sehberichte über den gabunischen Nati¬ 
onalstürmer Pierre-Emerick Aubamey¬ 
ang - weil wir den ja vom BVB kennen - 
und über das Gastgeberland Gabun, wo 
der Präsident die letzte Wahl gewonnen 
haben soll, aber die Opposition spricht 
von Betrug, es gibt Proteste. Alles ganz 
schwierig, lautet der Tenor. 

Dazu jammert der ein oder andere 
europäische Verein über den zeitweisen 
Verlust der afrikanischen Nationalspie¬ 
ler in ihrer Aufstellung für die regulä¬ 
ren Saisonspiele - schließlich geht es da 
um was. Man stelle sich vor, einer ihrer 
Sternchen verletzt sich wegen der Teil¬ 
nahme an der Afrikameisterschaft. Was 
das kostet. 


Das mangelnde Interesse ist nicht 
allein dem stärker werdenden Euro¬ 
zentrismus geschuldet. Der afrikani¬ 
sche Fußball wird abgehängt. Es fehlt 
an Infrastruktur, Kompetenz und Geld. 
Sobald sich Fußballer hervortun, greift 
Foot- wie Brain-Drain - talentierte Spie¬ 
ler werden von europäischen Vereinen 
gesichtet und weggekauft. 

Auch der Austragungsort Gabun ist 
ein Zeichen dafür, wie schwierig es der 
Fußball in Afrika hat, obwohl der Sport 
so beliebt ist. Denn eigentlich sollte das 
Turnier 2017 in Südafrika stattfinden. 
Das Land hatte das Gastgeberrecht aber 
für 2013 von Libyen übernommen, weil 
die Imperialisten das Land gerade in die 
Steinzeit gebombt hatten. Dafür sollte 
Libyen die Afrikameisterschaft 2017 
ausrichten, vier Jahre sollten dem Land 
reichen, um wieder als Gastgeber fungie¬ 
ren zu können. Aber auch da hatten sich 
die Verantwortlichen leicht verschätzt. 
So kam Gabun zu dieser Ehre, obwohl 
das Land bereits 2012 Ausrichter der 
Afrikameisterschaft war, damals zusam¬ 
men mit Äquatorialguinea. Zu diesem 
Zweck wurden auf die Schnelle noch 
zwei Stadien im knapp zwei Millionen 
Einwohner zählenden Gabun errichtet, 
mit chinesischer Finanzhilfe wurden Sta¬ 


dien in Oyem und Port-Gentil gebaut, 
die jeweils etwa 20 000 Zuschauer fas¬ 
sen, wie Georges Hallermayer in der Ta¬ 
geszeitung „junge Welt“ schreibt. 

Das ist sicherlich nicht die Infrastruk¬ 
tur, die das Land für die Entwicklung des 
Fußballs braucht. Aber das ist kein af¬ 
rikanisches Problem und auch keines, 
das sich auf den Fußball beschränkt. 
Dass Stadien und Mega-Sportstätten 
einen sehr eingeschränkten Nutzen ha¬ 
ben, weiß man von Athen (Olympische 
Sommerspiele 2004) bis Rio de Janeiro 
(2016) nur zu genau. 

Aber vielleicht doch noch ganz kurz 
zum Sportlichen: 16 Teams spielten in 
Gabun um den Titel, vier davon stehen 
im Halbfinale: Ägypten, Ghana, Kame¬ 
run und der krasse Außenseiter Burkina 
Faso, quasi das Island des afrikanischen 
Fußballs. Die Ausgangslage ist spannend, 
denn Ghana hat seit 35 Jahren den Afri¬ 
ka-Cup nicht mehr gewonnen, Burkina 
Faso noch nie. Ägypten ist als Rekord¬ 
meister nicht gerade Sympathieträger 
und wurde bei Erscheinen dieser Zeitung 
hoffentlich von Burkina Faso rausgeke- 
gelt. Wer das Endspiel gucken möchte, 
kann sich ja in die Fänge der Wettmafia 
begeben, bet365.com zeigt das Spiel im 
Internet-Livestream. Friedhelm Vermeiden 



Der rote Kanal 


Abholbar 

Gute Fernsehserien nach Bedarf oder nicht-lineares Fernsehen 

Gibt es noch Gebäude, in denen DVDs ausgestellt und verliehen werden? 

Wenn nicht, es gibt ja Streamingportale ... 



Die chinesische Prinzessin 

Der vor einem Jahr - und damit sehr 
viel zu früh - verstorbene Sinologe und 
Ethnologe Ingo Nentwig schrieb über 
diesen „Tatort“, ohne ihn gesehen zu 
haben. Das konnte er, weil er das deut¬ 
sche Bild vom Vielvölkerstaat China 
kennt: „Das mediale Konstrukt , China 4 
ist so gestaltet, dass Tibeter oder Uigu- 
ren darin prinzipiell ,fehl am Platz 4 er¬ 
scheinen, als stehe außer Frage, dass 
diese beiden Völker eigentlich 4 nicht 
zu China gehören können. Es ist dieser 
Jargon der Eigentlichkeit, der Vor- und 
Fehlurteile der Vergangenheit am Le¬ 
ben erhält und antichinesisch nutzbar 
macht. Doch schon der Titel unseres 
,Tatorts 4 geht hier in die selbstgestell¬ 
te Falle. Die Prinzessin kommt aus dem 
Volk der Mandschu, das ja das Kaiser¬ 
haus der letzten chinesischen Dynas¬ 
tie stellte. Trotzdem heißt der ,Tatort 4 
korrekt ,Die chinesische Prinzessin 4 , 
nicht ,Die mandschurische Prinzessin 4 . 
Wäre das den ,Tatort 4 -Machern auch 
passiert, wenn die Prinzessin als Tibe¬ 
terin oder Uigurin ausgedacht worden 
wäre? Gewiss nicht!“ 

Tatort: Die chinesische Prinzessin 
(Deutschland, 2013) 

Fr 3.2., 22.00 Uhr, ARD 

Verpasst? Vermisst (Missing) 

Wir befinden uns in Chile nach dem 
Putsch gegen Allende. Charlie, ein 
junger US-Amerikaner, trifft im Ho¬ 
tel auf US-Militärs, die die Putschis¬ 
ten „beraten“. Die feine Gesellschaft 
feiert, während in den Straßen Op¬ 
positionelle erschossen werden. Er 
notiert sich, was er erfährt und ver¬ 
sucht, weitere Informationen zu sam¬ 


meln, bis er verschwindet. Der Film 
begleitet seinen Vater und seine Frau 
auf der Suche nach ihm ... durch Fol¬ 
tergefängnisse, das Internierungsla¬ 
ger im Nationalstadion, in das US- 
amerikanische Konsulat. Die wollen 
von Charly und US-Einflussnahme 
auf den Putsch nichts wissen, deuten 
aber an, dass Charly es nicht anders 
verdient habe. Die politischen Hinter¬ 
gründe bleiben verborgen, die Schil¬ 
derung ist deshalb nicht weniger dras¬ 
tisch, weil sie naiv an das Thema he¬ 
rangeht und so ein breites Publikum 
mitnehmen soll. 

Lief schon Montag auf Arte zu einer 
ordentlichen Sendezeit. Wer es ver¬ 
passt hat - so wie wir -, kann sich die 
Wiederholung sichern. USA, 1981 

Di, 7.2., 13.50 Uhr, Arte 

Rebellion der Rechtlosen 

Südengland, 1834: Landarbeiter 
schließen sich im Kampf gegen Un¬ 
terdrückung zusammen, um ihre In¬ 
teressen besser vertreten zu können. 
Die „Verschwörung“ fliegt auf und 
die Männer werden verhaftet. Ein 
Film über Vorkämpfer der britischen 
Gewerkschaftsbewegung, für den der 
britische Regisseur Bill Douglas auf 
einen historischen Fall zurückgriff. 
Als die „Sechs Märtyrer vonTolpudd- 
le“ sind die Männer in die Geschichte 
Großbritanniens eingegangen. Wert¬ 
volle Hinweise auf die korrekte Dar¬ 
stellung gibt es bei E.P. Thompson: 
Die Entstehung der englischen Arbei¬ 
terklasse (The Making of the English 
Working Class). 

Mi, 8.2., 20.15 Uhr, Arte 


TheWire 

The Wire ist eine mitreißende Fernseh¬ 
serie, die in Baltimore spielt. Geschrie¬ 
ben von einem ehemaligen Polizeire¬ 
porter, wirft sie einen glaubhaften, ja 
geradezu „authentischen“ Blick auf 
Polizei, Drogenmafia, Hafenarbeiter¬ 
gewerkschaften und andere soziale und 
mehr oder weniger mafiose Strukturen. 

Die Geschichten werden langsam 
entwickelt, ein Fall wird eher im Laufe 
einer Staffel denn in einer Folge „ge¬ 
löst“ - wenn überhaupt. Gut und Böse 
lassen sich schwierig verorten, Sympa¬ 
thieträger/innen gibt es auf allen Sei¬ 
ten. 

The Wire, 2002-2008 (5 Staffeln), 


mit Dominic West, Sonja Sohn, Michael 
Kenneth Williams, Idris Elba 

Shameless 

Die Geschichte der Familie Galla- 
gher, die mit sieben Staffeln hoffent¬ 
lich ihren Höhepunkt und damit ihr 
Ende erreicht hat, ist die Geschichte 
des „white trash“ der armen weißen 
Bevölkerung. 

Shameless ist echtes TV-Format, 
manchmal unnötig brutal, und er¬ 
zählt - etwas heroisiert - vom Alltags¬ 
kampf im Kapitalismus. 

Dabei ist der Titel „Shameless“ 
(Schamlos) irreführend, denn die 
White-trash-Familie kennt durchaus 


Scham bzw. Schamgefühl, nur sind 
die Kriterien dafür, was eine Schan¬ 
de ist und was nicht, die ihrer eigenen 
sozialen Klasse. Der Wertekanon der 
herrschenden Meinung greift nicht - 
so wenig wie der Rechtsstaat -, weil 
dieser für die Realität einer ums Über¬ 
leben kämpfenden Familie nichts zu 
bieten hat. 

Unterstrichen wird dieser Bruch 
durch die Figur des nur zeitweise ge¬ 
duldeten, daueralkoholisierten Va¬ 
ters, der keinerlei Verantwortung 
übernimmt, nichts beiträgt und ledig¬ 
lich auf Kosten der anderen versucht, 
seinen Pegel zu halten, während er 
gleichzeitig die „guten alten Werte“ 
der US-amerikanischen Gesellschaft 
des 20. Jahrhunderts zum Besten gibt. 
Es sind die nach Erbrochenen und 
Urin stinkenden Werte der Herrschen¬ 
den (Familie, Leistungsbereitschaft, 
Aufrichtigkeit, Pflichtgefühl), die im¬ 
mer nur einseitig eingefordert, an die 
jedoch keine Ansprüche gestellt wer¬ 
den dürfen. 

Angeführt wird die Familie durch 
die große Schwester Fiona - aufopfe¬ 
rungsbereite Heldin und Kämpferin 
der Geschichte, die aus purer Vernunft 
immer wieder auch diktatorische Züge 
annimmt. Sie muss sich für ihre eige¬ 
ne Kämpfermoral und damit auch für 
den Rausschmiss des alten, zunächst 
bürgerlichen und asozialen Vaters ent¬ 
scheiden, um bestehen zu können. 
Shameless, 2011-2016 (7 Staffeln), mit 
William H. Macy, Emmy Rossum, Jere- 
my Allen White, Cameron Monaghan, 
Ethan Cutkosky 







